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Sie lesen in dieser Ausgabe

Zum Jahreswechsel heißt
die Devise: „Abwarten und
Tee trinken“, vor allem
aber sich den Optimismus
nicht nehmen zu lassen. Der
Schriftsteller Max Frisch
verbreitete in diesem Punkt
Optimismus: „Eine Krise ist
ein produktiver Zustand.
Man muss ihr nur den Bei-
geschmack der Katastrophe
nehmen.“ Seite 19
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F r o h e We i h n a c h t e n !F r o h e We i h n a c h t e n !

Eine Geschichte zum Fest
Es war an der Zeit, das Neujahrsfest vorzubereiten.

Der König im alten Persien wies seine Leute an: „Ich
möchte, dass es ein wirklich königliches Fest wird. Die
Gästeliste soll überquellen von illustren Persönlich-
keiten. Die Tische sollen sich biegen unter Delikates-
sen; es gibt nur Wein aus erlesensten Trauben der bes-
ten Jahrgänge.“

Die Mitarbeiter schwärmten aus und brachten aus al-
len Landesteilen nur das Köstlichste. Aber der König
war nicht zufrieden. „Im vergangenen Jahr habe ich
ein durch nichts zu überbietendes Fest gegeben. Aber
die ganze Stadt sprach nur von dem Fest bei Ramun,
dem Maler. Da wurde getrunken und gelacht, die ganze
Nacht, bis zum Nachmittag des nächsten Tages. Im
Jahr davor war es dasselbe. Ebenso im Jahr davor und
davor. Einmal muss es mir doch gelingen, diesen Wurm
zu übertrumpfen, denn ich, ich bin der König.“

Einer der Mitarbeiter, ein kluger Mann, verneigte
sich tief und fragte: „Mein König, habt Ihr je mit dem
Maler gesprochen? Es muss doch einen Grund geben,
warum die Leute sein Fest so lieben, obwohl sie in schä-
biger Hütte ihre mitgebrachten Happen essen und den
billigsten Wein trinken müssen.“

Der König nickte stumm und sagte: „Gut, schafft mir
diesen Ramun heran.“ Und so geschah es. „Warum lie-
ben die Menschen dein Neujahrsfest so sehr?“ fragte
der König. Worauf der Maler antwortete: „Wir sind
Freunde und brauchen einander - mehr brauchen wir
nicht. Deshalb sind wir reich, fröhlich und glücklich.“

In diesem Sinn wünschen Ihnen
Verlag, Redaktion und Anzeigenabteilung

der Bayerischen Gemeindezeitung
von Herzen besinnliche, frohe Festtage
und für das neue Jahr echten Reichtum,
Gesundheit, Lebensfreude, Zuversicht,

Erfolg, Mut und Glück.

Christkindlmärkte laden im ganzen Freistaat zum Besuch und zum Verweilen ein. Die Kom-
munen geben sich große Mühe, um den Besuchern eine stimmungsvolle Atmosphäre zu bieten
und die Vorfreude auf das kommende Weihnachtsfest zu vertiefen. Unser Bild zeigt den Altöt-
tinger Christkindlmarkt auf dem Kapellplatz mit Kapelle und Stiftskirche in schönster Win-
terpracht. Foto: Heiner Heine

Horst Seehofer zieht
vier Leitlinien

In seiner Regierungserklärung fordert der Ministerpräsident Mut und
Selbstvertrauen in der Finanzkrise / Renaissance der sozialen Marktwirtschaft

In seiner wegen der Landesbankmisere um eine Woche ver-
schobenen Regierungserklärung hat Ministerpräsident
Horst Seehofer im Landtag Zuversicht ausgestrahlt,
zunächst in den Jahren 2009 und 2010 ohne Etatkürzungen
den Herausforderungen in allen entscheidenden Bereichen
der Landespolitik gerecht zu werden. Bayern habe alle
Chancen, die Finanz- und Wirtschaftskrise gut zu meistern.

Investitionen sollen vorgezo-
gen, Liquiditätshilfen für den
Mittelstand eingesetzt und die
dringenden Investitionen im
Bildungsbereich vom Kinder-
garten bis zu Hochschule und
Forschung geleistet werden. Ei-
ne zielgenaue Zuordnung der
Aufgaben auf die Kommunen
soll der Verwaltungsvereinfa-
chung und Bürgernähe nutzen.

Identität, Geborgenheit
und Sicherheit

Als erste Leitlinie nannte der
Ministerpräsident in seiner Re-
gierungserklärung die Stärkung

der kulturellen Identität, Gebor-
genheit und Sicherheit. Dazu
gehörten Familie und Kinderbe-

ein Mittagessen leisten können.
In diesem Sinne soll Druck auf
den Bund gemacht werden, der
eigentlich dafür zuständig sei.

Medizinische Versorgung

Seinen Willen, sich gegenüber
der Bundesregierung und Kanz-
lerin Angela Merkel noch stärker
in Szene zu setzen, bekundete er
auch bei der medizinischen Ver-
sorgung. Sollte sich herausstel-
len, dass diese unter dem ab
nächstem Jahr für alle Kassen-
beiträge geschaffenen Gesund-
heitsfonds leidet, „werden wir
diesen in Frage stellen“.

Teilhabe und Chance

Leitlinie Zwei fordert Teilhabe
und Chance für alle Bürger, auch
für Ausländer. Es dürfe kein

gleichgültiges Nebeneinander
geben. Seehofer betonte auch die
stärkere Beteiligung der Frauen
an führenden Positionen bis hin
ins Parlament.

Flächendeckend
Ganztagsschulen

Im Bildungsbereich kündig-
te der Ministerpräsident an, flä-
chendeckend Ganztagsschulen
in allen Schularten anzubieten,
kleinere Klassen zu bilden und
mehr Lehrer einzustellen. Be-
reits im Doppelhaushalt 2009/
2010 sollen 2.000 neue Lehrer-
planstellen finanziert werden.
Für die Hochschulen sind zu-
sätzlich 38.000 Studienplätze
und 3.000 neue Stellen vorgese-
hen. Ohne auf den von der Op-
position geforderten Verzicht auf
Studiengebühren einzugehen, er-
klärte Seehofer, wer das Zeug
dazu habe, müsse unabhängig
vom Geldbeutel der Eltern stu-
dieren können.

Nachhaltigkeit

Leitlinie Drei heißt Nachhal-
tigkeit aller Maßnahmen. Sie er-
fordere die Renaissance der So-
zialen Marktwirtschaft. Hier hob
Seehofer besonders die Mitwir-
kung der FDP hervor. Herzstück
der Politik sei der Mittelstand,
mit Handwerk und Freibe-
ruflern. Klima und Umwelt-
schutz seien bei richtiger Dosie-
rung keine Job-Killer sondern
Job-Motor und für die Landes-
politik schon seit langem von
hohem Stellenwert. Wichtig sei
überdies neben Senkung der

(Fortsetzung auf Seite 4)

Investitionssignal
für die Kommunen
Finanzausgleich steigt trotz Krise auf 6.8 Milliarden

Euro / Hoch- und Straßenbau werden forciert
Trotz aller Schwierigkeiten durch beginnende Rezession und Fi-
nanzkrise mit dem Milliarden-Rettungsschirm für die bayeri-
sche Landesbank soll der kommunale Finanzausgleich in Bay-
ern nächstes Jahr weiter steigen.

Er erhöht sich von 6,1 Mrd.
Euro um 3,4 % auf 6,8 Mrd. Eu-
ro im kommenden Jahr. Davon
sind 6,3 Mrd. Euro (plus 3,6 %)

reine Landesleistungen. Dieser
Rahmen wurde in der üblichen
Spitzenkonferenz von Staatsre-
gierung und kommunalen Spit-
zenverbänden jetzt festgemacht.

Der Landtag entscheidet

Die Entscheidung trifft der
Landtag, der den Doppelhaus-
halt 2009/2010 bis April beraten
und verabschieden wird. Der
neue Vorsitzende des Haushalts-

(Fortsetzung auf Seite 2)

Horst Seehofer.

treuung. Deren konsequenter
Ausbau werde gemeinsam mit
den Kommunen erfolgen. Bis
Ende 2012 soll ein verlässliches
und bedarfsgerechtes Betreu-
ungsangebot für Kinder von ein
bis 14 Jahren geschaffen werden.
Im Sinne der Familienfreund-
lichkeit denkt Seehofer u. a. an
mehr flexible Arbeitszeiten des
Kindergartenpersonals.

Druck auf den Bund

Bei den Schulen geht es auch
um die Ganztagsbetreuung. Zu-
sammen mit den Kommunen
wollen Staatsregierung und Koa-
litionsfraktionen so schnell wie
möglich dafür sorgen, dass sich
alle Kinder an Ganztagsschulen
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Bürgermeister Alois Sauer
63849 Leidersbach

am 5.1.

Bürgermeister
Elmar Schöniger

86695 Nordendorf
am 10.1.

Bürgermeister Bernhard Winter
85570 Markt Schwaben

am 11.1.

Bürgermeisterin
Cornelia Vogelfänger

85669 Pastetten
am 12.1.

Bürgermeister Franz Schedlbauer
94327 Bogen

am 19.1.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Johann Ostermünchner
83677 Greiling

am 13.1.

Bürgermeister Günter Stich
92685 Floß

am 15.1.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Manfred Brummer
86695 Allmannshofen

am 28.12.

Bürgermeister Gerhard Brosch
87785 Winterrieden

am 17.1.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Heinrich Thaler
96154 Burgwindheim

am 20. 1.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Helmut Lackner

85445 Oberding
am 18.1.

Bürgermeister Rainer Kinzkofer
97209 Veitshöchheim

am 18.1.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Rainer Richter

85110 Kipfenberg
am 24.12.

Bürgermeister
Manfred Schafnitzel

86679 Ellgau
am 24.12.

Bürgermeister Rupert Oberhuber
83549 Eiselfing

am 30.12.

Bürgermeister Franz Schwarz
94501 Aldersbach

am 31.12.

Bürgermeister Josef Berlinger
93453 Neukirchen b. Hl. Blut

am 31.12.

Bürgermeister Rupert Aigner
84431 Rattenkirchen

am 18.1.

Bürgermeister Oskar Ebert
96181 Rauhenebrach

am 19.1.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Christian Mrosek

96257 Redwitz a.d. R.
am 25.12.

Bürgermeister Bruno Altrichter
97616 Bad Neustadt a. d. Saale

am 28.12.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache:
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten des-
halb um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

(Fortsetzung von Seite 1)
ausschusses, Georg Winter (CSU),
war beim Spitzengespräch be-
reits dabei.

Finanzminister Georg Fahren-
schon bezeichnete den Finanz-
ausgleich als ein ganz klares Sig-
nal der Sicherung von Gemein-
den, Städten, Landkreisen und
Bezirken. Der kommunale Arm
sei für öffentliche Investitionen
der stärkste Arm. Auf die Kon-
junktur würden sich insbesonde-
re die verbesserten FAG-Mittel
für Straßen- und Schulbau sowie
für die Sanierung öffentlicher
Gebäude positiv auswirken. Im
Krankenhausbau bleibe es dabei,
nicht vom Bund und von Eigen-
finanzierung abhängig zu sein.

Die Einzelposten

Im Einzelnen sind für den
kommunalen Straßenbau 45
Mio. Euro mehr vorgesehen, für
den Straßenbau sind es in bayeri-
scher Zuständigkeit 160 Mio.
Euro (+ 30 Mio. Euro), ferner
250 Mio. Euro für den allgemei-
nen Straßenbau und Unterhalt.
Die Krankenhausfinanzierung
wird mit 500 Mio. Euro geför-
dert (+ 22,4 Mio.). Als Investiti-
onspauschale stehen 173 Mio.
Euro (+ 18,3 Mio.) im FAG.

Für den allgemeinen Steuer-
verbund bringt der neue Finanz-
ausgleich, wie der Minister nach
der Abschlussbesprechung mit
den Vorsitzenden der vier kom-
munalen Spitzenverbände im Fi-
nanzministerium der Presse mit-
teilte, dass die Schlüsselzuwei-
sungen als Ergänzung der
Steuereinnahmen um knapp 6 %
auf 2,58 Mrd. steigen. Im Kfz-
Steuerverbund steigen die Mittel
von 50 % auf 51 %.

Innenminister Joachim Herr-
mann, der auch wieder an der
Spitzenbesprechung teilgenom-
men hatte, nahm die in guter At-

mosphäre gelaufenen Verhand-
lungen als Zeichen, dass in Bay-
ern der Staat der Anwalt der
Kommunen sei. Mit den steigen-
den Mitteln im Kfz-Steuerver-
bund werde es möglich sein, lan-
ge geplante Projekte zu verwirk-
lichen und Planungssicherheit
für die Zukunft zu erlangen.

Stabile Bezirksumlagen

Für die vier Spitzenverbände
äußerte sich Landkreisverbands-
präsident Theo Zellner zufrieden
über Gespräche und Ergebnis.
Die strukturellen Verbesserungen
im Finanzausgleich führten dazu,
dass die Kommunen nicht Bitt-
steller, sondern Beteiligte seien.
Er zeigte sich zufrieden, dass
die langen Warteschlangen bei
Straßen- und Hochbau wieder et-
was abgebaut werden. Der neue
Finanzminister habe seine Nähe
zu den Kommunen gezeigt.

Übereinstimmend begrüßten
Zellner und Manfred Hölzlein
(Niederbayern) als Sprecher der
sieben Bezirkstagspräsidenten,
dass die Bezirksumlagen stabil
gehalten werden können. Zu dem
vor einem Jahr vom Bayerischen
Verfassungsgerichtshof erteilten
Auftrag an den Gesetzgeber, das
kommunale Selbstverwaltungs-
recht klarer zu formulieren, teilte
der Finanzminister mit, er und der
Innenminister würden mit den
kommunalen Spitzenverbänden
noch verhandeln.

Neuordnung

Nach dem auf Grund einer ge-
meinsamen Klage der Bezirke
Oberbayern und Schwaben so-
wie von vier schwäbischen Städ-
ten und 232 Gemeinden im No-
vember 2007 ergangenen Urteil
muss die gesetzliche Neuord-
nung nächstes Jahr erfolgen.

Städtetagspräsident Hans

Schaidinger stellte in einer Pres-
seerklärung fest, „mehr war an-
gesichts der Wirtschaftskrise
nicht drin“. Er wertet den Finan-
zausgleich als positives Zeichen
in der Krise. Erfreulich sei, dass
es der kommunalen Familie ge-
meinsam gelungen ist, gegen-
über dem Vorschlag des Frei-
staats nochmals einen Zuwachs
von 77 Millionen Euro zu errei-
chen und zusätzliche Investiti-
onsmittel auszuhandeln.

„Guter Abschluss, faires Ver-
handlungsergebnis“ meinte auch
der Präsident des Bayerischen
Gemeindetags, Dr. Uwe Brandl.
„Damit können die Gemeinden
als Investitionsmotor ihren Bei-
trag zur Bewältigung der Kon-
junkturkrise leisten.“ Für beson-
ders wichtig hält Brandl dass die
Schlüsselzuweisungen um 5,6
Prozent auf 2,585 Milliarden Eu-
ro angehoben wurden.

Gute Partnerschaft

CSU-Fraktionsvorsitzender
Georg Schmid sah die Steige-
rung des Finanzausgleichs nach
dem „Rekordjahr 2008“ als Be-
weis, dass wir nicht nur von Part-
nerschaft reden, sondern auch
handeln“. Die CSU baue auf die
Kompetenz der Kommunalpoli-
tiker. Bayern sei das kommunal-
freundlichste Land Deutschlands
und werde es bleiben. Wenn die
Opposition den neuen Finanz-
ausgleich als unzureichend er-
achte, könne das nur als phanta-
sieloses Genörgel bezeichnet
werden.

Für die SPD hatten Helga
Schmitt-Bussinger und Volkmar
Halbleib den neuen Finanzaus-
gleich als unzureichend kriti-
siert. Ungeachtet aller Schwie-
rigkeiten wäre etwa bei den In-
vestitionen ein deutlicheres Sig-
nal für die Kommunen notwen-
dig gewesen. rm

Investitionssignal für die Kommunen ...

Jahresbericht des Bayerischen Obersten Rechnungshofs:

Zahlreiche Brennpunkte
Staat muss wieder stärker sparen

Insgesamt geordnete Haushalts- und Wirtschaftsführung
„Haushaltsdisziplin sowie eine vorsichtige Finanz- undAusgaben-
politik“ hat der Präsident des Bayerischen Obersten Rechnungs-
hofs (ORH), Dr. Heinz Fischer-Heidlberger angemahnt. Bei der
Vorlage des Jahresberichts 2008 wies er darauf hin, dass die Staats-
regierung angesichts der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen
schon heute das Geld wieder stärker zusammenhalten müsse. Die
Risiken für den Haushalt seien derzeit nicht abschätzbar.

Fischer-Heidlberger attestierte,
dass sich die Steuereinnahmen in
den vergangenen Jahren erfreu-
lich und weit über die Erwartun-
gen hinausgehend entwickelt hät-
ten. Bayern habe 2006 und 2007
fast 4 Mrd. Euro mehr eingenom-
men als ursprünglich angenom-
men. Ob dieses Polster ausrei-
chen wird, um die Risiken für den
Haushalt abzufedern, bleibe ab-
zuwarten. „Deshalb ist Vorsicht
geboten“, so der Präsident. Es
müsse das Ziel der Staatsregie-
rung bleiben, in den nächsten Jah-
ren an einem Haushalt ohne Neu-
verschuldung festzuhalten.

Reagieren
auf die Wirtschaftskrise

Der ORH sieht aber durchaus
die Notwendigkeit, auf die dro-
hende Wirtschaftskrise zu rea-
gieren. Investitionen in Bildung,
Universitäten, Bau- und Straßen-
unterhalt sowie in energetische
Sanierungen seien der richtige
Weg. Der hierfür notwendige
Handlungsspielraum könne nur
durch strikte Ausgabendisziplin
geschaffen werden.

Viel Geld könne die Staatsre-
gierung sparen, wenn sie den

Vorschlägen des ORH Folge leis-
te, betonte Fischer-Heidlberger

Vergabeflut an Gutachtens-
und Beratungsaufträgen

So monierte er die Vergabeflut
an Gutachtens- und Beratungs-
aufträgen während der Regie-
rungszeit von Ex-Ministerpräsi-
dent Edmund Stoiber. Allein
zwischen 2003 und 2006 hätten
Staatskanzlei und Ministerien
fast 1.000 Aufträge über 5.000
Euro für insgesamt 120 Mio. Eu-
ro vergeben. Die Prüfung ergab:
Bei fast allen Gutachtensaufträ-
gen wurde nicht kontrolliert, ob
die Leistungen mit eigenem Per-
sonal hätten erbracht werden
können. Drei Viertel der Fälle
wurden ohne jeden Wettbewerb
vergeben. Sehr häufig habe der
spätere Auftragnehmer seine
Leistungen selbst bestimmt. Der
Nutzen für den Staat sei daher
oft gering. Die Initiative für For-
schungsaufträge ging überwie-
gend vom späteren Auftragneh-
mer aus. Bei einem Drittel der
Fälle konnte ein Nutzen der For-
schungsergebnisse für den Staat
nicht festgestellt werden.

Immer wieder Anlass zur Kri-

tik bietet das Förderdickicht, das
sich im Freistaat entwickelt hat.
Mit großem bürokratischem Auf-
wand würden „Kleinstförderun-
gen“ wie beim ökologischen
Landbau verteilt. Oft werden Fi-
scher-Heidlberger zufolge Maß-
nahmen gefördert, die es schon
lange nicht mehr nötig haben,
wie etwa Hackschnitzelanlagen,
oder aber es wird erst gar nicht
geprüft, ob ein Projekt überhaupt
sinnvoll ist – siehe Investitions-
programm für Ganztagsschulen.

Unkoordinierte Vergabe

Um die Infrastruktur im Ganz-
tagsschulbereich zu verbessern,
stellte der Bund für die Jahre
2003 bis 2009 über ein Investi-
tionsprogramm 600 Mio. Euro
bereit. An sich sollte hier gezielt
gefördert werden. Tatsächlich
wurde das Geld unkoordiniert
nach dem Prinzip „Wer zuerst
kommt, mahlt zuerst“ verteilt.
Keine entscheidende Rolle spiel-
te, ob die Maßnahme überhaupt
geeignet war. Alle Maßnahmen
wurden mit dem Höchstsatz von
90 Prozent gefördert. Kein Wun-
der, dass das Geld dann schnell
verbraucht war und das Pro-
gramm vorzeitig geschlossen
werden musste. Doch die Situa-
tion im Ganztagsschulbereich
war nach wie vor unbefriedi-
gend. Deswegen musste erneut
Geld bereitgestellt werden - dies-
mal aber bayerisches.

Kosten nicht hinterfragt

Ein weiterer Negativpunkt:
Bayern erhält jährlich 40 Mio.
Euro aus dem Europäischen So-
zialfonds. Damit werden Projek-

te finanziert, die Beschäftigungs-
möglichkeiten verbessern sollen.
Weil die Kosten nicht kritisch
hinterfragt wurden, ergaben sich
trotz gleicher Bildungsziele im-
mense Kostenunterschiede von
bis zu 500 Prozent. So variierten
die Kosten für das Bildungsper-
sonal bei Projekten von Lang-
zeitarbeitslosen von 19 bis 92
Euro pro Unterrichtseinheit. Ob
die Maßnahmen die Beschäfti-
gungsmöglichkeiten tatsächlich
verbesserten, spielte offenbar kei-
ne Rolle. „Dieser Zustand wird
dadurch begünstigt, dass zu vie-
le Behörden beim Geldausgeben
mitmischen“, so die Prüfer.

Rationalisieren
und modernisieren

Handlungsbedarf sieht der
Oberste Rechnungshof auch bei
den Finanzkassen, die dafür sor-
gen, dass die festgesetzten Steu-
ern rechtzeitig und vollständig
erhoben werden. Etwa 20 Pro-
zent der Stellen könnten einge-
spart werden, wenn die beste-
hende Organisation rationalisiert
und modernisiert würde. Auch
bei den Beihilfeausgaben könnte
der Staat zwischen 20 und 50
Mio. Euro jährlich einsparen.
Anders als bei den privaten
Krankenversicherungen fehlt
derzeit in der Beihilfe ein spezi-
elles Prüfprogramm und medizi-
nisches Fachpersonal.

Überbordende Bürokratie

Überbordende Bürokratie
herrscht offensichtlich auch bei
der Verwaltung der 3.000 staats-
eigenen Wohnungen, für die ins-
gesamt 250 verschiedene Behör-
den zuständig sind. Deswegen
komme es zu geradezu grotes-
ken Situationen, so der ORH:
Bei Wohnungsübergaben er-
schienen bis zu fünf Mitarbeiter
verschiedener Dienststellen. Die
wesentlichen Objektdaten seien
nicht feststellbar, die Einnahmen
und Ausgaben könnten nicht den

jeweiligen Gebäuden zugeordnet
werden. Letztlich trage keiner
die Gesamtverantwortung. Eine
Steuerung nach wirtschaftlichen
Kriterien sei unter diesen Um-
ständen nicht möglich.

Ähnlich verhält es sich in den
19 eigenen Werkstätten, die die
bayerische Polizei für die War-
tung ihrer 8.000 Fahrzeuge un-
terhält: Nur 60 Prozent der Mit-
arbeiter sind produktiv tätig, die
restlichen 40 Prozent sind im
Verwaltungsbereich beschäftigt.
Es fallen ganz erhebliche Dop-
pelarbeiten an, da u. a. zwei In-
formationssysteme parallel ein-
gesetzt werden. Teilweise wird
auch noch mit Karteikarten, Lo-
seblattsammlungen und anderen
„selbstgestrickten“ Hilfsmitteln
gearbeitet, monieren die Prüfer.

Aus dem Ruder gelaufen

Aus dem Ruder gelaufen sind
die Kosten des neuen Warenwirt-
schaftssystems der Polizei: Es hat
16,6 Mio. Euro gekostet und war
damit doppelt so teuer wie ge-

plant. Die Einsparungen von 1,7
Mio. Euro reichen nicht einmal
aus, um die laufenden Systemkos-
ten von 2 Mio. Euro zu decken.
An eineAmortisation der Projekt-
kosten ist gar nicht zu denken.

Einspruchsflut

Von Einsprüchen regelrecht
überflutet werden die Finanzäm-
ter. Ende 2007 gab es insgesamt
1,4 Millionen offene Einspruchs-
verfahren. Um dieses Problem in
den Griff zu bekommen, sollte
der Gesetzgeber nach Auffas-
sung des ORH tätig werden, da-
mit der Bürger nicht zwingend
Einspruch einlegen muss, um
seine Rechte zu wahren. Zudem
könnte der überlasteten Steuer-
verwaltung geholfen werden,
wenn endlich ein IT-Verfahren
eingeführt würde.

Dass Auslandsrentner faktisch
von der Steuer befreit sind, sei
ebenso ein Grund zur Beanstan-
dung. Im Ausland lebende Per-
sonen erhalten jährlich über 1
Mrd. Euro Renten. In aller Regel
werden diese Einkünfte nicht
versteuert. Die Finanzämter ken-
nen weder die Höhe der Renten
noch die Anschriften der Emp-
fänger. Sie wissen damit nicht,
bei wem sie überhaupt Steuern
einzutreiben hätten. Hinzu kommt
noch, dass es bislang unterlassen
wurde, klar zu regeln, wer für die
„Auslandsrentner“ überhaupt
zuständig ist.

Unnötig, aber luxuriös

Als letztlich „unnötig, dafür
aber luxuriös!“ wird die Er-
schließung eines Klinikgebäudes
erachtet. 2 Mio. Euro wurden
nach Angaben des Obersten
Rechnungshofs für einen gläser-
nen Verbindungsgang bei einem
Klinikgebäude der Universität
Erlangen ausgegeben. Dieser ist
sehr aufwendig gestaltet. Er ver-
fügt über eine Heizung, eine
Sprinkleranlage, ein Sonnen-
schutzsystem und bewegliche
Lamellen-Fenster zur Belüftung,
die über insgesamt 169 elektri-
sche Antriebe gesteuert werden.
Für die Erschließung des Klinik-
gebäudes war der Gang nicht
notwendig, da bereits ein unterir-
discher Verbindungstunnel und
ein Fußweg vorhanden sind.

Konsequenzen

„Der Bayerische Oberste
Rechnungshof hat Bayern auch
für das Haushaltsjahr 2006 eine
kompetente Haushalts- und
Wirtschaftsführung bestätigt“,
zeigte sich Finanzminister Georg
Fahrenschon unterdessen zufrie-
den. „Der ORH erfüllt als exter-
ner und unparteiischer Prüfer ei-
ne sehr wichtige Aufgabe. Die
Bürger haben ein Recht darauf,
dass wir mit ihren Steuergeldern
sorgsam umgehen. Deshalb wer-
den wir mit den zuständigen
Ressorts und Aufsichtsbehörden
rasch die nötigen Konsequenzen
aus dem Jahresbericht ziehen“,
kündigte Fahrenschon an. DK

Netzwerk gegen
Rechtsextremismus
Wenn Rechtsextreme übers Pflaster marschieren und über

Glatzköpfen Fahnen wehen: Wie können sich Kommunen weh-
ren? In der Stadt Wunsiedel fand zum zweiten Mal ein bayern-
weites Treffen der Kommunen gegen Rechtsextremismus statt.
Das „Wunsiedler Forum“ hat sich als Plattform für die landes-
weite kommunale Netzwerksarbeit einen Namen gemacht

„Was tun, wenn Rechtsextreme anklopfen?“ - Unter diesem
Motto tauschten sich Experten am runden Tisch mit Kommu-
nalpolitikern aus, wie sich ein Ort verhalten kann, wenn dort
Rechtsextreme tagen wollen oder eine Demonstration anmel-
den. Wie kann sich eine Kommune verhalten, wenn Rechtsex-
tremisten eine Immobilie kaufen wollen, wenn sie versuchen,
öffentliche Versammlungsräume oder Stadthallen zu mieten?
Bei der Veranstaltung stellte sich die Allianz gegen Rechtsex-
tremismus und Rassismus in der Metropolregion Nürnberg vor.
Die Teilnehmer erörterten die Möglichkeiten für eine engere
Zusammenarbeit von Polizei, Kommunalpolitik und Zivilge-
sellschaft. Kontakt: manfred.riederle@bay-staedtetag.de. IBSt
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Liebe Leserinnen
und Leser,

das jährliche Verhandlungs-
ritual der Bayerischen Spit-
zenverbände mit dem Finanz-
ministerium in Sachen inner-
staatlicher bzw. interkommu-
naler Finanzausgleich wurde
mit einem Forderungskatalog
des Bayerischen Gemeinde-
tags, Städtetags, Landkreis-
tags und der Bezirke eingelei-
tet. Erstmals fordern unsere
Schaltzentralen unisono ge-
zielte und direkte Hilfen für
den strukturschwachen, peripheren Raum, die
deutlich über marginale Verbesserungen der
bisherigen Jahre hinausgehen sollen. Der KPV-
Landesvorstand unter der Leitung von Landrat
Stefan Rößle schließt sich diesem Ansinnen un-

eingeschränkt an und bläst ins gleiche Horn.
Gerade in der jetzigen Krisensituation gehe es
darum, den Kommunen Lösungen und Perspek-
tiven aufzuzeigen und nicht darum, sie auf
schlechte Zeiten einzustimmen. Das könne nicht
die Botschaft der Politik sein und helfe nieman-
dem weiter, so Rößle in der ersten Verhand-
lungsrunde. Ferner erkannte er das bisherige,
ehrliche Bemühen aller Beteiligten um einen
gerechten Ausgleich an.

Außergewöhnliche Zeiten erfordern außerge-
wöhnliche Maßnahmen. Schon fast täglich wer-
den Rettungsschirme aufgespannt für marode
Banken und von der Rezession bedrohte Auto-
und andere Industriezweige, wo aber bleibt die
Auffangaktion für handlungsunfähige Gemein-
den? Auch hier kann in der Tat nur noch über
massive Finanz- und Investitionshilfen das
Schlimmste verhindert werden. Zinsverbilligte
Darlehen oder Zuwendungen in den bekannten
Größenordnungen sind für schwierige Fälle
keine Lösung mehr.

Die vor diesen Gemeinden liegenden Aufga-
ben sind so gigantisch wie deren Erwartungen.
Besonders groß ist der Nachholbedarf im Ver-
und Entsorgungsbereich, bei den Wasserversor-
gungs- und Abwasserbeseitigungsanlagen. Mit
oft überzogenen gesetzlichen Forderungen der
Gewässeraufsicht werden die kleinen und fi-
nanzschwachen Gemeinden in die Knie ge-
zwungen. Neubauten, Verbesserungen und Sa-
nierungen sind auch in den nächsten Jahren auf
Grund der Wasserrechtsbescheide unabhängig
von der Kassenlage durchzuführen. Sie werden
hohe Millionenbeträge verschlingen und zu
Beitrags- und Gebührensätzen führen, die von

den Bürgern nicht mehr be-
zahlt werden können. Nicht
anders sieht es bei den Ge-
meindestraßen/Brückenbau-
werken, bei der (energeti-
schen) Gebäudesanierung und
beim ÖPNV aus. Erschwerend
kommt die immer noch fehlen-
de Breitbandanbindung hinzu.
Die bereits seit 2006 laufende
Initiative zur flächendecken-
den Einführung dieser wich-
tigsten Zukunfts-/Kommunika-
tionstechnologie hat bisher
nur den mit der Bedarfsermitt-
lung und Markterkundung be-

auftragten Ingenieur- und Planungsbüros
genützt und daran wird sich so schnell nichts
ändern. Die digitale Spaltung, das Kommunika-
tionsinfrastrukturgefälle zwischen den Bal-
lungsräumen und ländlichen Gebieten wird
noch zunehmen, zusätzlicher Ärger für Bürger-
meister und Landräte ist vorprogrammiert. Es
müssten auch die Zuwendungen für den kom-
munalen Hochbau, speziell für Schulen und
Kinderbetreuungseinrichtungen dringend auf-
gestockt werden usw. usw. Man könnte die Liste
beliebig fortsetzen.

Kein solide finanzierter Haushalt in Bayern
wird die Mittel zur Verfügung stellen können,
um den sich über Jahre, auch durch den rigiden
Sparkurs Bayerns angehäuften Sanierungsstau
auf einmal abarbeiten zu können. Auf Grund
des Fiaskos bei der Bayern-LB dürfte dieses
Unterfangen noch schwieriger sein. Gerade
weil das überlieferte Ausgleichssystem zu kei-
ner Angleichung der krassen Leistungsunter-
schiede führt, diese eher noch verstärkt, sollte
mit einer direkten und sukzessiven Förderung
der besonders klammen Gemeinden deren Fi-
nanzkraft und Wirtschaftsstruktur nachhaltig
verbessert und den Menschen in diesen Ge-
meinden wieder eine Perspektive gegeben wer-
den. „Vordringliches Ziel des Kommunalen Fi-
nanzausgleichs 2009 muss es daher nach unse-
rer Auffassung sein, die Finanzausstattung der
Kommunen so zu stärken, dass auch die finanz-
schwachen Kommunen ihre laufenden Aufga-
ben erfüllen und daneben wieder nachhaltig in-
vestieren können“ (Zitat aus dem Schreiben der
Spitzenverbände v. 3.11.2008). Die zwischen-
zeitlich abgeschlossenen Verhandlungen tragen
dieser Forderung zumindest in Teilbereichen
Rechnung (Schlüsselmasse u. Investitionspau-
schale). Ansonsten ist von der angekündigten
Gegensteuerung nicht viel übrig geblieben.

Die Solidarität zwischen den finanzstarken
Zentrumsgemeinden und unverschuldet struk-
turschwachen Landgemeinden ist, wenn man
die Signale richtig deutet, in greifbare Nähe
gerückt. Was noch fehlt, ist der Beweis dafür,
dass auf sie künftig tatsächlich ein besonderes
Augenmerks gerichtet wird, so wie es von den
Spitzenverbänden gefördert und im Koalitions-
vertrag zwischen CSU und FDP vereinbart
wurde. Ihr Heinrich Lenz

KolumneGZ Heinrich Lenz

Der kommunale Finanzausgleich 2009:

Rettungsschirm auch für
finanziell angeschlagene

Gemeinden?

Förderpreis „Kommunale Seniorenpolitik“:

Ausgezeichnete Pionierarbeit
Insgesamt 29 bayerische Kommunen wurden von Sozialministe-
rin Christine Haderthauer mit dem Förderpreis „Kommunale
Seniorenpolitik“ ausgezeichnet. Bei einem Festakt in der
Münchner Residenz würdigte die Ministerin hervorragende
Planung und Umsetzung seniorenpolitischer Gesamtkonzepte.

Wie Ministerin Haderthauer
erläuterte, stellten schon heute in
einigen Städten und Gemeinden
die über 65-Jährigen die größte
Bevölkerungsgruppe dar - Ten-
denz steigend. Kommunen seien

der Gemeinde einen Seniorenbe-
auftraqten zu bestellen, im Land-
kreis eine Seniorenvertretunq
und eine Koordinierunqsstelle
einzurichten, wurden bereits rea-
lisiert. Durch differenzierte Be-

gert. Besonders auszeichnungs-
würdige Einzelbeispiele sind das
„Haus Sozial Aktiv“, ein Mehr-
generationenhaus sowie die
Schaffung einer innovativen „In-
ternet-Pflegeplatzbörse“ und ei-
ner „Freiwilligenbörse“ über die
Homepage der Stadt Coburg.

Broschüre

Die Stadt Ansbach und ihr Se-
niorenbeirat haben alle elf Hand-
lungsfelder der Broschüre „Kom-
munale Seniorenpolitik“ in
ihrem Konzept beschrieben. Alle
Ansbacher Vereine und Institu-
tionen, die sich dieser Aufgabe
verstärkt annehmen, wurden ein-
bezogen. Das Spektrum des
Konzepts reicht von einem Seni-
orenwegweiser und einem Seni-
orenbüro über eine in Ansbach
angesiedelte Klinik für geriatri-
sche Rehabilitation, das Rehabi-
litationszentrum mit ambulan-
ter/teilstationärer Rehabilitation,
zehn ambulanten Diensten,
sechs Anlagen des Betreuten
Wohnens und den bestehenden
Altenpflegeheimen bis hin zu ei-
ner Tagespflegeeinrichtung.

Hospiz

In dem Bericht „Altenhilfe-
strukturen in Aschaffenburg“
wurden die vorhandenen Res-
sourcen und Defizite erfasst. Da-
bei werden die kurzfristig mögli-
chen Maßnahmen bereits umge-
setzt. Hierzu zählen eine Verbes-
serung der Kooperation und Ver-
netzung, eine verbesserte Ver-
breitung des Seniorenratgebers
oder die Beseitigung von Defizi-
ten in den Bereichen stunden-
weise Hilfen für zu Hause leben-
de Ältere, sowie haushaltsnahe
Dienstleistungen und Fahrdien-
ste durch verstärkte Nutzung des
ehrenamtlichen Potentials. Wei-
terentwicklungsmöglichkeiten
werden gesehen bei der Beschaf-
fung eines stationären Hospizes,
dem Bau barrierefreier Wohnun-
gen für finanziell schwächere
Bürger, der Schaffung zusätzli-
cher Betreuter Wohnangebote
und dem Aufbau für Treffpunkt-
möglichkeiten für Senioren
außerhalb des Stadtzentrums.

In der Kategorie „Kreisan-
gehörige Städte und Gemeinden“
errangen erste Preise die Ge-
meinden Dietramszell und
Bessenbach, die Marktgemein-
den Lappersdorf, Weidenbach,
Schöllkrippen und Dietmanns-
ried sowie die Städte Geisel-
höring, Rödental und Gunzen-
hausen. Zweite Preise gingen an
die Gemeinden Eching, den
Markt Regenstauf und die Stadt
Eggenfelden. Mit Dritten Preisen
wurden ausgezeichnet die Ge-
meinden Kinding, Mengkofen,
Pettendorf und Niederwerrn.

Integration und Mobilität

Schon frühzeitig wurden in der
Gemeinde Dietramszell mit Hilfe
eines Fragebogens alle wahlbe-
rechtigten Bürger zu Fragen der
Orts- und Entwicklungsplanung
eingebunden. Die Konzeption der
Gemeinde Dietramszell bindet al-
le Handlungsfelder in ihre Über-
legungen ein und trifft hierzu mit
bemerkenswertem Ideenreichtum
klare und aufeinander abge-
stimmte Maßnahmen hinsichtlich
Integration und Mobilität, sowie
Wohnen zu Hause.

Nahversorgungsstruktur

Das Konzept der Gemeinde
Bessenbach untersucht die Nah-
versorgungsstruktur. Ein Helfer-
kreis unterstützt Hilfebedürftige
beim Wohnen zu Hause. Es gibt
vielfältige präventive Angebote
mit dem Ziel, körperliche und
geistige Beweglichkeit bis ins
hohe Alter zu erhalten. Für Be-
treuung und Pflege stehen sta-

Stellvertretend für die zahlreichen Geehrten veröffentlichen wir
an dieser Stelle die ersten Preisträger aus Oberfranken. Das Fo-
to zeigt (v. l.): Regierungspräsident Wilhelm Wenning, 2. Bür-
germeister Norbert Tessmer (Coburg), 1. Bürgermeister Ger-
hard Preß (Rödental), Staatsministerin Christine Haderthauer
und Moderator Michael Sporer.

daher gefordert, Strukturen zu
entwickeln, um älteren Bürgern
eine möglichst hohe Lebensqua-
lität und einen langen Verbleib in
ihrer vertrauten häuslichen Um-
gebung zu ermöglichen. Mit dem
Förderpreis „Kommunale Seni-
orenpolitik“ wolle man die loka-
len Akteure bei der Entwicklung
und Umsetzung seniorenpoliti-
scher Konzepte unterstützen.Alle
Bewerber und insbesondere die
Preisträger hätten Pionierarbeit
geleistet, um den Paradigmen-
wechsel von derAltenhilfe hin zu
differenzierten seniorenpoliti-
schen Konzepten zu gestalten.

Preisgelder

Den Förderpreis hatte das
Bayerische Sozialministerium
für die Kategorien „Landkreise
und kreisfreie Städte“ sowie
„Kreisangehörige Städte und Ge-
meinden“ ausgeschrieben. Die
Auszeichnung war mit Preisgel-
dern in Höhe von 10.000 € für
den ersten Preis, mit 7.000 € für
den zweiten Preis und mit 5.000
€ für den dritten Preis in jeder
Kategorie verbunden.

In der Kategorie „Landkreise
und kreisfreie Städte“ errangen
erste Preise die Landkreise
Dachau, Dingolfing-Landau,
Schwandorf und Günzburg so-
wie die Städte Coburg, Ansbach
und Aschaffenburg. Zweite Prei-
se gingen an die Landkreise Tir-
schenreuth und Ostallgäu sowie
an die Städte Bayreuth und
Nürnberg. Mit dritten Preisen
wurden die Landkreise Ebers-
berg und Neuburg-Schrobenhau-
sen ausgezeichnet.

Verschiedene Wohnformen

Beim Seniorenpolitischen Ge-
samtkonzept des Landkreises
Dachau ist besonders hervorzu-
heben, dass auf die örtlichen Be-
lange differenziert und zielgerich-
tet eingegangen wird und Vertre-
ter von seniorenpolitischen Inter-
essensgruppen, wie Seniorenbe-
auftragte und Seniorenbeiräte ein-
bezogen wurden. Was den künfti-
gen Bedarf an verschiedenen
Wohnformen im Alter anbelangt,
wird dasAugenmerk insbesonde-
re auf die Betreuung gerontopsy-
chiatrisch Erkrankter und für
Menschen mit Behinderung ge-
legt. Es wird auch berücksichtigt,
dass sich künftig ein stärkerer
Versorgungsbedarf für Menschen
mit Migrationshintergrund erge-
ben wird.

Im Landkreis Dingolfing-Lan-
dau wurde ein sehr umfassendes
„Seniorenleitbild“ erarbeitet. Die
übergeordneten Leitziele, in je-

ratungs- und Dienstleistungsan-
gebote für das Wohnen zu Hau-
se, Pfleqe und Betreuunq sowie
durch eine ehrenamtliche Hos-
pizqruppe werden die Senioren
und Angehörigen in den alters-
bedingten, unterschiedlichen Le-
benssituationen unterstützt. Ihre
kommunikativ zeitgemäße ge-
sellschaftliche Teilhabe wird im
Landkreis durch zielgruppenspe-
zifische Angebote von PC-
Grundkursen, Internet- und Han-
dykursen gefördert.

Netzwerkbildung

Schwerpunktaufgabe im Land-
kreis Schwandorf ist die Netz-
werkbildung. Das „Netzwerk so-
ziale Beratung und Dienstleis-
tungen“ ist eine kooperative
Plattform von Beratungsstellen,
Behörden, Wohlfahrtsverbänden
und sozialen Dienstleistern. 1996
wurde der „SeniorenKulturPool“
eingerichtet, mit dessen finanziel-
ler Hilfe kulturelle Veranstaltun-
gen für Ältere ermöglicht werden.
Das von der Seniorenfachstelle
mitkonzipierte Projekt „Sinnes-
welten“ im Oberpfälzer Freiland-
museum Neusath/Nabburg stellt
insbesondere für Alzheimerer-
krankte eine Verbesserung der
Lebenssituation dar. Im „Dialog
der Generationen“ sind alle Real-
schulen des Landkreises mit Ak-
tionen, Ausstellungen und Pro-
jekttagen aktiv.

Eigenes Seniorenamt

Im Landkreis Günzburg wur-
de 1995 ein eigenes Seniorenamt
geschaffen. Notwendige Maß-
nahmen wie die Wohnberatung,
ein mehrteiliges Geronto-Ange-
bot, Ausbildungsstätten für Pfle-
ge- und spezialisierte Betreu-
ungsformen, Freiwilligenzen-
trum, Landkreis-Seniorenbeauf-
tragter, Vernetzungs- und Ko-
operationsarbeit, drei ambulant
betreute Wohngemeinschaften,
Nachtpflege für Bedürftige in
vorhandenen Einrichtungen etc.
sind dort bereits umgesetzt. Das
Konzept ist differenziert und
zeitgemäß, offen für Ergänzun-
gen und Veränderungen, praxis-
orientiert und zukunftsweisend.

Internet-Pflegeplatzbörse

Durch breite und gezielte In-
formationen der Senioren und
ihrer Familien und durch ihre
moderne Öffentlichkeitsarbeit
hat die Stadt Coburg bürger-
schaftliches Engagement ange-
stoßen sowie die selbst bestimm-
te gesellschaftliche Teilhabe der
Senioren gefördert und gestei-

tionäre und ambulante Angebote
zur Verfügung, die auch Ta-
gespflege anbieten. Die Unter-
stützung pflegender Angehöriger
ist ebenso gewährleistet wie An-
gebote für Demenzkranke.

Befragungen

Der Markt Lappersdorf (Land-
kreis Regensburg) führt im Rhyth-
mus von sieben Jahren Befra-
gungen zum Thema Senioren
durch. Schwerpunkt der kom-
munalen Seniorenpolitik ist die
Förderung des sicheren und
selbst bestimmten Lebens der in
der Gemeinde wohnenden Seni-
oren. Großen Wert legt der
Markt auf die Aktivierung seiner
Senioren. Generationenübergrei-
fende Treffmöglichkeiten, nie-
derschwellige Betreuungsange-
bote wie Ausflugsangebote und
Seniorennachmittage, sowie der
markteigene Citybus sollen die
Beteiligung älterer Mitbürger am
Leben in der Kommune fördern.

Ambulant vor stationär

Das Konzept der kleinen
Marktgemeinde Weidenbach
(rund 2.200 Einwohner) baut auf
dem Grundsatz „Ambulant vor
stationär“ auf. Es geht über die
traditionelle Pflegebedarfspla-
nung hinaus und entwickelt pass-
genaue Strukturen, um älteren
Bürgern einen möglichst langen
Verbleib in ihrer vertrauten häus-

lichen Umgebung zu ermögli-
chen. Dabei sollen die in Wei-
denbach ansässigen Landwirt-
schaftlichen Bildungseinrichtun-
gen der Lehranstalten Triesdorf
bzw. deren Studenten und
Schüler, mit einbezogen werden,
z. B. in einem Mehrgeneratio-
nenhaus.

Ehrenamtliches
Engagement

Das Konzept des Marktes
Schöllkrippen setzt sich mit der
Nahversorgungsstruktur ausein-
ander. Besonderes herausragend
an dem Konzept ist die starke
Aktivierung des ehrenamtlichen
Engagements über einen Nach-
barschaftshelferkreis, der Be-
treuung und Unterstützungsdien-
ste durch 30 geschulte ehrenamt-
lich tätige Männer und Frauen
erbringt. Die Hospiz- und Pallia-
tivversorgung ist in der Gemein-
de über die Caritas-Sozialstation
sichergestellt.

Generationensolidarität

In der Marktgemeinde Diet-
mannsried wiederum zeugen
die Fokussierung auf die Soli-
darität der Generationen, die
Entscheidungsfreiheit des Ein-
zelnen und seine Anerkennung
sowie die konkret dargestellten
erforderlichen Veränderungen
und Verbesserungen im Sinne
der Senioren, z. B. in der Ver-

sorgung und im Nahverkehr,
davon, dass alles dafür getan
werden soll, dass Ältere in jeder
Situation ein möglichst sinnrei-
ches Leben führen können. Das
vorgelegte Gesamtkonzept ver-
deutlicht, dass den alten Men-
schen die notwendige Wert-
schätzung beigemessen wird.

Barrierefreiheit

Im Seniorenpolitischen Ge-
samtkonzept der Stadt Geisel-
höring werden eine seniorenge-
rechte Orts- und Entwicklungs-
planung zur Schaffung barriere-
freier Bereiche und zielgruppen-
orientierter Verweilflächen und
Treffpunkte, ein differenziertes
Nahversorgungsangebot mit
Fahr- und Besuchsdiensten und
die Einrichtung eines Bürgerbus-
ses mit ehrenamtlichen Fahrern
ergänzt durch bedarfsgerechte
Hilfsanqebote für einen mög-
lichst langen Verbleib in der ge-
wohnten Umgebung. Eine spezi-
ell für Demenzkranke organi-
sierte, ehrenamtliche häusliche
Betreuung zur stundenweisen
Entlastung ihrer Angehörigen ist
besonders zu erwähnen.

Modellprojekte

Die Stadt Rödental hat viele
innovative und fachlich qualifi-
zierte Dienste und modellhafte
Projekte der offenen Seniorenar-

(Fortsetzung auf Seite 4
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Horst Seehofer zieht ...
(Fortsetzung von Seite 1)
Steuer- und Abgabenlast der Ab-
bau bürokratischer Hemmnisse.
Essenziell bleibe die kommuna-
le Daseinsvorsorge.

Bewährungschance
für die Bezirksregierungen

Nachhaltige Politik für Bayern
müsse sich auch in einem stabilen
Gleichgewicht von Metropolen
und ländlichem Raum beweisen.
Die Staatsregierung stehe für
gleichwertige Lebensverhältnisse
überall in Bayern. Für wichtig er-
klärte der Ministerpräsident den
leistungsfähigen Internetzugang.
Spätestens in drei Jahren soll er
überall gewährleistet sein. Dies
sei auch eine Bewährungschance
für die Bezirksregierungen, „viel-
leicht ihre letzte“.

Starker Staat

Die vierte Leitlinie heißt star-
ker Staat, wo nötig, Freiräume
für Bürger, wo möglich. Dazu
gehöre auch das Subsidiaritäts-
prinzip. Die kommunale Selbst-
verwaltung sei weiter zu stärken,
damit möglichst bürgernah ent-
schieden werden könne. Das
schließe eine zielgenaue Zuord-
nung der Aufgaben auf Gemein-
den, Landkreise und Bezirke ein.
„Die Kommunen sind die Ga-
ranten für Bürgernähe und sozia-
les Miteinander.“ Der Minister-
präsident wies insbesondere dar-
auf hin, dass der kommunale Fi-
nanzausgleich heuer stärker stei-
ge als der allgemeine Haushalt.

Zur Verwaltungsreform und
Aufgabenüberprüfung wird ein
Kabinettsausschuss unter Vorsitz
des Leiters der Staatskanzlei,
Minister Siegfried Schneider,
eingesetzt. Der Ministerpräsi-
dent will sich hier auch ganz per-
sönlich engagieren.

Die durch die Landesbankkri-

se ausgelöste Belastung des
Staatshaushalts um zehn Milliar-
den Euro ist nach Seehofers
Meinung zu meistern, „weil wir
wirtschaftlich gut aufgestellt
sind“. Sofort würden alle Haus-
haltsreste für staatliche Investi-
tionen in Höhe von 350 Mio. Eu-
ro freigegeben und Investitionen,
auch in den Kommunen, vorge-
zogen. Die in den Leitlinien ent-
haltenen staatlichen Leistungen
könnten ohne Abstriche erfol-
gen. Was freilich das „Jahr drei“,
also 2011, betrifft, ließ der Mini-
sterpräsident noch alles offen,
äußerte jedoch Zuversicht.

Während die Fraktionsvorsit-
zenden Georg Schmid (CSU)
und Thomas Hacker (FDP) dem
Neuanfang eines guten Weges
zustimmten und volle Unterstüt-
zung signalisierten, blieben SPD
und Grüne dabei, die schöne
Verpackung enthalte weitgehend
leere Versprechungen. Franz
Maget (SPD) befand, die CSU
sei speziell in der Bildungspoli-
tik mutlos, ziellos und schwach.
Zum Beispiel habe der Minister-
präsident über die Kostenbefrei-
ung im Kindergarten kein Wort
gesagt. Wenn es neue Ganztags-
schulen gebe, kämen auf die
Kommunen neue Millionenaus-
gaben zu.

Sinngemäß gleich beurteilte
Sepp Daxenberger die Regie-
rungserklärung. Beim Klima-
schutz dürften Umwelt und Öko-
nomie nicht länger als Gegensatz
betrachtet werden. Der Grünen-
Fraktionschef verwies auf die
Gegenkonzepte seiner Partei.

Hubert Aiwanger (Freie
Wähler) bot dagegen breite Un-
terstützung in vielen Dingen an,
die seine Fraktion mittragen kön-
ne. Seine Aufforderung, der Mi-
nisterpräsident solle zu den Frei-
en Wählern kommen, um es ge-
meinsam zu schaffen, quittierte
Seehofer mit lautem Lachen. rm

Ausgezeichnete
Pionierarbeit ...

(Fortsetzung von Seite 3)
beit geplant, unterstützt, geför-
dert und verwirklicht. Durch
breit gefächerte und generatio-
nenübergreifende, offene und öf-
fentlichkeitswirksame Angebote
ist es gelungen, „Schwellenäng-
ste“ abzubauen sowie für mehr
Mitwirkung und Aktivierung der
Betroffenen zu sorgen. Als be-
sonders auszeichnungswürdige
Einzelbeispiele sind zu nennen:
Schaffung einer durchgehend se-
niorengerechten kommunalen
Infrastruktur - u. a. Aufstellen
sog. strategischer Bänke, die den
Weg der Senioren von der Woh-
nung zum Einkauf und zurück
unterstützen, sowie das offene
„Fitness-Studio für Senioren“.

Alterswohnsitz

Die Stadt Gunzenhausen
schließlich ist aufgrund seines
hohen Freizeitwerts in Kombina-
tion mit den ortsansässigen Ein-
richtungen wie Kreiskranken-
haus und Burkhard-von-Secken-
dorff-Altersheim ein bevorzugter
Alterswohnsitz. Zudem gibt es
zwei Anlagen des Betreuten
Wohnens mit 76 Wohneinheiten
sowie ein Kurzzeitpflegeheim
und die von örtlichen Kranken-
pflegevereinen angebotenen
Hausnotrufdienste. Beim Gun-
zenhausener Konzept werden
nicht nur die üblichen Institutio-
nen und Dienste (u. a. gibt es zur
Entlastung der Angehörigen ein
ökumenisches Betreuungsange-
bot von Caritas und Diakonie),
sondern auch spezielle Kultur-
veranstaltungen (Film, Theater)
für Senioren erwähnt. DK

„Leben findet Innenstadt“:

Kooperationspartner Sparkasse
Erläuterungen von SVB-Vizepräsident Faltermeier

bei einer Fachtagung in Schweinfurt
Attraktive Innenstädte und Ortszentren sind auch künftig un-
verzichtbar. Besonders für Gewerbetreibende und Immobilien-
eigentümer ist eine positive wirtschaftliche Entwicklung in-
nerörtlicher Standorte von existenzieller Bedeutung. Welche ak-
tuellen Strategien es für eine nachhaltige Stadterneuerung der
bayerischen Städte und Gemeinden gibt, darüber informierte
eine in Schweinfurt von der Obersten Baubehörde veranstaltete
Fachtagung mit dem Titel „Ausbau-Innen – Nachhaltige Stadt-
erneuerung in Bayern“.

Das bayerische Modellvorha-
ben „Leben findet Innenstadt –
öffentlich-private Kooperationen
zur Standortentwicklung“ hat
sich zur Aufgabe gemacht, das
Ziel einer wirtschaftlichen Trag-
fähigkeit in konkretes Handeln
umzusetzen. Im Rahmen der
Stadterneuerung arbeiteten in
zehn Modellprojekten Städte
und Gemeinden gemeinsam mit
der lokalen Wirtschaft, Haus-
und Grundstückseigentümern,
Bürgern und weiteren Akteuren
an der Aufwertung eines in-
nerörtlichen Quartiers. Auf Lan-
desebene wirkten insgesamt 13
Institutionen und Verbände als
Kooperationspartner am Modell-
vorhaben mit – darunter auch der
Sparkassenverband Bayern, der
von seinem Vizepräsidenten Ru-
dolf Faltermeier bei der Tagung
in Schweinfurt vertreten wurde.

Impulsgeber für die Region

Wie Faltermeier eingangs her-
vorhob, verstünden sich die
Sparkassen als treibende Kraft
und Impulsgeber für die Region.
Als dezentral verankerte, kom-
munal getragene und rechtlich
wie wirtschaftlich eigenständige
Kreditinstitute hätten sie intensi-
ven Kontakt zur Bevölkerung,
zu Unternehmen und zu den
Kommunen. Daraus resultiere
eine besondere Informations-

kompetenz der Sparkassen. Als
„Intermediäre“ zwischen den
kommunalen Entscheidungsträ-
gern, der lokalen Wirtschaft und
der Bevölkerung seien Sparkas-
sen in Zeiten der Globalisierung
vielfach zentraler und unver-
zichtbarer Knotenpunkt regiona-
ler Netzwerke. Als umfassender
Finanzdienstleister, bedeutsamer
Arbeitgeber vor Ort, Auftragge-
ber für die regionale Wirtschaft
und wichtiger Steuerzahler für
die Kommune seien Sparkassen
ein wichtiger Standortfaktor für
die Kommunen und die Region.

Demografische
Entwicklung

Am Beispiel Oberfrankens –
dort wird für fast alle Landkreise
bis 2020 ein negatives Bevölke-
rungswachstum prognostiziert -
zeigte Faltermeier auf, dass die
demografische Entwicklung in
Bayern sich extrem auf Innen-
städte und Ortszentren auswirkt.
Als Folgen des Strukturwandels
und der demografischen Ent-
wicklung nannte er leer stehende
Gebäude, nicht adäquat genutzte
Grundstücke, vernachlässigten
Baubestand, Flächen zehrende
Neubaugebiete, eine unzurei-
chende Infrastruktur (z. B.
Straßen, öffentliche Einrichtun-
gen) sowie eine geringe Attrakti-
vität als Einkaufsstandort.

Um zur Lösung dieser Proble-
me beizutragen, hätten die Spar-
kassen ihre Beteiligung am Mo-
dellvorhaben „Leben findet In-
nenstadt“ angeboten. Konkret
unterstützten sie die Modellkom-
munen Kaufbeuren, Markt Lang-
quaid, Neunburg vorm Wald,
Passau, Wunsiedel, Bad Neu-
stadt an der Saale, Bamberg, Er-
langen, Forchheim sowie Für-
stenfeldbruck. In einigen Quar-
tieren habe die Sparkasse auch
Sonderkreditprogramme aufge-
legt, erklärte der Vizepräsident.

Handwerkerprämie

Beispiel Kaufbeuren: Die
Stadt Kaufbeuren beabsichtigte
im Rahmen des Modellvorha-
bens, den süd-östlichen Teil der
Altstadt umfassend aufzuwerten
und damit dem Leerstand zu be-
gegnen. Ziel war es, diesen
Schlüsselbereich für die Altstadt
durch eine markt- und standort-
gerechte Mischung von Einkauf,
Arbeiten und Wohnen wieder zu
stabilisieren.

Wie Faltermeier ausführte, ha-
be die Sparkasse Kaufbeuren ihr
Sonderkreditprogramm mit einer
„Handwerkerprämie“ fortge-
führt und weiterentwickelt. Im
Rahmen von Bauausstellungen,
Energiespartagen etc. sei in den
Räumen der Sparkasse über Im-
mobilienvermittlung, -entwick-
lung, Investorensuche und Pro-
jektpräsentation informiert wor-
den. Zudem habe man sich aktiv
in das regionale Netzwerk einge-
bracht, eine durchgängige Identi-
fikation mit dem Projekt auf al-
len Ebenen aufgebaut, Überzeu-
gungsarbeit geleistet, Plattfor-
men geschaffen sowie Eigentü-
mer und Kunden mobilisiert.

Beispiel Sanierungsgebiet
„Sand“ in Bamberg: Das Pro-
jektgebiet im Herzen der Altstadt
zwischen Domberg und dem lin-

ken Regnitzufer hatte u. a. mit
Leerständen im Erdgeschossbe-
reich (Läden, Gaststätten) zu
kämpfen. Im Rahmen des Mo-
dellvorhabens sollten städtebau-
lich-strukturelle Aspekte mit ei-
ner Vielzahl privater Aktivitäten
gebündelt werden. Ziel war es,
ein lebendiges Quartier zu ent-
wickeln, in dem Kunst, Einkau-
fen, Ausgehen und Wohnen ne-
beneinander existieren.

Als Vertriebsergebnis kann die
Sparkasse Bamberg laut Fal-
termeier mit Finanzierungsab-
schlüssen über 2,4 Mio. Euro
aufwarten; die Höhe des Sonder-
kreditprogramms beläuft sich
auf 725.000 Euro. Aktuell wer-
den Vorverhandlungen für anste-
hende Finanzierungen getätigt.
Das Investitionsvolumen für
2007/2008 beträgt rund 2 Mio.
Euro. In punkto Immobilienver-
mittlung sind interessierte Kun-
den der Vermögensberatung (In-
vestoren) vorgemerkt. Etwa

sechs bis acht Eigentümer neig-
ten derzeit zum Verkauf.

Business
Fitness Programm

Beispiel Passau: Im Rahmen
des Modells sollten durch privat-
öffentliche Kooperationen Kon-
zepte für eine Strukturverbesse-
rung der Innenstadt entwickelt
und umgesetzt werden. Eine ver-
altete Fußgängerzone aus dem
Jahr 1975 bedurfte in Teilberei-
chen einerAufwertung, der Bran-
chenmix war verbesserungsbe-
dürftig, Fassaden- und Schau-
fenstergestaltung sowie Waren-
präsentation zeigten starke Defi-
zite. Aufenthaltsqualität für Kin-
der, Jugendliche und Familien in
der Innenstadt – Fehlanzeige.

Die Sparkasse Passau leistete
ihren Beitrag zur Strukturverbes-
serung der Innenstadt durch eine
Geschäfts- und Immobilien-
Analyse und ein Business Fit-

ness Programm (Strategie-Ent-
wicklung, Bilanzrating, Opti-
mierung, Versicherungscheck,
Schulungsbedarf für Mitarbei-
ter). Auch hier sei ein Sonderkre-
ditprogramm für Geschäftsinha-
ber und Immobilien-Eigentümer
vorgelegt worden.

Faltermeiers Fazit: „Kreditin-
stitute sind durch ihre Gebäude
vielfach wesentliche Gestalter
der Innenstädte und Ortszentren.
Das dichte Filialnetz der Spar-
kassen und Genossenschaftsban-
ken sichert den finanzwirtschaft-
lichen Wettbewerb in allen Re-
gionen Bayerns. Sie sind ein
wichtiges Element der Infra-
struktur. Die Sparkassen können
und wollen - aufgrund ihrer
Marktposition und ihrer kommu-
nalen Verankerung - die Kom-
munen aktiv bei der Standortent-
wicklung unterstützen. Die In-
nenstädte und Ortszentren stehen
auch künftig im besonderen Fo-
kus der Kreditinstitute.“ DK

Bayerische Krankenhäuser befürchten
Wortbruch in der Gesundheitspolitik

Kliniken sorgen sich, dass aus dem zugesagten Hilfspaket ein Kürzungsprogramm wird
Aufgebrachte Stimmung herrschte bei der Mitgliederversamm-
lung der Bayerischen Krankenhausgesellschaft (BKG) in Mün-
chen. Die Vertreter der 360 bayerischen Kliniken befürchten,
dass ihnen am Ende einer Auseinandersetzung in der Koalition
um die aktuelle Krankenhausfinanzierungsreform die ohnehin
geringe zugesagte Hilfe zur Finanzierung der tariflichen Lohn-
steigerungen durch neue Kürzungen wieder entzogen wird.

Im September hat das Bundes-
kabinett den Entwurf der Finan-
zierungsreform für die Kranken-
häuser beschlossen.

Darin ist eine Finanzhilfe von
rd. 1,3 Mrd. Euro vorgesehen,
die die rd. 8 %-igen Personalkos-
tensteigerungen in den Kliniken
in Folge der diesjährigen Tarif-
runde wenigstens zur Hälfte aus-
gleichen soll. Vorausgegangen
waren mehrere aufsehenerregen-
de Demonstrationen der Kran-
kenhausbeschäftigten unter an-
derem auch in Bayern, die im
September in einer zentralen
Kundgebung in Berlin mit
135.000 Teilnehmern gipfelte.

Nicht finanzierte
Kostensteigerungen

Das 1,3 Mrd.-Hilfspaket kriti-
sierten die Krankenhäuser mit
Hinweis auf nicht finanzierte
Kostensteigerungen in Höhe von
6,5 Mrd. Euro. Angesichts der
sich in den letzten Wochen dras-
tisch verschlechterten Wirt-
schaftslage begannen sich Klini-
ken mit dieser Teilfinanzierung
abzufinden.

„Wie es sich jetzt aber heraus-
stellt scheint das erhoffte Licht
am Ende des Tunnels ein entge-
genkommender Zug zu sein, der
die Krankenhäuser zu überrollen
droht“ brachte der BKG-Vorsit-
zende Oberbürgermeister Franz
Stumpf die Fassungslosigkeit der
Krankenhausmitarbeiter über die
derzeitige gesundheitspolitische
Debatte bildlich auf den Punkt.

Kostendämpfungsprojekt

„Denn mit den jetzt vom Bun-
desgesundheitsministerium
nachgeschobenen Formulie-
rungshilfen für Änderungsanträ-
ge würde das Gesetz auf den
Kopf gestellt werden. Aus einem
Hilfspaket soll nach dem Willen
des BMG ein Kostendämp-
fungsprojekt werden, das den
Krankenhäusern dauerhaft er-
hebliche finanzielle Mittel ent-
ziehen würde“ so Stumpf weiter.

So soll nach dem Willen des
Bundesgesundheitsministeri-
ums das Morbiditätsrisiko, also
zusätzliche Ausgaben weil im-
mer mehr Menschen öfter und
schwerer erkranken, vollends
auf die Kliniken übertragen
werden. Deren Vergütungen für
die Behandlung sollen im Ge-
genzug reduziert werden, um
die Ausgaben möglichst stabil
zu halten.

Auf Empörung stößt bei der

BKG ein weiterer Vorstoß des
Bundesgesundheitsministeri-
ums. Bei Krankenhäusern, die
bei bestimmten Behandlungen
hohe Patientenzahlen aufwei-
sen, sollen künftig Vergütungs-
abschläge vereinbart werden.
Stumpf bezeichnete dies als
Versuch, ein Rabatt- und Ein-
kaufsmodells durch die Hinter-
tür einzuführen, mit dem die
Krankenhausplanung des Staa-
tes völlig ausgehebelt werde.
Bei der Ausarbeitung des
Gesetzentwurfes im Sommer
scheiterte dieses Vorhaben des
Bundesgesundheitsministeri-
ums an der vehementen Ableh-
nung der Bundesländer.

„Ein Abrücken von den bereits
fest vereinbarten Zielen wäre ein
klarer Widerruf von festen Zusa-
gen und damit ein Wortbruch ge-
genüber den Kliniken und ihren
über 1,2 Millionen Beschäftig-
ten bundesweit“ argumentierte
Stumpf in München. BKG-Ge-
schäftsführer Siegfried Hasen-
bein hofft auf die Unterstützung
der Bundesländer: „Ich kann mir
nicht vorstellen, dass die Länder
sich eine solche Provokation des
Gesundheitsministeriums bieten
lassen“ sagte er am Rande der

BKG-Mitgliederversammlung.

Beistand von Söder

Der neue bayerische Gesund-
heitsminister Dr. Markus Söder
hat die Kürzungsvorschläge des
BMG scharf abgelehnt und
ebenfalls darauf hingewiesen,
dass die Krankenhäuser dies als
Wortbruch empfinden würden.
Die BKG hat eindringlich an Sö-
der und die Bayerische Staatsre-
gierung appelliert, sich in der
Koalition dafür einzusetzen, dass
man eine zugesagte Hilfe nicht
ins Gegenteil verkehren dürfe.

Bedeutender Arbeitgeber

Die Bayerische Krankenhaus-
gesellschaft ist der Zusammen-
schluss von über 340 Kranken-
häusern in Bayern mit insgesamt
knapp 80.000 Betten. Rund 2,5
Millionen Patienten werden jähr-
lich in den bayerischen Kranken-
häusern umfassend stationär be-
handelt. Die bayerischen Kran-
kenhäuser erbringen hierfür das
gesamte Leistungsspektrum der
medizinischen und pflegerischen
Versorgung. Die Einrichtungen
sind zugleich einer der bedeu-
tendsten Arbeitgeber Bayerns.
Über 150.000 Menschen der ver-
schiedensten Berufe beziehen ihr
Einkommen von den in der
BKG zusammengeschlossenen
Krankenhäusern.
Internet: www.bkg-online.de.

Bayern verbessert
Krankenhausversorgung

Söder: 19 Mio. Euro neu zu investieren

Die Krankenhausversorgung wird in Bayern weiter verbes-
sert - in seiner jüngsten Sitzung hat der Krankenhauspla-
nungsausschuss die Weichen dafür gestellt. Das teilte Ge-
sundheitsminister Dr. Markus Söder jüngst in München mit.

Söder: „Wir haben die Möglichkeit, frei werdende Kranken-
hausfördermittel in Höhe von 19 Millionen Euro neu zu investie-
ren. Damit sollen insbesondere Krankenhausträger von ihren
Vorfinanzierungskosten für Baumaßnahmen entlastet werden.“
So wird Bayern nach Söders Worten seiner Verantwortung ge-
recht und unterstützt die Krankenhäuser dabei, für die Patienten
eine bedarfsgerechte und wohnortnahe Versorgung herzustellen.
Schwerpunkte setzte der Krankenhausplanungsausschuss im
Ausbau der Kinder- und Jugendpsychiatrie und der palliativme-
dizinischen Versorgung. Dem in den letzten Jahren gestiegenen
Bedarf in der psychosomatischen Medizin wurde durch die Zu-
stimmung zum Ausbau der Kapazitäten um rund 200 Betten
Rechnung getragen. Der Krankenhausplanungsausschuss bewer-
tet laut Söder jährlich über 50 Anträge der einzelnen Kranken-
häuser. Dabei prüfen Gesundheitsministerium und Experten der
Krankenhausträger, Ärzteschaft und Krankenkassen die Anträge
in partnerschaftlichem Miteinander.

Über die Fortschritte bei der palliativmedizinischen Versor-
gung zeigte sich Gesundheitsstaatssekretärin Melanie Huml er-
freut. Huml: „Jeder unheilbar kranke und sterbende Mensch hat
Anspruch darauf, unter menschenwürdigen Bedingungen behan-
delt, gepflegt und begleitet zu werden. Dafür muss eine ausrei-
chende palliativmedizinische und hospizliche Versorgung ge-
währt werden.“ Informationen: www.gesundheit.bayern.de.
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Jahreskongress kommunaler Wirtschaftsförderer in Berlin:

„Standortfaktor Personal“
Mangel an qualifizierten Arbeitskräften droht

Kommunen, Bund und Länder müssen gemeinsam gegensteuern

Die Verfügbarkeit qualifizierten Personals wird zu einem ent-
scheidenden Standortfaktor der Zukunft. Aus diesem Grunde
machten Städte, Landkreise und Gemeinden beim ersten Forum
Deutscher Wirtschaftsförderer in Berlin auf den drohenden
Fachkräftemangel aufmerksam und präsentieren Best-Practice-
Beispiele der Kommunen. Erstmals fand somit ein Wirtschafts-
förderungskongress statt, der von den drei kommunalen Spit-
zenverbänden und dem Deutschen Verband der Wirtschaftsför-
derungs- und Entwicklungsgesellschaften getragen wurde.

„Der prognostizierte Mangel
an Arbeitskräften droht in Zu-
kunft zu einem Wohlstandsver-
lust in unserer Gesellschaft zu
führen. Hier muss dringend ge-
gengesteuert werden. Die Kom-
munen engagieren sich bei-
spielsweise bereits beim Ausbau
flexibler Kinderbetreuung, för-
dern die Ausbildung von Fach-
kräften nach regionalen Bedürf-
nissen und unterstützen Initiati-
ven zum lebenslangen Lernen“,
unterstrich der Vorsitzende des
Städtetages Nordrhein-Westfa-
len, Mönchengladbachs Ober-
bürgermeister Norbert Bude, bei
der Eröffnung des Forums.

Gegenläufige Entwicklungen

Nach Prognosen des Instituts
für Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung (IAB) der Bundesagentur
für Arbeit werden im Jahr 2015
zwei gegenläufige Entwicklun-
gen zusammentreffen: Einerseits
gehen die aus geburtenstarken
Jahrgängen stammenden Fach-
leute in Rente, andererseits lassen
sich diese Arbeitskräfte nur zu ei-
nem Teil aus den nachfolgenden
Jahrgängen ersetzen. Hinzu
kommt, dass nach Erkenntnissen
von Bildungsforschern die nach-
folgenden Jahrgänge im Durch-
schnitt eine schlechtere Ausbil-
dung haben als die Generation,
die in den 70er Jahren ihre Bil-
dungskarriere durchlaufen hat.
Dabei weisen regional bezogene
Studien auch für ostdeutsche
Standorte mit hoher Arbeitslosig-
keit nach, dass ein erheblicher
Personalbedarf besteht.

Experten stimmen darin übe-
rein, dass die von der Wirtschaft
geforderten Erleichterungen im
Rahmen der Arbeitnehmerfrei-
zügigkeit allein nicht zur Verän-
derung der Situation beitragen

können. „Bund und Länder müs-
sen dazu beitragen, dass das be-
stehende Personal qualifiziert
wird und mehr Frauen und ältere
Arbeitnehmer eine Erwerbsar-
beit aufnehmen können. Auch
die Integration von Migranten in
den Arbeitsmarkt sollte gefördert
werden“, erklärten die Hauptge-
schäftsführer der kommunalen
Spitzenverbände Dr. Stephan
Articus (Deutscher Städtetag),
Prof. Dr. Hans-Günter Henneke
(Deutscher Landkreistag) und
Dr. Gerd Landsberg (Deutscher
Städte- und Gemeindebund).

In insgesamt acht Workshops
wurden bei der Jahrestagung
mehr als 20 erfolgreiche Bei-
spiele aus der kommunalen Pra-
xis vorgestellt und diskutiert.
Dazu gehörten spezielle Ausbil-
dungsprojekte, Beispiele für die
Zusammenarbeit von Schule und
Wirtschaft, zur Sicherung des
Arbeitskräftepotentials durch be-
rufliche Ausbildung, für die Inte-
gration von Älteren und Migran-
ten sowie für familienfreundli-
che Maßnahmen in Betrieben
und Verwaltungen.

Verantwortungsvolle
Arbeitgeber

Frank Thyroff, stellvertreten-
der Vorsitzender der Fachkom-
mission Wirtschaftsförderung
des Deutschen Städtetages und
Leiter des Amtes für Wirtschaft
in Nürnberg, stellte die These
auf, dass familienfreundliche
Unternehmen als attraktive, ver-
antwortungsvolle Arbeitgeber
wahrgenommen werden und
Vorteile im Wettbewerb um qua-
lifizierte Arbeitskräfte verzeich-
nen. Zudem erkennen sie, dass
zufriedene Eltern motivierter
und damit produktiver arbeite-
ten; auch könnten sie qualifizier-

te Arbeitskräfte leichter im Un-
ternehmen halten.

Familienfreundliche Kommu-
nen wiederum seien in der Lage,
ihr Image bei den weichen Stan-
dortfaktoren zu steigern und hät-
ten auch in Zukunft genügend
junge Menschen für die Beset-
zung von Ausbildungs- und Ar-
beitsplätzen. In der Stadt Nürn-
berg beispielsweise sei eine Of-
fensive von Wirtschafts- und So-
zialreferat zur Schaffung neuer
Kindertageseinrichtungen ge-
startet worden. Ziel der Wirt-
schaftsförderung sei die Unter-
stützung von Firmen beim Auf-
bau betrieblicher oder betriebs-
naher Kinderbetreuung.

Wohlstandsverlust

Christian Böllhoff, Geschäfts-
führender Gesellschafter und
Mitglied des Verwaltungsrats der
PrognosAG, verwies auf eine ak-
tuelle Studie seines Forschungs-
instituts, wonach im Jahr 2030
mit bis zu 7 Millionen fehlenden
Arbeitskräften gerechnet wird.
Mit Blick auf das Bruttoinlands-

Verband der Bayerischen Bezirke:

Manfred Hölzlein
als Präsident wiedergewählt

Bad Windsheim. Der niederbayerische Bezirkstagspräsident
Manfred Hölzlein steht für weitere fünf Jahre an der Spitze des
Verbandes der bayerischen Bezirke. Die Delegierten der kon-
stituierenden Verbandsversammlung bestätigten ihn in Bad
Windsheim im Amt des Verbandspräsidenten.

Zum 1. Vizepräsidenten des Verbandes der bayerischen Be-
zirke wurde der oberfränkische Bezirkstagspräsident Dr.
Günther Denzler gewählt. Er tritt damit die Nachfolge von
Franz Jungwirth an, der nicht mehr für dieses Amt kandidiert
hatte. Als 2. Vizepräsidenten des Verbandes der bayerischen
Bezirke wurde Fritz Körber aus Mittelfranken wieder gewählt.

produkt geht man von einem
Wohlstandsverlust von 4,6 Billio-
nen Euro aus. Diese Entwick-
lung, so Böllhoff, bringe enorme
Risiken für den Wirtschaftsstan-
dort Deutschland und die Gesell-
schaft. „Diejenigen aber, die sich
heute bereits darauf einstellen
und gemeinsam gut aufstellen,
werden die Gewinner sein“, pro-
gnostizierte Böllhoff.

Steigende Arbeitsnachfrage

Laut Studie wird die Arbeits-
nachfrage vor allem in unterneh-
mensnahen Dienstleistungen
steigen, z. B. in Logistik, Bera-
tung, Zeitarbeit. Ebenso im Ge-
sundheitswesen, bedingt durch
die alternde Bevölkerung. Weni-
ger Menschen werden dagegen
in den Branchen Handel, Ver-
kehr sowie im öffentlichen
Dienst beschäftigt sein. Auch die
Industrie wird an Bedeutung als
Arbeitgeber verlieren. Der Ar-
beitskräftemangel tritt dabei
zunächst vor allem bei Akademi-
kern auf, verstärkt bei Ingenieu-
ren und Naturwissenschaftlern.
Doch zunehmend werden auch
andere Fachrichtungen und Be-
rufsfelder davon betroffen sein.

Familienfreundliche
Rahmenbedingungen

Wie Böllhoff weiter ausführte,
ermöglichten familienfreundli-

Krankenversicherung:

Belastung für Bayern noch
höher als befürchtet

Brossardt: „Mehrbelastung durch höhere Kassenbeiträge
beträgt 700 Mio. Euro“

Der von der Bundesregierung beschlossene einheitliche Bei-
tragssatz zur Krankenversicherung in Höhe von 15,5 Prozent
wird für Arbeitgeber und Arbeitnehmer in Bayern weit höhere
Belastungen mit sich bringen als bisher angenommen.

Insgesamt kommen auf die
Arbeitgeber und die 7,5 Millio-
nen Mitglieder der gesetzlichen
Krankenversicherungen in Bay-
ern im nächsten Jahr Mehrausga-
ben von 700 Millionen Euro zu.
Das ist das Ergebnis einer Stu-
die, die die vbw – Vereinigung
der Bayerischen Wirtschaft e. V.
in Auftrag gegeben hat.

Bertram Brossardt, Hauptge-
schäftsführer der vbw: „Wir be-
finden uns mitten im Wirtschafts-
abschwung. Die ganze Welt
macht sich Gedanken darüber,
wie man die gesamtwirtschaftli-
che Nachfrage stützen kann. Ge-
rade in dieser Situation bürdet die
Bundesregierung den Arbeitneh-
mern und den Unternehmen
durch eine vermurkste Gesund-
heitsreform Zusatzkosten in drei-
stelliger Millionenhöhe auf. Das
passt nicht zusammen!“

Laut Studie werden die bayeri-
schen Arbeitgeber im kommen-
den Jahr knapp 200 Millionen
Euro mehr an Krankenkassen-
beiträgen für ihre Mitarbeiter
zahlen müssen als noch in die-

sem Jahr. Die Arbeitnehmer wer-
den durch die gestiegenen Bei-
träge ebenfalls um 200 Millio-
nen Euro zusätzlich belastet. Die
restlichen 300 Millionen Euro
entfallen vor allem auf erhöhte
Belastungen für freiwillig ge-
setzlich Versicherte, wie z.B.
Selbstständige, aber auch auf er-
höhte Beiträge von Rentnern und
Arbeitslosen.

Steigenden Kosten
und mehr Bürokratie

Brossardt betonte, dass die
Gesundheitsreform kein einziges
Problem unseres Gesundheits-
wesens löse, sondern stattdessen
lediglich zu steigenden Kosten
und mehr Bürokratie führe. Der
Hauptgeschäftsführer forderte
daher bald eine umfassende Re-
form, die die Krankenkassen-
beiträge vom Lohn abkoppelt
und das gesamte Gesundheits-
wesen konsequent auf Wettbe-
werb ausrichtet.
Informationen: www.vbw-bay-
ern.de, www.ibw-bayern.de.

che Rahmenbedingungen und In-
frastrukturen jungen Eltern eine
umfassende Erwerbstätigkeit, er-
höhten die Attraktivität einer Re-
gion für junge Arbeitskräfte vor
und nach der Familiengründung
und unterstützten die Bindung
und den Zuzug junger Familien
in der Region. Dadurch förderten
sie die Bestandsentwicklung re-
gionaler Unternehmen und die
Ansiedlung neuer Unternehmen
durch Sicherung des Arbeitskräf-
teangebots, die Bedingungen für
Gründungen durch Entlastung
der Gründer im Familienleben,
die nachhaltige Sicherung der
Kaufkraft durch günstigere Be-
völkerungsentwicklung und
schließlich die Sicherung kom-
munaler Steuereinnahmen. DK

Deutschland wird immer älter
Aber München trotzt dem Trend - In Bayern große regionale Unterschiede

bei insgesamt zunehmender Bevölkerung
Auf diesen Trend haben sich die Kommunen noch kaum einge-
stellt. Deutschland wird immer älter. Während im Jahr 2006 noch
jeder zweite Bundesbürger jünger als 42 Jahre alt war, wird die
Hälfte der Bevölkerung im Jahr 2025 älter als 47 Jahre sein – in
den ostdeutschen Bundesländern sogar älter als 53 Jahre. Das zeigt
eine neue Bevölkerungsprognose der Bertelsmann Stiftung für al-
le Kommunen ab 5000 Einwohnern. Dabei ergeben sich starke re-
gionale Unterschiede. Was die Verjüngung der Bevölkerung be-
trifft, dürfte München als Boomtown Spitzenreiter bleiben.

„Unsere Analysen zeigen, dass
sich das Leben und Zusammen-
leben in den Städten und Ge-
meinden durch den rasch fort-
schreitenden Alterungsprozess
erheblich verändern wird“, sagte
Johannes Meier, Vorstandsmit-
glied der Bertelsmann Stiftung,
bei der Vorstellung der Bevölke-
rungsprognose 2025. Zwar sei
das Bewusstsein für die Folgen
des demographischen Wandels
inzwischen deutlich gewachsen.
Allerdings fehlten vielerorts im-
mer noch kommunalpolitische
Schlussfolgerungen aus dieser
Entwicklung und überzeugende
Handlungskonzepte.

Verdoppelung
der Hochbetagten

Besonders die Gruppe der al-
ten Menschen wird überpropor-
tional ansteigen. Bis 2025 wird
die Zahl der über 80-Jährigen in
Deutschland um 70 Prozent zu-
nehmen. Damit verdoppelt sich
der Anteil der Hochbetagten an
der Gesamtbevölkerung nahezu
und steigt auf über 8 Prozent.
Spitzenreiter dieser Entwicklung
werden ostdeutsche Städte wie
Hoyerswerda (15,3 Prozent),
Suhl (12,7 Prozent) und Dessau
(12,1 Prozent) sein. Aber auch
westdeutsche Städte wie Baden-
Baden (10,8 Prozent) werden ihr
Gesicht verändern. Kommunen
mit diesem Trend müssen nach
Auffassung der Bertelsmann
Stiftung rasch umsteuern, weil
beispielsweise durch den höhe-
ren Pflege- und Betreuungsauf-
wand altengerechte Wohn- und
Infrastrukturangebote aufgebaut
werden müssen.

In den einzelnen Bundeslän-
dern wird die Bevölkerungsent-
wicklung sehr unterschiedlich
verlaufen. Bis zum Jahr 2020
wird sie in allen neuen Bundes-
ländern und im Saarland um
mehr als 2 Prozent abnehmen.
Stabil bleiben (bei einer
Schwankungsbreite zwischen - 2
Prozent und + 2 Prozent) wird

sie in Nordrhein-Westfalen, in
Niedersachsen, Bremen, Hessen
und Berlin. Um mehr als 2 Pro-
zent zunehmen wird die Bevöl-
kerung nach der Bertelsmann-
Prognose in Schleswig-Holstein,
Hamburg, Rheinland-Pfalz, Ba-
den-Württemberg und, wie nicht
anders zu erwarten, in Bayern.

Mehr ältere Mitarbeiter

Auch die Wirtschaft muss sich
auf immer älter werdende Beleg-
schaften einstellen. So wird die
Gruppe der älteren potenziell Er-
werbstätigen (45 - 64 Jahre) bis

zum Jahr 2025 um 1,4 Millionen
zunehmen. Die Gruppe der jün-
geren potenziellen Erwerbstäti-
gen (25 - 44 Jahre) wird dagegen
um 3,7 Millionen abnehmen. Da
auch die Zahl junger Menschen
(16 - 24 Jahre) um rund 2 Millio-
nen zurückgehen wird, fehlt es an
Nachwuchs für denArbeitsmarkt.
Allein in Sachsen-Anhalt und
Mecklenburg-Vorpommern wird
die Zahl der jungen Erwerbstäti-
gen um die Hälfte abnehmen.Auf
diese Entwicklung werden sich
große und kleine Unternehmen
mit altersgerechten Arbeitsbedin-
gungen und zusätzlichen Investi-
tionen in Qualifizierung und be-
triebliche Gesundheitspolitik ein-
stellen müssen.

Vor allem die Schülerzahlen
werden bis 2025 bundesweit teil-
weise sehr deutlich zurückgehen
– besonders in der Primärstufe (6
- 9 Jahre). Das betrifft bei deutli-
chen regionalen Unterschieden

auch die alten Bundesländer. So
wird in Bayern die Zahl der Kin-
der im Primärstufenalter etwa in
München um 21 Prozent zuneh-
men, während der Kreis Kronach
32 Prozent dieser Altersgruppe
verlieren wird. Ähnliche Ent-
wicklungen zeichnen sich auch in
Nordrhein-Westfalen ab: So kann
Köln noch einen leichten Zu-
wachs von 5 Prozent verzeich-
nen, während der Kreis Höxter 27
Prozent seiner Bevölkerung im
Primärstufenalter verlieren wird.
Für die kommunale Infrastruktur-
planungen wird das erhebliche
Folgen haben: beispielsweise
Schulgebäude mieten statt neu
bauen oder stärkere räumliche
Kooperationen zwischen einzel-
nen Schulen eingehen.

Trend zur Urbanisierung

Schließlich wird sich der Trend
zur Urbanisierung deutlich ver-
stärken. Dabei wird es in Ost-
und Westdeutschland gegensätz-
liche Entwicklungen geben.
Während Dresden (+ 8 Prozent),
Potsdam (+ 7 Prozent) und Leip-
zig (+ 3,3 Prozent) Bevölke-
rungszuwächse verzeichnen,
wird die Einwohnerzahl in
Chemnitz (- 15 Prozent), Halle (-
12 Prozent), Rostock (- 8,6 Pro-
zent) und Magdeburg (- 8 Pro-
zent) deutlich abnehmen. In
Westdeutschland bleiben Mün-
chen (+ 11,7 Prozent), Köln (+
5,8 Prozent) oder Hamburg (+
3,9 Prozent) Wachstumsstädte.
Hagen (- 10 Prozent), Gelsenkir-
chen (- 10 Prozent) oder Wolfs-
burg (- 8,7 Prozent) werden
schrumpfen.

(Ausführliche Hintergrundin-
formationen, Grafiken und
Kurzberichte zum demographi-
schen Wandel in allen Bundes-
ländern sind im Internet unter
www.bertelsmann-stiftung.de
oder www.wegweiser-kommu-
ne.de zu finden). dhg.

Deutschland liest. Treffpunkt Bibliothek
Erste bundesweite Bibliothekswoche erfolgreich beendet

Über 600 Veranstaltungen allein in Bayern

Vom „Tag der Bibliotheken“ und der Eröffnung derAktionswo-
che im Rahmen der Auszeichnung „Bibliothek des Jahres“ an
die Bayerische Staatsbibliothek München bis zur Abschlussver-
anstaltung in Leipzig stand ganz Deutschland eine Woche lang
im Zeichen der Bücher und Medien. Mit über 4.500 Veranstal-
tungen und 15.000 Stunden Programm lockten große und kleine
Bibliotheken mit Lesungen, Bibliotheksnächten, Gesprächsrei-
hen und Mitmachaktionen zahlreiche Besucher an. Allein in
Bayern fanden über 600 Veranstaltungen statt.

Von der kleinen Gemeinde-
bücherei bis zur großen Staats-
bibliothek – sie alle machten
mit bei der ersten bundesweiten
Bibliothekswoche unter dem
Motto „Deutschland liest. Treff-
punkt Bibliothek“. Eine Woche
lang rückten sie mit außerge-
wöhnlichen Präsentationen und
Aktionen ihren Bücherschatz
ins Rampenlicht.

Viele Bibliotheken luden zu
langen Lesenächten ein, zum Bei-
spiel die Stadtbibliothek Nürn-
berg. Zwei Bibliothekarinnen
stellten dort auf unterhaltsame
Weise ihre Buchlieblinge als Le-
setipps vor. Auch die aktuelle Po-
litik kam bei „Treffpunkt Biblio-
thek“ nicht zu kurz. So hieß es
im Deutsch-Amerikanischen In-
stitut in Nürnberg: „Acting Out -
Obama vs. McCain“. Schauspie-
ler ließen die bekanntesten Slo-

gans und Statements der beiden
Kontrahenten im US-amerikani-
schen Wahlkampf zu einem Fest
der wörtlichen Rede werden.

Während in München eine
Führung durch die Zentralbiblio-
thek Am Gasteig, der größten
kommunalen Musikbibliothek
Deutschlands angeboten wurde,
verwandelte sich in Grünwald
die Gemeindebibliothek mit Er-
zählungen aus dem Morgenland,
arabischer Musik und Bauchtanz
in einen Orientalischen Basar.
Passende Kostümierung war
hierbei ausdrücklich erwünscht.

Unter dem Motto „Tisch und
Tafel am Hofe des Markgrafen“
nahm die Schlossbibliothek Ans-
bach Besucher mit auf eine Zeit-
reise ins 18. Jahrhundert. Die
Eintönigkeit des höfischen Ta-
gesablaufs suchte man auch am
Hof in Ansbach aufzulockern.

Man speiste ausgiebig, gerne an
verschiedenen Orten und reprä-
sentativ. Anhand einschlägiger
Texte wurde dieser spezielle Teil
des Hofzeremoniells beleuchtet -
zeittypische Schmankerl inklusi-
ve. In der Universitätsbibliothek
Würzburg wiederum hieß es
„Augen zu – Ohren auf“. Dort
erklangen historische Original-
aufnahmen bedeutender Schrift-
steller und Philosophen.

Während Bernaus Bürgermei-
ster Klaus Daiber in der Büche-
rei in bayerischer Mundart Ge-
schichten von Ludwig Thoma
und Leopold Kammerer las, ging
in Teuschnitz eine Krimi-Nacht
über die Bühne. Bayreuth mach-
te sich auf eine literarische Reise
durch die moderne Türkei und in
Regensburg wurde aus Schriften
von Joseph Ratzinger gelesen.
Außerdem waren viele bekannte
Autoren wie Tanja Kinkel in der
Stadt- und Schulbücherei Gun-
zenhausen sowie Wladimir Ka-
miner in Dachau zu Gast.

Zufrieden zog die Vorsitzende
des Deutschen Bibliotheksver-
bandes, Prof. Dr. Gabriele Beger,
Bilanz: „Die Aktionswoche war
ein voller Erfolg!“ DK
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Kommunalfinanzierungen in der Finanzmarktkrise:

Wie sich Spielregeln und
Verhaltensweisen ändern

Von Direktor Stefan Wedel, Commerzbank AG, Frankfurt
Welche Auswirkungen haben die Mechanismen der Finanz-
marktkrise in Deutschland auf die Kommunalfinanzierungen?
Welche Effekte und Folgen sind als Resultate für die Markt-
teilnehmer zu erwarten? Nachfolgend werden einige Auswir-
kungen prognostiziert.

Die Finanzmarktkrise in
Deutschland entwickelte sich
seit Sommer 2007 und hat sich
in den letzten beiden Quartalen
2008 noch deutlich verschärft.
Zu den auslösenden Problemen
der schwächelnden US-Immobi-
lienbranche haben zuletzt im In-
land auch die Konjunktureintrü-
bungen beigetragen. Nach der
erfolgten Insolvenz einer US-In-
vestmentbank kam zudem im
Interbankengeschäft Misstrau-
en und Risikoaversion in Bezug
auf gegenseitige Geldausleihun-
gen auf. Die Bankenkrise eska-
lierte letztlich durch den Zusam-
menbruch des Interbankengeld-
handels.

Gekipptes Geschäftsmodell

Probleme bekamen insbeson-
dere kommunale Spezialfinan-
zierungsinstitute, die aufgrund
der sehr geringen kommunalen
Finanzierungsmargen bei Kre-
ditausleihungen an den Fristen-
transformationen der Refinan-
zierung zusätzlich verdienen
mussten. Langfristig ausgeliehe-
ne Gelder wurden kurzfristig re-
finanziert. Dies funktionierte, so-
lange Zinssätze für Kurzfristfi-
nanzierungen unter Banken
deutlich billiger waren als lang-
fristige Finanzierungen. Doch
genau diese Preisgestaltung
drehte sich um und mit dem
anschließenden Zusammen-
bruch des Interbankenmarktes
brach dieses Geschäftsmodell
dann ebenfalls zusammen.

Kreditinstitute horten gegen-

wärtig offenbar ihre Liquidität
lieber bei der Zentralbank, als sie
kurzfristig rentierlich an andere
Institute auszuleihen. Die Angst
vor ausbleibender Rückzahlung
steht im Vordergrund. Kreditin-
stitute in Deutschland befinden
sich derzeit in den Finanzmarkt-
turbulenzen in einer simultanen
Störung mehrerer bedeutender
Refinanzierungsmärkte. Dies be-
trifft neben dem Interbanken-
markt auch den Verbriefungs-,
Devisenswap-, Pfandbrief- und
Repomarkt. Zudem befinden
sich diverse Institute in Schwie-
rigkeiten bei der Aufnahme län-
gerfristiger Refinanzierungsmit-
tel, bestätigt die Deutsche Bun-
desbank.

Null Prozent Zinsen
bei Staatsanleihen

Jüngste Folge dieser Investo-
rensuche nach risikoloser Geld-
anlage bei gleichzeitig vernach-
lässigtem Renditeinteresse ist die
Tatsache, dass der US-Staat ak-
tuell für kurzfristige amerikani-
sche Staatsanleihen (vierwöchi-
ge „Treasury-Bills“) keine Zin-
sen zahlen muss. Die Versteige-
rung der T-Bills zu null Prozent
Verzinsung war zudem mit 126
Milliarden Dollar Angebot vier-
fach überzeichnet, wie die US-
Regierung am 9. Dezember mit-
teilte.

Ratings für Kommunen

Solche extremen Effekte sind
in Deutschland bis dato nicht zu

erwarten, aber die Kapitalmarkt-
ergiebigkeit für Staatsfinanzie-
rungen ist auch bei uns weiterhin
enorm und ungebrochen, was die
sinkenden Renditen des letzten
Quartals im deutschen Anleihe-
markt beweisen.

Gilt diese Liquidität des Mark-
tes auch gegenüber Kommunen?
Gelegentlich ist von der Sorge zu
hören, dass die Krise diverser
kommunaler Spezialfinanzie-

Zinsaufschlägen führen. In Fi-
nanzierungs- und Strategiege-
sprächen gegenüber Kreditinsti-
tuten werden ökonomische, sozia-
le und kulturelle Entwicklungstra-
tegien in der Region häufiger the-
matisiert werden. Konditionens-
preizungen in Abhängigkeit der
aufgezeigten Entwicklungspers-
pektiven und -strategien sind die
absehbare Folge.

Relationship und
Kreditausschreibungen

Die Gefahr, dass in der Folge
der Finanzmarktkrise einzelne
Kämmerer nicht mehr zu Kom-
munalkreditaufnahmen gelangen
könnten, besteht jedoch nicht.
Gerüchte, dass die Kreditversor-
gung gegenüber Kommunen in-
zwischen gefährdet sei, entbehren
jeder Grundlage. In der deutschen
Wirtschaft sind bisher keinerlei
Probleme durch restriktive Kre-
ditvergaben im Zuge der Finanz-
marktkrise erkennbar. Das derzeit
etwas gedämpfter verlaufende
Kreditwachstum im Inland ist fast
vollständig auf traditionelle Ein-
flussfaktoren wie sinkende Ex-
portnachfrage und vor allem die
verunsicherte bzw. pessimistische
Erwartungshaltung der Marktteil-
nehmer zurückzuführen.

Druck auf Konditionen

Eine Kommune und Gebiets-
körperschaft bleibt juristisch
natürlich weiter insolvenzun-
fähig. Sinkende Angebotsvolu-
mina auf der Seite der Kreditin-
stitute, insbesondere bei Spezial-
finanzierern aus dem In- und
Ausland, steigende grundsätzli-
che Einstandskosten des Liqui-
ditätseinkaufs sowie stärkere
Risikosensibilisierungen werden
aber allgemeinen Druck auf die
Konditionen ausüben. Solche
Kommunen, die in der Vergan-
genheit stets den Preis als alleini-
ges Kriterium bei der Auswahl
des Finanzierungsinstituts defi-
niert haben, könnten durch den
vorübergehenden oder dauerhaf-
ten Marktrückzug von Finanz-
adressen möglicherweise in unge-
wohnte Situationen geraten. Jahre-
lange Partnerschaften zwischen
Kommune und Bank, die z. B.
auch ohne konkreten Finanzie-
rungsanlass von steter wechselsei-
tiger Kommunikation und Mei-
nungsaustausch geprägt sind, wer-
den die Effekte der Finanzmarkt-
krise problemlos überstehen.

Auswirkungen auf
Public Private Partnership-
Strategien

Was für die Kommunen in Be-
zug auf die Konditionenentwick-
lungen gilt, wird sich bei kom-
munalen Eigengesellschaften
und Investoren im Infrastruktur-

bereich ebenso zeigen. Rating-
prozesse, Transparenz in bezug
auf das Projektrisiko, sinkende
Angebotsvolumina auf der Fi-
nanzierungsseite und gestiegene
Ansprüche des Risikomanage-
ments in Kreditinstitute werden
die Finanzierungen von PPP-
Modellen verteuern. Dies gilt
unabhängig vom gewählten Fi-
nanzierungskonstrukt eines PPP-
Beschaffungsverfahrens. Die in
Deutschland üblichen Finanzie-
rungsinstrumente von PPP-Mo-
dellen sind Leasing-Varianten,
kommunale Forfaitierungslösun-
gen und Projektfinanzierungen.

Moderates Ansteigen der
Finanzierungsmargen

In Bezug auf die Preisentwick-
lung bei Forfaitierungen mit
kommunalnahen Konditionen
gilt das bereits zum klassischen
Kommunalkredit Gesagte. Die
Finanzierungsmargen werden
moderat steigen. Dieser Effekt
ist ebenso bei Projektfinanzie-
rungen unter nicht kommunalem
Risiko erkennbar, jedoch deut-
lich verstärkt. Klassischerweise
stehen die Finanzierungsproduk-
te der kommunalen Forfaitie-
rung und der Projektfinanzie-
rung in einem Wettbewerb.

Entscheidungsgrößen

Entscheidungsgröße in Bezug
auf die Umsetzung ist neben
dem Projektvolumen – Projektfi-
nanzierungen sind unterhalb von
30 Mio. Euro aufgrund der zu-
sätzlichen Transaktionskosten
für Fachanwälte und Gutachter
oft nicht sinnvoll – die Frage der
Risikoallokation. Nicht zuletzt
durch einen intensiven Banken-
wettbewerb, der die Finanzie-
rungsrisiken zugunsten des Er-
tragsdrucks in Teilen vernachläs-
sigte, waren die Konditionenun-

terschiede bis zum Beginn der
Finanzmarktkrise nicht beson-
ders hoch. Warum sollte eine
Kommune das Finanzierungsri-
siko voll übernehmen (kommu-
nale Forfaitierung), wenn sie es
für rund 0,30 % p. a. Konditio-
nenaufschlag auf den privaten
Investor abwälzen konnte (Pro-
jektfinanzierung)? Dieser auf-
fallend geringe Konditionen-
Spread ist inzwischen vorbei.

Kein Rückfall in alte
Verhaltensmuster

Ein Rückfall der Kreditinstitute
in alte Verhaltensmuster ist auch
dann nicht zu erwarten, wenn sich
die Lage am Finanzmarkt nach-
haltig entspannt. Die im Zuge des
staatlichen Banken-Rettungspa-
kets gegründete Finanzmarktsta-
bilisierungsanstalt SoFFin wird
dies nicht gutheissen.

Leasinglösungen

Am Markt ist derzeit eine ver-
stärkte Nachfage nach Leasinglö-
sungen erkennbar. Leasinggesell-
schaften werden in der Finanz-
marktkrise offenbar deutlicher als
„Finanzdienstleister mit Zusatz-
nutzen“ wahrgenommen. Der
Leasingspezialist erbringt erwei-
terte Leistungen in Bezug auf die
Strukturierung der Finanzierung,
als Makler für die Liquiditätsbe-
schaffung und beimAuswahlpro-
zess des Refinanzierers. Diese
Aufgaben überlassen Kommunen
oder kommunale Eigengesell-
schaften im Sinne eines Outsour-
cings nun offenbar verstärkt den
Leasingspezialisten.

Es bleibt festzuhalten, dass
machbare PPP-Projekte, die vor
der Finanzmarktkrise einen Fi-
nanzierer gefunden hätten, sicher
auch aktuell finanzierbar sein
werden, aber in einem Umfeld
größeren Risikobewusstseins.

Stefan Wedel.

rungsinstitute und eine vermute-
te Zurückhaltung in Neukredit-
vergaben einzelner Marktteil-
nehmer zu Kreditengpässen bei
kommunalen Kreditaufnahmen
kommen könnte. Diese Sorge
kann in der Praxis aber nicht be-
stätigt werden, da die Kommu-
nalkreditvergabe ein wichtiger
Bestandteil der Portfoliosteue-
rung bleiben wird. Kommunen
werden sich aber zukünftig stär-
ker an Prosperitätsaspekten wie
z. B. demographische Entwick-
lung, Pro-Kopf-Verschuldung,
durchschnittliches Familienein-
kommen, Haushaltssituation
oder auch Lebensqualität messen
lassen müssen.

In der Folge werden Kommu-
nalkreditvergaben zwar immer
noch sehr günstige Konditio-
nen besitzen, aber Kreditinstitute
werden bei den Konditionen
stärker diversifizieren. Kommu-
nalratings, also individuelle Be-
urteilungen kommunaler Lei-
stungsfähigkeiten, werden an
Bedeutung gewinnen. Voraus-
schauendes Handeln der Mana-
ger des „Konzerns Kommune“
wird zukünftig durch Konditio-
nenoptimierung auch belohnt.
Passivität kann jedoch auch zu

Beschleunigungsprogramm für Investitionen der Kommunen:

Grünes Licht für zusätzliche
Schulbaumaßnahmen

Zur Stabilisierung der Konjunktur in Bayern hat das Kabinett
auf seiner Klausurtagung ein Beschleunigungsprogramm für
Investitionen beschlossen. Wesentlicher Bestandteil dieses Pro-
gramms ist die Beschleunigung von Unterstützungsmaßnah-
men für die kommunale Hochbauförderung, die Finanzmini-
ster Georg Fahrenschon jetzt durch die Freigabe eines neuen
Bauvolumens von 600 Millionen Euro umgesetzt hat. Fah-
renschon hat zugleich in einem persönlichen Schreiben an Re-
gierungspräsidenten die Regierungen mit der schnellstmögli-
chen Umsetzung der Baufreigabe beauftragt.

„Allen Gemeinden und Städten
kommt zur Stabilisierung der
Konjunktur eine Schlüsselrolle
zu, weil sie den Großteil der öf-
fentlichen Aufträge vergeben“,
betonte Fahrenschon in Mün-
chen. „Ab heute können Gemein-
den, Städte und Landkreise bay-
ernweit für Bauvorhaben mit för-
derfähigen Kosten im Umfang
von bis zu 600 Millionen Euro ei-
ne schnelle Zustimmung zum
vorzeitigen Maßnahmebeginn er-
halten. Der Freistaat ermöglicht
es damit seinen Kommunen, not-
wendige Bauvorhaben - von der
Generalsanierung bis zum Neu-
bau - sofort in Angriff nehmen.“
Der hierfür in den nächsten Jah-
ren notwendige staatliche Förder-
mittelbedarf errechnet sich auf
210 Millionen Euro.

Nach dem Finanzausgleichs-
gesetz bezuschusst der Freistaat
Bayern unter anderem Bau-
maßnahmen an Schulen, deren
Sachaufwand durch die Kom-
munen zu tragen ist. Die Höhe
der Förderung richtet sich da-
bei vorwiegend nach der wirt-
schaftlichen Leistungsfähigkeit
der Kommune.

„Viele Kommunen wollen
möglichst schnell mit geplanten
Schulbauprojekten beginnen.

Diesem Anliegen vieler Kommu-
nalpolitiker kommt der Freistaat
Bayern nun entgegen: Wir stellen
schon heute einen Abschlag in
Höhe von 600 Millionen Euro auf
ein künftiges förderfähiges Inve-
stitionsvolumen zur Verfügung“,
hob Fahrenschon hervor.

Neuaufnahmevolumina

Bis zu diesem Volumen können
bayerische Kommunen nach Zu-
stimmung der Regierung sofort
zu bauen beginnen, also noch be-
vor sie einen Förderbescheid für
ihre Baumaßnahme erhalten
(sog. vorzeitiger Maßnahmebe-
ginn). Die endgültige Festlegung
der Neuaufnahmevolumina er-
folgt voraussichtlich im ersten
Quartal des Jahres 2009.

Signal der Stärke

„Ich bin zuversichtlich, dass
wir mit dieser kommunalfreund-
lichen Entscheidung den bayeri-
schen Gemeinden, Städten und
Landkreisen bestmöglich dabei
helfen, ihre dringlichen Investi-
tionen zeitnah durchzuführen.
Dies ist ein Signal der Stärke in
der aktuellen Situation“, schloss
Fahrenschon.

Minister Herrmann nach dem Urteil zur Pendlerpauschale:

Jetzt gerechtes
Steuerkonzept mit

spürbaren Entlastungen!
Bayerns Innenminister Joachim Herrmann hat die Bundesre-

gierung im Zusammenhang mit dem Urteil zur Pendlerpau-
schale dazu aufgefordert, jetzt ein stringentes gerechtes Steu-
erkonzept vorzulegen und selbst entschlossen Steuersenkun-
gen anzugehen. „Der Gesetzgeber sollte mit Steuersenkungen
nicht immer solange warten, bis ihn das Bundesverfassungsge-
richt – wie mit dem heutigen Entscheid zur Pendlerpauschale -
dazu zwingt“, sagte Herrmann. Das Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts sei schon mit dem Spruch des Bundesfinanzho-
fes im Januar dieses Jahres absehbar gewesen. „Der Gesetzge-
ber hätte sich nicht erst diese Watschn durch das Bundesver-
fassungsgericht abholen müssen.“

Das Urteil des Bundesverfassungsgerichtes sei ein klarer
Hinweis, dass Bayern stets den richtigen Ansatz vertreten habe.
Herrmann: „Die Bundesregierung sollte sich nunmehr unseren
Vorschlägen für umfassende Steuersenkungen und für ein ge-
rechtes Steuerkonzept nicht weiter verschließen.“

Das Bundesverfassungsgericht habe den Gesetzgeber nicht
zum ersten Mal dazu verpflichtet, eine Neuregelung im Ein-
kommensteuergesetz zu treffen, weil das Gesetz nicht mit dem
Gleichheitssatz des Grundgesetzes vereinbar ist. Schon am 13.
Februar 2008 habe das Gericht ähnlich beim Sonderausgaben-
abzug von Krankenversicherungsbeiträgen geurteilt.

Wirtschaftsminister Glos ändert Verteilungsschlüssel:

Sondermittel des Bundes
auch nach Bayern

Einschließlich Kofinanzierung mehr als 22 Millionen
Euro für Infrastruktur-Maßnahmen

Im Rahmen des in Berlin beschlossenen Wachstumspakets
werden zusätzlich 200 Millionen Euro zur „Verbesserung der
regionalen Wirtschaftsstruktur“ von der Bundesebene bereit-
gestellt. Auf Initiative des Bundesministers für Wirtschaft und
Technologie, Michael Glos, werden diese Sondermittel je zur
Hälfte auf alte und neue Bundesländer verteilt, so dass auch
Bayern mit einem Anteil von insgesamt 11,2 Millionen Euro
davon profitiert. Zusammen mit der Kofinanzierung des Frei-
staats stehen damit für die Jahre 2009 bis 2011 zusätzlich 22,4
Millionen Euro zur Förderung von regionaler Infrastruktur in
Bayern zur Verfügung.

Nachdem die Mittel durch
den Bund bereitgestellt wurden,
entscheidet nun der Freistaat
Bayern, welche Maßnahmen
konkret gefördert werden. Ne-
ben dem bayerisch-tschechi-
schen Grenzraum sind auch die
unterfränkischen Landkreise
Bad Kissingen, Rhön-Grabfeld
und Hassberge als Fördergebie-
te ausgewiesen.

Stärkung der regionalen
Wachstumskräfte

Glos, der auf die rasche Eini-
gung zur Verteilung auf die
Bundesländer gedrängt hatte,
verspricht sich von dem Son-
derprogramm bundesweit einen
Investitionsschub von bis zu 1,5
Milliarden Euro. „Die regiona-
len Wachstumskräfte in struk-
turschwachen Regionen werden
damit in der gegenwärtigen
Konjunkturlage zusätzlich ge-
stärkt“, so der Minister.

Nur für die Sondermittel wird
damit der reguläre Verteilungs-
schlüssel der Gemeinschafts-
aufgabe, nach dem sechs Siebtel
der GRW-Bundesmittel in die
neuen Bundesländer einschließ-
lich Berlin fließen, außer Kraft
gesetzt. Der spezielle Vertei-
lungsschlüssel für die 200 Mil-
lionen Euro des Sonderpro-

gramms stützt Wachstum und
Beschäftigung in Ost und West
gleichermaßen.

Sonderprogramm mit
besonderem Charakter

Glos zufolge spiegelt der Be-
schluss den besonderen Charak-
ter des Sonderprogramms wi-
der. Die zusätzlichen 200 Mil-
lionen Euro werden rasch und
zielgenau im gesamten Förder-
gebiet der Gemeinschaftsaufga-
be eingesetzt werden können.
Nun komme es darauf an, dass
die Bundesländer den Beschluss
in wachstumsorientierte Infra-
strukturförderung und Investi-
tionen umsetzen.

Optimaler Hebel

Glos weiter: „Über die Kofi-
nanzierung durch die Bundes-
länder, die ebenfalls insgesamt
200 Millionen Euro bereitstel-
len, wird ein optimaler Hebel
für zusätzliche Investitionen er-
reicht. Gerade deshalb war eine
schnelle Einigung über die Mit-
telverteilung so wichtig. Die re-
gionalen Wachstumskräfte in
strukturschwachen Regionen
werden damit in der gegenwär-
tigen Konjunkturlage zusätzlich
gestärkt.“ dhg.
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Papa spart jetzt 150 Euro beim Strom –

und liebt wie E.ON Bayern unsere Region!

Seit mehr als 100 Jahren liefern wir den Menschen in Bayern Strom, Erdgas

und Wärme – an 365 Tagen im Jahr, 24 Stunden täglich. Wir engagieren uns für

die Region und sind für alle Fragen rund um das Thema Energie gerne für Sie da.

Sparen Sie 150 Euro beim Strom –
wertvolle Tipps finden Sie im
EnergieSpar-Paket:

www.eon-bayern.com/energiesparen

Sparkassen versorgen
Mittelstand mit Kredit

Von Dr. Siegfried Naser,
Geschäftsführender Präsident des Sparkassenverbandes Bayern

Das Geschäftsklima und die Wirtschaftsdynamik haben sich zwar
zum Jahreswechsel hin auch in Bayern abgeschwächt. Doch es be-
steht Hoffnung, dass die Auswirkungen der internationalen Fi-
nanzkrise die reale Wirtschaft nicht mit voller Härte treffen.

Noch bis in den Sommer hin-
ein zeigte sich Bayern als Boll-
werk gegen die in Gesamt-
deutschland und auch in der EU
bereits früher einsetzende rück-
läufige Wirtschaftsdaten. Im
September drehte der „Ge-
schäftsklima“-Indikator aber
auch in Bayern.

„Hort der Stabilität“

Nach einer vorübergehenden
Aufhellung im Sommer beurteilt
der Großhandel die Lage jetzt
nur noch in mittleren Farbtönen.
Negative Stimmen kommen
auch aus dem Einzelhandel.
Sichtbar verbessert errechnet
sich allerdings das Geschäftskli-
ma im Dienstleistungsgewerbe,
trotz etwas weniger guter Urteile
zur aktuellen Lage.

Hoffnung für 2009

Die stabilisierenden Wirkun-
gen der staatlichen Programme
für die Finanzwirtschaft und für
die Konjunktur geben Hoffnung,
dass im Jahr 2009 die Talsohle
durchschritten werden kann.

Die Finanzkrise hat gezeigt,
dass sich das dreigliedrige Ban-
kenmodell in wirtschaftlich
schwierigen Zeiten bewährt. Die
Sparkassen haben ihren Nimbus
als „Hort der Stabilität“ ausbau-
en können.

Solides Geschäftsmodell

Ihr solides Geschäftsmodell
wird hoch geschätzt. Das Ver-
trauen in die Sicherheit der Geld-
anlagen fällt bei den Sparkassen
gemäß einer Gfk-Untersuchung
vom Oktober 2008 mit Abstand
am höchsten aus. 69 % der Deut-
schen sind der Meinung, dass
das Geld bei der Sparkasse si-
cher angelegt ist.

Bei einer aktuellen Forsa-Un-

tersuchung wird dies bestätigt. Bei
der Frage „Bei welchem Kreditin-
stitut ist aus Ihrer Sicht Ihr Geld
am sichersten?“ (nur eine Ant-
wortmöglichkeit!) entschei-
det sich über die Hälfte der Be-
völkerung für die Sparkassen. Das
ist ein enormer Vertrauens-Bonus
für die Sparkassen-Finanzgruppe.

Mehr Darlehenszusagen

Die konsequente Ausrichtung
auf die mittelständische Wirt-

schaft ermöglicht es den Sparkas-
sen, in diesem Umfeld einen kons-
truktiven Beitrag zur Kreditver-
sorgung der heimischen Wirt-
schaft zu liefern.

Trotz der Meldungen über ei-
ne Abschwächung der Konjunk-
tur verzeichneten die Sparkassen
in Bayern eine deutliche Bele-
bung der Darlehenszusagen an
Unternehmen und Selbstständi-
ge. Die Darlehenszusagen stie-
gen dabei in den ersten neun
Monaten des Jahres 2008, im
Vergleich zum Vorjahreszeit-
raum, um 6,6 Prozent oder, abso-
lut gesehen, um 1,5 Mrd. Euro
auf 7,2 Mrd. Euro.

Keine Kreditklemme

Die Sparkassen verfügen über
ausreichend Eigenkapital, um
die Kreditvergabe an Unterneh-
men weiter auszudehnen. Wirt-
schaftlich sinnvolle Investitionen
werden somit auch in wirtschaft-
lich schwierigen Zeiten nicht an
einer Finanzierung scheitern.
Die Sparkassen haben damit die
wirtschaftliche Entwicklung ab-
gesichert. Sinnvolle ökonomi-
sche Vorhaben werden wir auch
künftig mit Krediten versorgen.
Von Kreditklemme kann nicht
die Rede sein.

Kompetente Partner

Dass sich kleine und mittlere
Unternehmen gerade in Bayern
verstärkt ausländischen Märkten
zuwenden können, wird auch da-
durch ermöglicht, dass sie in den
bayerischen Sparkassen und der
BayernLB kompetente Partner
für dieses Geschäft finden.

Bayerische Sparkassen:

Beratung über
Stabilisierungskonzept BayernLB

Die 75 bayerischen Sparkas-
sen und ihre Träger haben über
das Konzept der bayerischen
Staatsregierung zur Stabilisie-
rung der BayernLB beraten. In
einer außerordentlichen Ver-
bandsversammlung diskutierten
in Landshut rund 180 Landräte,
Oberbürgermeister, Verwaltungs-
ratsmitglieder und Sparkassen-
Vorstandsvorsitzende und Spar-
kassen-Vortandsmitglieder zu-
sammen mit der Geschäftslei-
tung des Sparkassenverbandes
Bayern und Vorständen der Bay-
ernLB über die Konsequenzen
der Landesbank-Stabilisierung.

Projektentwicklung

Abstimmungsergebnisse la-
gen bis Redaktionsschluss die-

ser Ausgabe noch nicht vor.
Deutlich wurde, dass die Spar-
kassen unabhängig von mög-
lichen Änderungen der Eigen-
tümerstrukturen ihre Geschäfts-
verbindungen zur BayernLB
intensivieren wollen. Dazu wird
ein spezielles Projekt ent-
wickelt.

Tragfähiges Konzept

Ziel sei, so hieß es, für die Bay-
ernLB ein tragfähiges Konzept zu
finden, das die Sparkassen in die
Lage versetzt, als Marktführer im
Privat- und Firmenkundenge-
schäft weiterhin die Kreditversor-
gung des bayerischen Mittelstan-
des sowie der Kommunal- und
Privatkunden in den Regionen si-
cherstellen zu können.“

Zinssenkung der EZB:

Wichtiges Signal
gegen drohenden

Abschwung
„Die deutliche Zinssenkung

von 75 Basispunkten auf 2,5
Prozent ist ein wichtiges Zeichen
an die Märkte und hilft, merklich
verbesserte Refinanzierungsbe-
dingungen zu schaffen. Der
Zinsschritt ist auch mit Blick auf
den internationalen Zinszusam-
menhang wohl begründet“, so
Dr. Karl-Peter Schackmann-Fal-
lis, Geschäftsführendes Vor-
standsmitglied des Deutschen
Sparkassen- und Giroverbandes
(DSGV), anlässlich der Zins-
entscheidung der Europäischen
Zentralbank (EZB).

So seien zuletzt auch in den
USA und heute in Großbritanni-
en die Leitzinssätze gesenkt
worden. Die Eurozone habe im
Vergleich der weltweit bedeuten-
den Zentralbanken immer noch
den höchsten Leitzinssatz. „Da-
mit besteht nach wie vor die
Möglichkeit, bei weiter anhal-
tender Verminderung des Preis-
niveaus mit weiteren Zinssen-
kungen die wirtschaftlichen Auf-
triebskräfte zu stärken.“

Die EZB setze mit ihrer heuti-
gen Entscheidung ein klares Zei-
chen zur Überwindung der Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise. Ent-
scheidend sei jetzt, dass auf den
Geldmärkten das Vertrauen für
die Kreditvergabe unter den Ban-
ken gestärkt werde.
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DIE LECHWERKE DANKEN IHNEN FÜR IHRE TREUE
IM JAHR 2008 UND WÜNSCHEN IHNEN EINEN
GUTEN START INS NEUE JAHR.

Feuersozietät Berlin:

Barbara Schick ist neues Vorstandsmitglied
München/Berlin. Barbara Schick (48) wird stellvertreten-

des Vorstandsmitglied der Feuersozietät Berlin Brandenburg
Versicherung AG und der Öffentlichen Lebensversicherung
Berlin Brandenburg AG, beides Unternehmen des Konzerns
Versicherungskammer Bayern. Die Aufsichtsräte der Unter-
nehmen haben Barbara Schick zum 1. Januar 2009 offiziell be-
rufen. Sie verantwortet das Ressort Leben, Komposit Privat,
Schaden und IT. Die Juristin ist seit 1991 in leitenden Positio-
nen für den Konzern Versicherungskammer Bayern tätig – zu-
letzt als Leiterin der Hauptabteilung öffentlich-rechtliche Kun-
den. Barbara Schick ist Nachfolgerin von Klaus Vangerow, der
ab 1. Januar 2009 als Sprecher der Geschäftsführung der GaVI
Gesellschaft für angewandte Versicherungs-Informatik mbH
tätig sein wird.

Kommunalforum der Kreis- und Stadtsparkasse Hof:

Sparkassen - zeitgemäßer denn je
Landrat Theo Zellner hebt Bedeutung für die mittelständische Wirtschaft hervor

Zahlreiche Bürgermeister und Kämmerer hatten sich zum
zweiten Kommunalforum der Kreis- und Stadtsparkasse Hof
eingefunden. Im zweijährigen Turnus tauschen sich dort Poli-
tiker und Unternehmen über die Finanzierung kommunaler
und regionaler Projekte aus. Heuer stand die Veranstaltung
unter dem Motto „Kommune und Sparkasse als Partnerschaft
verstehen und nutzen“.

Kompetente Referenten wie
Jörg-Uwe Fischer, Bereichsleiter
Erneuerbare Energien bei der
deutschen Kreditbank, und
Michael Schmitt von der Ener-
gent AG Bayreuth setzten sich in
ihren Vorträgen mit erneuerbaren
Energien bzw. der Energiebera-
tung für Kommunen auseinan-
der. Der Frage, wie kommunale
Baumaßnahmen künftig zu fi-
nanzieren sind, widmete sich Dr.
Martin Kornek von der Firma
Bayerngrund. Dass nicht nur En-
ergie gespart, sondern der Strom
auch direkt vor Ort erzeugt wer-
den kann, demonstrierte der Nai-
laer Landwirt Wolfgang Matthes
am Beispiel seines Hackschnit-
zelheizwerks. Der
Schwarzenbacher Bürgermeister
Alexander Eberl berichtete wie-
derum davon, wie seine Gemein-
de mit Unterstützung der Spar-
kasse ihre „Kinder- und Jugend-
stiftung“ ins Leben rufen konnte.

Konservative Risikopolitik

Theo Zellner, Chamer Landrat
und Präsident des Bayerischen
Landkreistags, machte seiner-
seits „die Bedeutung der Spar-
kassen für die mittelständische
Wirtschaft aus Sicht der Land-
kreise“ deutlich. Mit Blick auf
die Finanzmarktkrise stellte er
unmissverständlich fest, „dass
die Sparkassen keine der beiden
großen Krisen dieses Jahrzehnts

mit verursacht oder gefördert ha-
ben“ - im Gegenteil: „Die Spar-
kassen haben sich in beiden Kri-
sen als ein Hort der Stabilität er-
wiesen.“ Sie seien es gewesen,
die nach dem Zusammenbruch
der New Economy-Blase in wei-
tem Umfang die Finanzierung
des Mittelstands sichergestellt
haben und sie jetzt weiter sicher-
stellen. „Und sie sind es heute
wieder, die der Bankenwelt das
richtige Geschäftsmodell vorle-
ben: Nah am Kunden, nah an der
realen Wirtschaft, mit einer kon-
servativen Risikopolitik.“

Modernes Geschäftsmodell

Jetzt stelle sich heraus, „dass
nichts so modern ist wie das Ge-
schäftsmodell der Sparkassen“,
fuhr Zellner fort. Vieles von
dem, was zwischenzeitlich als
modernes „Banking“ angesehen
wurde, mit komplizierten Fi-
nanzmarktprodukten auf interna-
tionalen Kapitalmärkten jenseits
von Kunden, gebe es jetzt fak-
tisch nicht mehr.

Der Sparkassenverband sei im
Jahr 2001 der erste Regionalver-
band gewesen, der das kommu-
nale Eigentum an den Sparkas-
sen anerkannt hat. Dies habe da-
mals auch Kritik ausgelöst. For-
mulierungen aus dieser Zeit sei-
en inzwischen in viele Länder-
gesetze eingegangen. Der enge
Schulterschluss zwischen Kom-

mune und Sparkasse sei unver-
zichtbar, betonte der Landrat:
„Gerade das kommunale Eigen-
tum schützt die Sparkassen in
Bayern, einem Land mit starken
Kommunalpolitikern, vor man-
cher Anfechtung.“ An die Adres-
se der kommunalen Eigentümer
gerichtet, meinte Zellner: „Die
Leistung aus Leidenschaft be-
steht darin, kommunales Eigen-
tum gemeinsam erfolgreich in
die Zukunft zu führen. Das bein-
haltet auch, dass Ihnen die Spar-
kassen nicht zu spekulativen Fi-
nanzgeschäften raten, bei denen
sie dann hohe Verluste erleiden,
während eine Bank, die mit ihrer
Leistung aus Leidenschaft wirbt,
dabei sehr gut verdient.“

„Kommunale Sparkasse“

Gesellschaftspolitisch und po-
litisch habe das Modell „Kom-
munale Sparkasse“ gesteigerte
Anerkennung gefunden, hob
Zellner hervor. Allgemein werde
anerkannt, dass der Verbraucher
infolge des harten Wettbewerbs
in Deutschland bei der Auswahl
von Bankdienstleistungen beste
Bedingungen vorfindet. Zudem
werde festgestellt, dass die Fi-
nanzverbünde in Zeiten der Fi-
nanzkrise infolge ihrer Diversifi-
zierung und aufgrund ihres real-
wirtschaftlichen Modells einen
stabilisierenden Faktor für die
Wirtschaft darstellen. Auch im
kommunalen Bereich denke man
allgemein teilweise wieder über
die Rekommunalisierung zuvor
privatisierter öffentlicher Dienst-
leistungen nach, insbesondere
im Energiesektor.

Umwandlung in Stiftungen

Das kommunale Sparkassen-
wesen gehöre auch zum verfas-
sungsmäßig geschützten Recht
auf kommunale Selbstverwal-
tung. Kein Landesgesetzgeber
könne daher das Modell „Kom-
munale Sparkasse“ gegen den
Willen der Kommunen angrei-
fen. Zellner: „In diesem Zusam-
menhang verstehe ich auch nicht
den Ansatz des Sachverständi-
genrats, der in seinem Gutachten
für die Bundesregierung vor-
schlägt, Sparkassen in Stiftungen
umzuwandeln, wobei die Kom-
mune bis zu 49 Prozent privates
Kapital aufnehmen kann.“

Für Landkreise und Gemein-

den gehe es längst nicht mehr
bloß darum, Geld in Pfandbrie-
fen anzulegen, auf einem Fest-
geldkonto zu parken oder nach
den Konditionen für Kommunal-
kredite zu fragen, stellte Zellner
fest. In Deutschland habe man es
mittlerweile mit einer neuen Ge-
neration von Bürgermeistern und
Kämmerern zu tun, „die sich
nicht scheuen, auch die Ange-
botspalette des privaten Bank-
sektors zu erkunden“. Dies
spiegle sich in einer Erhebung
aus dem Jahr 2005 wieder, wo-
nach „die wachsende Bereit-
schaft der Kommunen, mit un-
terschiedlichen Kreditinstituten
zusammenzuarbeiten, deutliche
Spuren in der Marktanteilsstati-
stik hinterlassen hat“. Danach
stellen die Sparkassen nur noch
14,8 Prozent und die Landesban-
ken 39,4 Prozent der Kredite an
Gemeinden, Kreise und Städte
zur Verfügung.

Hinzu kommt folgender Ge-
sichtspunkt: Den Sparkassen sitzt
in vielen Fällen nicht mehr die
klassische Gemeinde als Ver-
handlungspartner gegenüber, son-
dern mehr eine Art „Gemeinde-
Konzern“, wie der Chamer Land-
rat erläuterte. Die Verselbständi-
gung einzelner kommunaler Auf-
gabenbereiche in Tochtergesell-
schaften (in der Regel in der
Form der GmbH) und Kommu-
nalunternehmen (als Anstalten
des öffentlichen Rechts) schreite
unaufhaltsam voran.

Installation des „KKB“

Öffentlich-rechtlichen Kom-
munalunternehmen würden Be-
treiber-GmbHs nachgeschaltet.
Stadt- und Gemeindewerke in
GmbH-Form gründeten wieder-
um Töchter, oftmals als KG.
Ehemals biedere Beamte übten
sich als Geschäftsführer dieser
GmbHs nun in gewinnorientier-
tem Denken. Zellner: „Meines
Erachtens hat die Sparkassenor-
ganisation vor einigen Jahren
den richtigen Weg eingeschlagen
und mit der Installation des
‚KKB’, also des Kommunalkun-
denbetreuers, eine gute Antwort
auf diese neuen Herausforderun-
gen gefunden.“

Die Sparkassen hielten ihren
Schirm über den Kredit suchen-
den Mittelstand auch dann noch,
wenn die private Konkurrenz ihn
bereits zuklappt. Das mittelstän-
dische Gewerbe und der kreis-
angehörige Bereich seien aufs
Engste miteinander verflochten.
Zellner: „Wenn es noch eines
Beweises bedurft hätte, dass
Sparkassen gemeinwohlorien-
tiert denken und handeln und

Forumsgäste: Hofs Landrat Bernd Hering (3. v. l.) neben dem
Chamer Landrat Theo Zellner (Mitte).

nicht dem shareholder value mit
Gewinnmaximierungsstrategien
opfern, hier ist er erbracht.“

Auf Stärken vertrauen

Wie auch immer diese interna-
tionale Finanzkrise ausgehen
mag – eines steht für Landrat
Zellner schon heute fest: „Das
Modell der rechtlich und wirt-

schaftlich selbstständigen kom-
munalen Sparkasse hat sich auch
in dieser Krise bewährt und es
wird diese Krise gut überleben.
Das sollte uns allen weiterhin
Mut und Zuversicht geben, auf
unsere Stärken zu vertrauen, um
das Modell ‚Kommunale Spar-
kasse’ weiterhin erfolgreich ge-
meinsam in die Zukunft zu ent-
wickeln.“ DK

Stiftungsmanagement der Kreissparkasse Augsburg:

„Zeit zu handeln“
Unter dem Motto „Zeit zu handeln“ will die KreissparkasseAugs-
burg Bürgerinnen und Bürger im Raum Augsburg zum Stiften
anstiften. Dazu stellte sie im Rahmen einer Auftaktveranstaltung
ihr neues Kompetenzzentrum „Nachlass- und Stiftungsmanage-
ment“ vor. Zur Vortragsveranstaltung kamen rund 400 Kunden
und Gäste in die Stadthalle Gersthofen.

Habisch, Lehrstuhlinhaber für
Christliche Sozialethik und Ge-
sellschaftspolitik an der Katholi-
schen Universität Eichstätt, the-
matisierte das bürgerschaftliche
Engagement durch Stiftungen. Er
verwies darauf, dass das klassi-
sche Spendenwesen nur kurzfri-
stig helfe, z. B. beim Sponsoring
von Kulturveranstaltungen. „Stif-
ten dagegen kann langfristig viel
bewegen.“ Gefragt sei kontinuier-
liches Engagement, aber „bitte
nicht nach dem Gießkannenprin-
zip!“ Habisch betonte, dass Stif-
tungen professionelle Bildungs-
und Gesundheitspolitik betreiben
und in der Öffentlichkeit als Geld-
geber wahrgenommen werden.
„Letztendlich können und wollen
sie den Staat aber nicht aus seiner
Letztverantwortung entlasten.“

Tendenz steigend

Stiftungen in Augsburg haben
Tradition, erklärte Manfred Stöckl,
Vorstandsmitglied der Kreisspar-
kasse Augsburg: der Fuggerstif-
tung von 1521 folgten bald weite-
re. Heute nimmt die Stadt unter
den bundesdeutschen Städten mit
der größten Stiftungsdichte Platz
13 ein: Knapp 44 Stiftungen kom-
men hier auf 100.000 Einwoh-
ner. Auch der Regierungsbezirk
Schwaben kann sich sehen lassen.
Er zählte Ende 2007 461 Stiftun-
gen (ohne die Kirche), wobei al-
lein im letzten Jahr 30 neue ge-
meinnützige Stiftungen mit einem
Stiftungskapital von 18 Mio. €

gegründet wurden.
Die Tendenz sei auch weiterhin

steigend, freute sich Stöckl. „Mit
rund 16.000 Stiftungen bürgerli-
chen Rechts ist Deutschland „Eu-
ropameister im Stiften“. Allein
2007 wurde mit 1134 Neugrün-
dungen erstmals die 1.000er Mar-
ke übersprungen, was einem
26-prozentigenAnstieg entspricht.

Stiften sei nicht mehr allein die
Sache von Multimilliardären.
Auch Menschen mit kleinerem
Vermögen haben verschiedene
Möglichkeiten, sich in Stiftungen
zu engagieren. Treibende Kraft sei
das Bedürfnis, anderen ein schwe-
res Schicksal erträglicher zu ma-
chen, Not zu lindern oder dort zu
helfen, wo es nötig ist. Nicht sel-
ten handelt es sich bei Stiftern um
kinderlose Personen, oder um Un-
ternehmer, denen ein geeigneter
Erbe bzw. Nachfolger fehlt.“

Neben den vier selbstverwalte-
ten Stiftungen der Kreissparkasse
(Zukunft, Bürgerstiftung Augs-
burger Land, Bunter Kreis und

Klinikum; Spende oder Zustif-
tung bereits ab 1 €) sind im Rah-
men der neuen Stiftergemein-
schaft der Kreissparkasse Augs-
burg Engagements ab 25.000 €

möglich. Individuell zugeschnit-
tene Lösungen finden sich bei der
individuellen Treuhandstiftung
(ab 100.000 €) oder einer selbst-
ändigen Stiftung (ab 500.000 €).
Bemerkenswert findet der Ban-
ker, dass „Wohltäter der neuen
Generation zunehmend zu Leb-
zeiten stiften“.

Wer mit einer Stiftung dauer-
haft Gutes tun wolle, der sollte
auf individuelle Beratung und ein
professionelles Stiftungsmanage-
ment nicht verzichten, so Stöckl.
Mit ihrem neuen Kompetenzzen-
trum „Nachlass- und Stiftungs-
management“ unter der Leitung
von Holger Carstens steht die
Kreissparkasse dabei als erfahre-
ner Partner zur Seite. Spezialisten
zeigen Wege auf von der Grün-
dungsphase über die Etablierung
des Stiftungsanliegens bis zur
Verwaltung des Stiftungsvermö-
gens und bringen Klarheit in eine
rechtlich und steuerlich durchaus
komplexe Materie.

Kreativität ist gefragt

Nachdem Fernsehjournalist Ul-
rich Wickert über die Sehnsucht
nach verlässlichenWerten referiert
hatte, dankte Horst Erhardt, Ge-
schäftsführer des beta instituts und
Gründungsmitglied des Bunten
Kreises, der Kreissparkasse für ihr
Engagement beim Bunten Kreis.
Seit seiner Gründung 1992 sind
neun Stiftungen mit einem Kapital
von 1,4 Mio. € entstanden.

Erhardt betonte, dass bei der Fi-
nanzierung sozialer Projekte zu-
künftig ein „Drittelmix“ aus öf-
fentlicher Hand, Wirtschaft und
Bürgerengagement eine wichtige
Rolle einnehmen werde. Viele
Projekte wie z. B. das Präven-
tionsprogramm „Papilio“, das
Kleinkinder gegen die Entwick-
lung von Sucht und Gewalt schüt-
zen will, werden schon heute
nicht mehr aus der öffentlichen
Hand finanziert. Da sei Kreativität
bei der Finanzierung und natürlich
auch Bürgerengagement gefragt.

Papilio profitiert von einerAus-
schüttung der Stiftung Zukunft in
Höhe von 5.000 Euro. Bereits seit
Mitte 2006 setzt sich die Kreis-
sparkasse zusammen mit der be-
tapharm Stiftung dafür ein, dass
das Programm flächendeckend
im Landkreis Augsburg einge-
führt wird. dsp
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Landesbausparkasse erwartet
zweitbestes Neugeschäft

260.000 neue Bausparverträge abgeschlossen / Riesterförderung gibt Impulse

München. Bausparer können in der Finanzkrise gelassen blei-
ben, sie brauchen sich keine Sorgen um ihre Einlagen zu ma-
chen. Diese Zusage gab Franz Wirnhier, Sprecher der Ge-
schäftsleitung der LBS Bayern bei der Jahresabschluss-Presse-
konferenz in München. Der durch die Krise verstärkte Trend
zur Sicherheit beim Vermögensaufbau trage dazu bei, dass das
Institut 2008 mit voraussichtlich 260.000 Bausparverträgen
über eine Summe von 7,2 Milliarden Euro das exzellente Ab-
satzniveau des Vorjahres noch einmal toppen werde. „Wenn un-
sere Prognose eintrifft, werden wir 2008 das zweitbeste Neuge-
schäft unserer Firmengeschichte erreichen“, erklärte Wirnhier.

Dabei profitiert der Marktfüh-
rer in Bayern vom Sicherheits-
denken und der zunehmenden
Sparneigung der Kunden. Hinzu
kommt ein Sondereffekt durch
Veränderungen bei der Woh-
nungsbauprämie, die im neuen
Jahr in Kraft treten. Die Sparquo-
te wird 2008 auf über 11 Prozent
steigen und damit auf dem höch-
sten Stand seit 1994 liegen. Die
anhaltend starke Bausparneigung
wird nach Wirnhier außerdem ge-
tragen durch den Modernisie-
rungsbedarf im Wohnungsbe-
stand. Zahlreiche Haushalte wür-
den mit einem Bausparvertrag
Vorsorge für energetische Sanie-
rungsmaßnahmen treffen.

Schlüssel zum Erfolg

In den letzten Wochen und
Monaten hat sich nach Aussage
der LBS das Umfeld für die
Branche in einer nie gekannten
Dimension und Geschwindigkeit
verändert. Zugleich gebe es eine
erstaunliche Rückbesinnung auf
die traditionellen Aufgaben von
Kreditinstituten. Das bewährte
System des Bausparens sei der
wichtigste Schlüssel zum Erfolg.
Weil es zu einer soliden Eigen-
kapitalbildung und zu zinssiche-
ren Wohnbaudarlehen führe, sei
es gerade wieder besonders aktu-
ell. „Mit Bausparen wäre die Ka-
tastrophe der amerikanischen Ei-
genheimbesitzer und Wohnbau-
finanzierer nicht passiert“, be-
tonte Wirnhier.

Erfreulich gut laufen, so die
LBS, auch die Finanzierungen.
Mit einer Summe von 670 Millio-
nen Euro werden 2008 rund 20
Prozent mehr Bauspardarlehen
ausbezahlt als im Vorjahr. Die ge-

samten Kapitalauszahlungen
werden mit 2,24 Milliarden den
Vorjahreswert um über 14 Pro-
zent übertreffen. Vom Wohnungs-
neubau werden nach Wirnhier
keine positiven Impulse ausge-
hen. Von Januar bis September
sei die Zahl der Baugenehmigun-
gen für Ein- und Zweifamilien-
häuser in Bayern im Jahresver-
gleich um acht Prozent auf
13.392 zurückgegangen. Der
Handel mit Eigenheimen aus
dem Bestand laufe dagegen gut.

Impulse für das Neugeschäft

Von der neuen Riester-Förde-
rung für Bausparen und Wohn-
eigentum verspricht sich die LBS
erhebliche Impulse für das Neu-
geschäft. Mit der rückwirkend
zum 1. Januar 2008 erfolgten In-
tegration des Wohneigentums in
die staatlich geförderteAltersvor-
sorge können die Riester-Zulagen
und Steuervorteile nun auch für
den Bau, den Kauf oder - zu Be-
ginn der Auszahlungsphase - für
die Entschuldung der eigenen Im-
mobilie verwendet werden. Der
Bausparvertrag wird als Alters-
vorsorgeprodukt staatlich aner-
kannt.

Bereits seit Ende Juli hatte die
LBS Bayern Bausparverträge mit
Riester-Option angeboten. Nach-
dem die Bundesanstalt für Fi-
nanzdienstleistungsaufsicht die
Riester-Produkte der LBS Bayern
Anfang November zertifiziert
hatte, wurden die Optionsverträ-
ge kostenfrei auf die zertifizierten
Tarife umgestellt.

Jeder Sparer, der noch in die-
sem Jahr vier Prozent seines Brut-
to-Vorjahreseinkommens abzüg-
lich der ihm zustehenden Riester-

Prämien auf einen geförderten
LBS-Bausparvertrag einzahlt, er-
hält schon für 2008 die vollen Zu-
lagen. Gefördert werden Spar-
und Tilgungsleistungen bis zu ei-
nem Maximalbetrag von jährlich
2.100 Euro (abzüglich der Zula-
gen). Jeder Förderberechtigte be-
kommt eine Grundzulage von
154 Euro im Jahr. Zusätzlich er-
hält er jährlich 185 Euro je Kind.
Ist ein Kind 2008 oder später ge-
boren, erhöht sich dieser Betrag
auf 300 Euro.

Zudem kann man dieAltersvor-
sorgebeiträge von der Steuer ab-
setzen. Für Bausparer, die zu Be-
ginn des Beitragsjahres das 25.
Lebensjahr noch nicht vollendet
haben, gibt es einen einmaligen
Einsteigerbonus in Höhe von 200
Euro. Die Förderung ist nicht an
Einkommensgrenzen gebunden.
AlleArbeitnehmer und eine Reihe
weiterer Berufsgruppen können
die Vorteile inAnspruch nehmen.

Fördermechanismen

„Die Fördermechanismen füh-
ren zu mehr Eigenkapital, weni-
ger Kreditbedarf, weniger Til-
gungsaufwand - und zum Wegfall
der Mietbelastung im Alter“, be-
tonte Wirnhier. Wer sie nutze,
komme noch schneller und siche-
rer in die eigenen vier Wände. Für
viele Bürger, die sich Wohneigen-
tum bisher finanziell nicht zutrau-
ten, könnten die neuen Förder-
möglichkeiten sogar der entschei-

dendeAntrieb sein, den Schritt zu
wagen.

Enorme Dimensionen

Wirnhier verdeutlichte an Hand
von Beispielen, dass die Förder-
vorteile enorme Dimensionen an-
nehmen können. Sowohl bei der
Finanzierung als auch bei der
Entschuldung selbst genutzter
Immobilien sind demnach Beträ-
ge von mehreren zehntausend
Euro zu erzielen. „Die nachgela-
gerte Besteuerung der geförder-
ten Spar- und Tilgungsleistungen
im Ruhestand ist dagegen ein
Klacks“, erklärte der LBS-Chef.
Beispielrechnungen, die das bele-
gen und unterschiedliche persön-
liche Voraussetzungen (wie
Haushaltstyp, Einkommen und
Alter) individuell berücksichti-
gen, bietet die LBS im Internet
unter www.eigenheim-renten-
rechner.de. Das Online-Pro-
gramm ermittelt auch die ersparte
Miete im Alter - für mehr als
12.000 Standorte in Deutschland.

Neugeschäftsniveau
von 2008 soll auch 2009
erreicht werden

Wirnhier äußerte sich begeistert
über die Möglichkeiten der neuen
Förderung. Bis Ende des Jahres
erwarte die LBS Bayern rund
8.000 Abschlüsse in Riester-Tari-
fen. Für 2009 geht die Geschäfts-
leitung davon aus, dass etwa 15
bis 20 Prozent der vermittelten
Verträge Riester-gefördert sein
werden. Wirnhier: „Etwa 30 Pro-
zent der Riester-Verträge werden
wir nach unseren Schätzungen
mit jungen Leuten unter 25 Jahren
abschließen. Insgesamt planen
wir ein Neugeschäft auf dem Ni-
veau von 2008.“ E. Scholl

Kommunale Sachversicherung:

Schutz für Gebäude
und Inventar

Die Aufgaben von Kommunen sind vielfältig und anspruchs-
voll. Beispielsweise bauen und verwalten sie öffentliche Ge-
bäude wie Kindergärten, Schulen, Sporthallen und Amtsstu-
ben. Daraus erwächst eine große Verantwortung, diese Ein-
richtungen für die Bürger zu bewahren, denn schnell kann ein
Sturm oder Feuer sie beschädigen oder zerstören.

Kommunale Gebietskörper-
schaften sollten sich daher gegen
vielfältige Risiken absichern. Ei-
ne Sachversicherung etwa bietet
Schutz vor den finanziellen Fol-
gen eines Schadens, verursacht
durch Feuer, Leitungswasser,
Sturm und Hagel, Elementarge-
fahren sowie Einbruchdiebstahl
oder Glasbruch.

Neu bei der Kommunalen
Sachversicherung der Versiche-
rungskammer Bayern ist, dass
nicht mehr Einzelverträge gegen
jede dieser Gefahren abgeschlos-
sen werden müssen, sondern alle
Gebäude- und Inventarversiche-
rungen in einem Rahmenvertrag
zusammengefasst werden kön-
nen. Das hat den Vorteil, dass ein
Gesamtkontrakt mit einheitli-
chem Bedingungswerk für alle
Gebäude und mitversichertes In-
ventar besteht. Dies ermöglicht
ein hohes Maß an Übersichtlich-
keit und Transparenz und redu-
ziert damit den Verwaltungsauf-
wand sowohl für das Versiche-
rungsunternehmen als auch für
die Kommune.

Die Versicherungskammer
Bayern bietet nicht nur umfassen-
den Versicherungsschutz, son-
dern auch eine umfassende Bera-
tung, etwa in allen Fragen des
vorbeugenden und abwehrenden
Brandschutzes, zum technischen
Umweltschutz, der Anlagensi-
cherheit oder zum Schutz gegen
Einbruchdiebstahl. Sie hilft so
den Kommunen, Gefahrenquel-
len zu erkennen und Präventions-
maßnahmen zu ergreifen, bevor
ein Schaden entstehen kann.

Gegen manche Risiken können
auch die besten Vorsichtsmaß-
nahmen nichts ausrichten. Im Fall

eines Schadens trägt die Kommu-
nale Sachversicherung der Versi-
cherungskammer Bayern etwa
zusätzlich die Kosten für Aufräu-
mungs-,Absperr- undAbbruchar-
beiten. Kommt es in einem Ei-
genbetrieb zu einer Betriebsunter-
brechung – beispielsweise nach
einem Brand in einer Bücherei –
ist dieser Einnahmeausfall im
Rahmen der Kommunalen Sach-
versicherung bis 5.000 Euro ko-
stenfrei mitversichert. Bei höhe-
ren Einnahmen kann eine indivi-
duelle Versicherungssumme ver-
einbart werden.

Ergebnis einer repräsentativen Bevölkerungsbefragung:

Kunden schätzen Volksbanken
und Raiffeisenbanken

Die Volksbanken und Raiffeisenbanken haben die zufriedensten
Kunden aller bayerischen Bankengruppen. Das ergab eine reprä-
sentative Befragung, die das Marktforschungsinstitut GMS
(Hamburg) im Auftrag des Genossenschaftsverbands Bayern un-
ter 1.008 Personen über 18 Jahren im Freistaat durchgeführt hat.

53 Prozent aller Stammkunden
von Genossenschaftsbanken be-
werten die Sicherheit von Geld
und Anlagen bei ihrer Hausbank
mit ausgezeichnet oder sehr gut.
40 Prozent halten sie für gut.
Deutlich schlechter beurteilen da-
gegen die Stammkunden von
Sparkassen (ausgezeichnet/sehr
gut: 38 Prozent) und Geschäfts-
banken (ausgezeichnet/sehr gut:
33 Prozent) ihre Hausbanken.

Sicherheit gibt Vertrauen und
schafft Treue. Bei den Stamm-
kunden von Genossenschaftsban-
ken zeigt sich, dass nahezu drei
Viertel der Kunden ihre Bank si-
cher oder sehr wahrscheinlich er-
neut auswählen würden. Wesent-
lich schwächer ist die Treuebin-
dung bei Kunden von Sparkassen
und Geschäftsbanken ausgeprägt.
Nur 61 Prozent der Sparkassen-
kunden würden ihr Institut erneut
auswählen. Bei den Kunden der
Geschäftsbanken liegt der Anteil
lediglich bei 50 Prozent.

Wer mit seiner Bank zufrieden
ist, empfiehlt sie auch gerne wei-
ter. Das gilt insbesondere für die
Kunden der bayerischen Volks-
banken und Raiffeisenbanken.

Mit 91 Prozent sind sie über-
durchschnittlich häufig bereit, ih-
re Hausbank grundsätzlich weiter-
zuempfehlen. Sparkassenkunden
(84 Prozent) und Kunden von Ge-
schäftsbanken (75 Prozent) sind
hier wesentlich zurückhaltender.

Zur Umfrage

Zielgruppe der Befragung war
die voll geschäftsfähige, d.h. er-
wachsene, in Privathaushalten le-
bende Bevölkerung ab 18 Jahren
in Bayern. Die Zielpersonen wur-
den auf der Basis einer mehrstufig
geschichteten Zufallsstichprobe
ausgewählt. Auf jeder der Aus-
wahlstufen (Gemeinde, Haushalt,
Zielperson im Haushalt) wurde
streng das Zufallsprinzip ange-
wandt, so dass die Stichprobe ein
getreues Abbild der sozialstruktu-
rellen Zusammensetzung der Be-
völkerung ab 18 Jahren wider-
spiegelt. Die Feldarbeiten fanden
in der Zeit vom 6. bis 10.10.2008
statt. Insgesamt wurden 1.008 In-
terviews durchgeführt. Mit der
Umfrage war die GMS Dr. Jung
GmbH für Markt- und Sozialfor-
schung Hamburg beauftragt.

100 Jahre Sparkasse in Dorfen:

Für die Zukunft gut gerüstet
Seit bereits 100 Jahren ist die Sparkasse Dorfen zuverlässiger Part-
ner der Bürger und Geschäftsleute. Im Jubiläumsjahr wartete das
Geldinstitut mit einerReihe vonVeranstaltungen undAktionen auf,
die begeisterten Zuspruch fanden. Dazu gehörte neben dem Beach-
Cup in der „Sparkassen-Arena“, der im Rahmen der Gewerbe-
schau Dorfen stattfand, auch ein Fußball-Erlebnistag mit dem ehe-
maligen Profispieler des TSV 1860 München, Harald Czerny. Ein
Höhepunkt des Jubiläumsjahres und gleichzeitig krönender Ab-
schluss war dieAusstellung „Zeitreise“, die 100 Jahre Sparkasse in
Dorfen für einige Momente wieder lebendig werden ließ.

Vorstandsvorsitzender Willy
Neupärtl würdigte im Rahmen der
Ausstellung die Bedeutung des
Kreditinstituts für die Stadt. Die
Zahlungsmittel, so Neupärtl, hät-
ten sich im Laufe der Zeit geän-
dert. Das zeitgemäße Motto „aus
der Region, für die Region“ aber
sei stets gleich geblieben.

Das Jubiläum 100 Jahre Spar-
kasse in Dorfen finde in bewegten
Zeiten statt, fuhr der Vorsitzende
fort, befänden sich die internatio-
nalen Finanzmärkte doch in einer
Vertrauenskrise. Dass die Spar-
kassen hiervon nicht direkt betrof-
fen seien, zeige, „dass sich unser
Geschäftsmodell bewährt hat“.

Fortschritt in der Region

Neupärtl verwies darauf, dass
der Sparkassenleiter früher oft im
Hauptamt noch kommunaler Ver-
waltungsbeamter gewesen sei und
seine Aufgabe als Ehrenamt aus-
geführt habe. Im Vordergrund sei-
en erste Kredite an Handwerker
und Gewerbetreibende gestanden,
die so die Möglichkeit erhielten,
selbstständig zu arbeiten und erst-
mals einen Mittelstand zu bilden.
Auch richtete man das Augen-
merk auf die Finanzierung des

Fortschritts in der Region, sprich
Kommunalkredite für sauberes
Trinkwasser, Kanalisation, Stra-
ßenbau und Elektrifizierung der
Straßenbeleuchtung.

Sicherung derArbeitsplätze

Unverändert bis heute sei, dass
die Sparkasse weiterhin flächen-
deckend kreditwirtschaftliche
Leistungen bietet, während sich
die privaten Banken aus der
Fläche zurückgezogen haben, be-
merkte Neupärtl. Die Sparkasse
Erding-Dorfen finanziere rund 40
Prozent des Mittelstands und des
Handwerks sowie nahezu jede
zweite Existenzgründung im Ge-
schäftsgebiet. Damit würden die
regionalen Wirtschaftsstandor-
te mit modernen Technologien
gefördert und deren Zukunft und
dieArbeitsplätze gesichert.

Dass die Sparkasse Erding-
Dorfen mit ihrem Geschäftsmo-
dell auch für die nächsten 100
Jahre gut gerüstet ist und zusam-
men mit ihren Eigentümern eine
gute wirtschaftliche Entwicklung
der Region und der in ihr leben-
den Menschen gewährleisten
wird, davon zeigte sich der Vor-
standsvorsitzende überzeugt. DK

Das gab es in den vergangenen 26 Jahren noch nie: Ein
Schülerteam der Kreissparkasse Augsburg stellt beim Plan-
spiel Börse den europäischen Herbstmeister. Die sechs Kolle-
giaten der 12. Jahrgangsstufe des Gymnasiums Königsbrunn
wurden auf dem Bayerischen Börsentag gekürt. Mit einem De-
potwert von 115.077,96 Euro führte die Schülergruppe „sowel-
cheaberauch“ zur Schlussabrechnung am 31. Oktober nicht
nur die bayerische Siegerliste an, sondern auch die bundes-
deutsche und europäische. Mit den erfolgreichen Jung-Börsia-
nern Paul Savin und Fabian Lang vom Gymnasium Königs-
brunn (2. und 3. v. l.) freuen sich: Gamze Miozga, Referentin
Sparkassenverband Bayern, Hans G. Lindner, Herausgeber
des Anlegermagazins Börse Online, Matthias Übelhack von
der Kreissparkasse Augsburg sowie Holger Zechmann, Börse
München (v. l.).
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Durch falsch verbuchte Abschlagzahlungen und US-Bewertung:

Ernste Probleme für
die Bauwirtschaft

Auch Kommunen können tangiert sein / „Bilanzpapst“ Küting:
Fair-Value-Prinzip Hauptursache der Finanzmarktkrise

Wenn ein Unternehmen bilanziert, ist das mehr, als nur vorhan-
dene, feststehende Positionen in eine Ordnung zu einander zu
bringen. Es geht darum, als was die einzelnen Positionen wirt-
schaftlich anzusehen und wie sie zu bewerten sind. Unterschiede,
die dabei gemacht werden, können zu unbedeutenden, aber auch
zu sehr schwerwiegenden wirtschaftlichen Konsequenzen bis hin
zur Insolvenz eines Unternehmens führen. Auf zwei Bilanzie-
rungsprobleme haben jetzt vor der Presse in München Prof. Tho-
mas Bauer, Vorstandsvorsitzender der Bauer AG in Schroben-
hausen und Präsident des Bayerischen Bauindustrieverbandes,
sowie Prof. Karlheinz Küting, Direktor des Instituts für Wirt-
schaftsprüfung an der Universität Saarbrücken, eindringlich auf-
merksam gemacht.

Im ersten Fall geht es um die
korrekte Verbuchung von erhalte-
ten Abschlagzahlungen, im zwei-
ten Fall um die drohende Gefahr,
dass das US-amerikanische Fair-
Value-Prinzip zum bestimmen-
den Rechnungslegungsprinzip in
Deutschland wird. Küting sieht in
diesem Fair-Value-Prinzip eine
Hauptursache für die aktuelle Fi-
nanzmarktkrise, „die es mit der
‚alten’ deutschen HGB-Rech-
nungslegung nie gegeben hätte.“
Die angesprochenen Probleme
dürften auch für Kommunen hin-
sichtlich der Betrachtung und Be-
wertung von Bilanzen außenste-
hender Baufirmen, von Immobi-
lienfirmen und auch von Eigen-
betrieben von Relevanz sein.

Eigenkapitalquote

Zunächst zum Problem der er-
haltenen Abschlagzahlungen und
Langfristfertigungen. Sie haben
in der Bauwirtschaft sowie im
Anlagen- und Maschinenbau
nicht nur eine hohe praktische
Bedeutung, sondern auch große
bilanzielle Auswirkungen bei der
Darstellung der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage sowie bei
den damit im Zusammenhang
stehenden Unternehmensfinan-
zierungen. Besonders deutlich

wird dies bei der Feststellung der
in vielerlei Hinsicht, zum Beispiel
bei der Kreditgewährung, so
wichtigen Eigenkapitalquote ei-
nes Unternehmens, die durch die
Art der Verbuchung von erhalte-
nen Anzahlungen gravierend ver-
ändert werden kann.

Pure Verweigerung

Auf die damit zusammenhän-
genden, besonders für kleine Un-
ternehmen oft Existenz bedro-
henden Probleme weist der in
Deutschland als Bilanzpapst be-
kannte Küting mit Nachdruck
hin. Selbst die Bundesbank, so
der Saarbrücker Professor, habe
lange Jahre die hier angesproche-
nen Probleme nicht erkannt, in-
zwischen sich aber überzeugen
lassen und ihre Meinung zu die-
sem Problem geändert. Als Folge
der langjährigen Haltung der Bun-
desbank aber gebe es in Deutsch-
land noch immer Banken, „nicht
zuletzt in Sparkassen-Kreisen“,
die sich bei der Bilanzprüfung zur
Kreditvergabe den inzwischen
weitgehend unbestrittenen Er-
kenntnissen verweigerten.

Im Prinzip geht es darum, ob
eine erhaltende Anzahlung auf
der Passivseite der Bilanz ver-
bucht wird (Bruttoausweis), was

die Bilanz verlängert und dadurch
die Eigenkapitalquote, also das
Verhältnis von Eigenkapital zu
Bilanzsumme, mindert, oder ob
die erhaltene Anzahlung auf der
Aktivseite der Bilanz mit dem
Posten Vorräte/unfertige Leistun-
gen saldiert wird (Nettoausweis),
was dann auf der um den Posten
erhaltene Anzahlungen entlaste-
ten Passivseite zu einer höheren
Eigenkapitalquote führt. Eine hö-
here Eigenkapitalquote aber ver-
bessert erheblich die Chancen,
Kredite zu bekommen.

Benachteiligte Branchen

„Das Totrechnen der Bauwirt-
schaft durch einige Bilanzanaly-
sten muss eine Ende haben“, for-
dert „Baupräsident“ Bauer hin-
sichtlich der bilanziellen Behand-
lung erhaltenerAbschlagszahlun-
gen. Mit ihm stimmt „Bilanz-
papst“ Küting überein: „Eine
sachgerechte Bilanzanalyse ist
nur möglich, wenn vorher die
Posten erhaltene Abschlagszah-
lungen und Unfertige Leistungen
saldiert werden.“ Die bilanziel-
le Behandlung erhaltener Ab-
schlagszahlungen sei, so beide
Experten, von großer Bedeutung
für die Bauindustrie, aber auch
für denAnlagen- und Maschinen-
bau. Klassische Beispiele seien
Werften und Flugzeugbauer. Lan-
ge Zeit seien diese Branchen
durch die Passivierung erhaltener
Abschlagszahlungen bei Kredit-
vergabeentscheidungen und auch
bei der Beurteilung durch die
Deutsche Bundesbank benachtei-
ligt worden.

Bruttobetrachtung

Die Gründe für die Bruttobe-
trachtung beider Bilanzposten
(erhaltene Anzahlung sowie un-
fertige Leistungen) seien im Miss-
brauch des handelsrechtlichen
Wahlrechtes in der Vergangenheit
zu sehen. So seien in großen Kon-
zernen sachlich nicht zusammen-
hängende Vorräte und Anzahlun-
gen miteinander verrechnet wor-
den. Die dadurch beeinflusste Ei-
genkapitalquote sei aber Grund-
lage vieler bilanzanalytischer
Kennzahlen. „Durch den Miss-
brauch des Wahlrechtes konnte
man die Bilanzkennzahlen tanzen
lassen“, sagte Küting. Bei Ab-
schlagszahlungen, also Zahlun-
gen für eine bereits erbrachte
(Teil-) Leistung, sei das vollkom-
men anders: Sie müssten saldiert
betrachtet werden.

Internationale
Rechnungslegungsstandards

Inzwischen sind die internatio-
nalen Rechnungslegungsstan-
dards IFRS (International Finan-
cial Reporting Standards) und
US-GAAP (United States Gene-
rally Accepted Accounting Prin-
ciples) auf dem Vormarsch. Für
die großen Unternehmen, die
nach IFRS bilanzierten, bestehe
das Problem nicht, so Küting. Die
internationalen Rechnungsle-
gungsstandards forderten ver-
pflichtend einen Ausweis langfri-
stiger Fertigungsaufträge entspre-
chend des Fertigungsfortschritts.
Die bis zum Bilanzstichtag er-
brachte Leistung müsse als For-
derung dargestellt und mit den er-
haltenen Anzahlungen saldiert
werden. Seine Untersuchungen
zeigten, dass dieAnwendung die-
ser sogenannten „Percentage-of-
Completion-Methode“ zu deut-
lich besseren Eigenkapitalquoten
bei großen Unternehmen wie der
Bilfinger Berger AG oder der
Hochtief AG führten.

Bauer legte dar, dass die über-
wiegende Zahl der Bauunterneh-
men kleine, daher nach dem deut-
schen Handelsgesetz (HGB) bi-
lanzierende Unternehmen seien,
und fordert: „Diese Unternehmen
dürfen nicht gegenüber den nach
internationalen Standards bilan-
zierenden Unternehmen benach-
teiligt werden! Auch das spricht
dafür, die Posten Abschlagszah-
lungen und Unfertige Leistungen
auf jeden Fall zu saldieren“. Zu-
sätzlich zur wissenschaftlichen
Sicht spricht laut Küting die inter-
nationale Bilanzpraxis dafür.

In einem Gutachten von An-
fang 2005 hat Küting eindeutig
die bislang in der Wissenschaft
teilweise erfolgte Ablehnung des
offenen Absetzens der erhaltenen
Anzahlungen und Abschlagszah-
lungen vom Bilanzposten Unfer-
tige Leistungen zurückgewiesen
und einzig die Nettobetrachtung,
also die Saldierung, dieser Po-
sten, als sachgerecht gelten las-
sen. In der Bilanzanalyse- und
Ratingpraxis finde diese Sicht-
weise immer mehr Zustimmung.
Eine Entkräftung oder gar über-
zeugende Widerlegung seinerAr-
gumentation sei bislang jedenfalls
nicht eingetreten.

Überzeugt von seiner Argu-
mentation habe die Deutsche
Bundesbank ihre zuvor vehement
verteidigte Abneigung gegen den
Nettoausweis dieser beiden Po-
sten bei der Analyse von Baubi-
lanzen aufgegeben. Niemand
könne sich daher mehr auf die
Bundesbank berufen, wenn er
sich, aus welchen Gründen auch
immer, dem offenenAbsetzen der
Abschlagszahlungen vom Posten
Unfertige Leistungen verweigert,
so Küting.

Gefahrenpotenzial

Das Vordringen der internatio-
nalen Rechnungslegungsstan-
dards IFRS und US-GAAP brin-
ge aber die Gefahr mit sich, dass
große und kleinere Bauunterneh-
men ungleich behandelt werden.
Die börsennotierten großen Bau-
unternehmen seien bei Langfrist-
fertigung zwingend zur Saldie-
rung der Posten Unfertige Baulei-
stungen undAbschlagszahlungen
verpflichtet, wenn sie nach IFRS
oder US-GAAP bilanzieren. Im
Prinzip wäre bei der Bilanzanaly-
se die Rückrechnung von der
Nettoposition zu den Bruttopo-
sten Anzahlungen und Unfertige
Bauleistungen anhand der An-
hangangaben möglich. Es sei
aber höchst fraglich, ob sich die
Bilanzanalysten diese Mühe
machten und ob sie dies korrekt
vollzögen. Zu befürchten sei da-
her eine Ungleichbehandlung von
großen und kleinen Bauunterneh-
men: Wer nach HGB (Handelsge-
setzbuch) bilanziere, habe allen-
falls ein Ausweiswahlrecht zum
offenen Absetzen der erhaltenen
Anzahlungen.

Massive Verzerrung

Da einige Analysten dahinter
nicht den wirtschaftlichen Gehalt
sähen, sondern lediglich bilanz-
politische Gestaltungen vermute-
ten, müssten es sich diese Unter-
nehmen im Zweifel gefallen las-
sen, dass ihre Bilanzen durch die
Bruttobetrachtung der Posten Un-
fertige Bauleistungen und Ab-
schlagszahlungen künstlich ver-
längert würden und sich so ihre
Kennzahlen verschlechterten –
und zwar massiv.

Seine aktuelle Analyse der Bi-
lanzen börsennotierter deutscher
Bauunternehmen habe ergeben,
dass sich im Extremfall die Ei-
genkapitalquote nahezu halbiere,
wenn statt der nach IFRS vorge-
schriebenen Saldierung der Po-
sten Unfertige Bauleistungen und
Abschlagszahlungen diese jeweils
brutto ausgewiesen würden. Ziel
jeder Bilanzanalyse sei der Ver-
gleich des untersuchten Unterneh-
mens mit anderen Unternehmen
derselben Branche und anderer
Branchen sowie im Zeitablauf.
Gerade der Vergleich über alle

Branchen werde aber durch diese
Vorgehensweise massiv verzerrt,
denn in keiner anderen Branche
sei die Bedeutung der Posten Un-
fertige (Bau-) Leistungen und
Abschlagszahlungen auch nur
annähernd so groß wie in der
Bauindustrie, in keiner anderen
Branche könnten somit die rele-
vanten Bilanzkennzahlen so mas-
siv nach unten verzerrt werden
wie in der Bauindustrie, und zu-
dem verringerte sich so die nach
den starken Einbrüchen der Bau-
nachfrage in den zurückliegenden
12 Jahren in vielen Bauunterneh-
men ohnehin bereits niedrige Ei-
genkapitalquote nur aufgrund
unterschiedlicher Bilanzierungs-
normen und Ausweisvorschriften
weiter. Das gelte genauso für alle
anderen Kennzahlen, die sich auf
die Bilanzsumme beziehen.

Sachgerechte Bilanzanalyse

Weil die Ergebnisse bei der
Bruttomethode in der Bauindu-
strie und im Anlagenbau so ver-
zerrt werden könnten, plädiert
Küting für ein generelles offenes
Absetzen der Posten Abschlags-
zahlungen von der Position Un-
fertige (Bau-)Leistungen bei der
Bilanzanalyse und Kennzahlen-
berechnung. Nur bei Anzahlun-
gen i.e.S., wenn also den erhalte-
nen Anzahlungen noch keine be-
reits angeschafften Vorräte oder
Teilleistungen gegenüberstünden
oder aber das zu untersuchende
Unternehmen keine eindeutigen
Angaben zur wirtschaftlichen
Einordnung der erhaltenen An-
zahlungen mache, ist laut Küting
die Bruttomethode vorzuziehen.

In allen anderen Fällen entspre-
che ein Nettoausweis der Posten
Unfertige Bauleistungen und Ab-
schlagszahlungen besser der wirt-
schaftlichen Betrachtungsweise.
„Ein solches Vorgehen bildet den
hinter dem Bilanzausweis stehen-
den wirtschaftlichen Sachverhalt
deutlicher ab und dient damit
dem Ziel einer sachgerechten Bi-
lanzanalyse.“ Mit der zunehmen-
den Verbreitung der internationa-
len Bilanzstandards IFRS und
US-GAAP habe sich die Bedeu-
tung der Nettomethode noch er-
höht: Ohne sie würden willkür-
lich die kleineren, nach HGB bi-
lanzierenden Bauunternehmen
nur aufgrund ihrer Bilanznormen
massiv benachteiligt.

Banken und andere Finanzin-
stitutionen beraubten sich damit
ohne eingehende Beschäftigung
mit der Thematik der Abschlags-
zahlungen der Chance, Kredite

und Finanzierungsmittel nach
sachgerechten Kriterien zu verge-
ben, stellt der „Bilanzpapst“ fest.

Im zweiten Fall geht es darum,
dass über ein Bilanzmodernisie-
rungsgesetz (BilMoG) das US-
amerikanische Fair-Value-Prinzip
zum bestimmenden Rechnungsle-
gungsprinzip in Deutschland wird.
„Dieser Gesetzesentwurf darf in
dieser Form nicht zum Gesetz
werden“, so Küting. „Dafür wer-
de ich mit aller Kraft kämpfen –
öffentlich, als Sachverständiger
(bei einerAnhörung im Dezember
in Berlin) und auch als Hochschul-
lehrer.“ Wegen des Gefahren- und
Krisenpotentials dieses FairValue-
Prinzips hat Küting „Die Saar-
brücker Initiative gegen den Fair
Value“ gegründet. Beim Auftakt-
kongress in Saarbrücken waren
nach seinenAngaben mehr als 800
Experten des Rechnungswesens
von dieser Initiative überzeugt.

Beim Fair Value-Prinzip, das
aus der amerikanischen Rech-
nungslegung kommt und als
Hauptziel hat, den Anleger konti-
nuierlich über den aktuellen Un-
ternehmenswert zu informieren,
müssen Unternehmensaktiva und
Passiva nach aktuellen, objektiv
nachprüfbaren Werten bewertet
und bilanziert werden. Im Unter-
schied dazu hat die deutsche
HGB-Rechnungslegung das Vor-
sichtsprinzip als obersten Maß-
stab: Demnach werden alle Ver-
mögenswerte nie höher als zu
ihren Anschaffungskosten, Ver-
pflichtungen nie niedriger als zu
ihren Nominalwerten bewertet.

Ruhe und Konstanz

Dazu Bauunternehmer und
Bayerns Bauindustrie-Präsident
Bauer: „Diese Werte nach dem
Handelsgesetzbuch mögen als
reine Willkür erscheinen, aber in
der Praxis ist diese Methode rich-
tig. Denn das bringt Ruhe und
Konstanz in die Bilanzen, in die
Unternehmen und damit auch in
die ganze Volkswirtschaft.“ Die
dadurch bewirkten „Stillen Re-
serven“, die als Differenz des ak-
tuellen Wertes zum Bilanzwert
entstehen (können), seien ein
wichtiges Mittel einer sinnvollen
Bilanzpolitik. „In Krisenzeiten ei-
nes Unternehmens sind Stille
Reserven Gold wert“, so Bauer.
Küting ist sogar der festen Über-
zeugung, dass die Finanzmarkt-
krise durch das Fair Value-Prinzip
massiv verstärkt worden ist: „Mit
der „alten“ deutschen HGB-
Rechnungslegung hätte es diese
Krise nie gegeben.“ dhg.

Münchener Hypothekenbank:

Stabile Ertragsentwicklung
Die Münchener Hypothekenbank eG weist auch im dritten Quar-
tal des Jahres 2008 eine stabile Ertragsentwicklung auf. Der
Zinsüberschuss bewegt sich mit 92,3 Mio. Euro weiter auf dem
Niveau des Vorjahres. Der Zins- und Provisionsüberschuss hat
sich gegenüber dem Vorjahreszeitraum von 74,0 Mio. Euro auf
72,2 Mio. Euro leicht reduziert.

Der Grund hierfür sind aber vor
allem Provisionszahlungen, die
durch das weiterhin organisch
wachsende Hypothekenneuge-
schäft anstiegen. Das Betriebser-
gebnis nach Risikovorsorge er-
reicht mit 22,3 Mio. Euro eben-
falls das Vorjahresniveau. Diese
Kontinuität in der Ergebnisent-
wicklung wird durch die konser-
vative Risikopolitik – insbeson-
dere im Neugeschäft – gestützt.
„Die Entwicklung unserer Erträ-
ge zeigt, dass wir über ein robu-
stes Geschäftsmodell verfügen.
Das sorgt vor dem Hintergrund
der aktuellen Finanzmarktkrise
für Stabilität“, sagte Erich Rödel,
Vorstandsvorsitzender der Mün-
chener Hypothekenbank.

Das Hypothekenneugeschäft
konnte die MünchenerHyp auch
im dritten Quartal ausweiten. Bis
30. September 2008 wurden Hy-
pothekendarlehen in Höhe von
3,9 Mrd. Euro zugesagt, nach 2,9
Mrd. Euro im Vorjahreszeitraum.
Zuwächse konnten sowohl in der
privaten wie in der gewerblichen

Immobilienfinanzierung erzielt
werden. Mit der guten Entwick-
lung des Neugeschäfts stiegen die
Bilanzsumme und die Hypothe-
kenbestände. Die Bilanzsumme
erhöhte sich seit Ende 2007 um
1,7 Mrd. Euro auf 34,6 Mrd. Eu-
ro. Die Bestände an Hypotheken-
und sonstigen Darlehen wuchsen
um 9 Prozent auf 15,5 Mrd. Euro.

Ende August 2008 konnte die
MünchenerHyp erfolgreich einen
dreijährigen Öffentlichen Jumbo-
Pfandbrief über 1 Mrd. Euro plat-
zieren. Die Emission war deutlich
überzeichnet, zudem waren mehr
als 40 Prozent der Investoren aus-
ländische Zentralbanken.

Die Geschäftsguthaben nah-
men um 8 Prozent auf 137,1 Mio.
Euro zu. Viele Mitglieder stock-
ten ihre Anteile auf, nachdem die
Bank die Beteiligungsgrenze für
Privatpersonen im Frühjahr 2008
heraufgesetzt hatte. „Dies ist ein
Vertrauensbeweis unserer Teilha-
ber in die Geschäftspolitik der
Münchener Hypothekenbank“,
so Erich Rödel.

Finanzgipfel 2008 in München:

Plädoyer für mehr
Nachhaltigkeit

Mit der internationalen Finanzkrise und möglichen Konsequen-
zen daraus beschäftigte sich der zweite Bayerische Finanzgipfel in
München. Eingeladen hatten das Bayerische Finanzzentrum und
die Finanzplatz München Initiative.

Paul Atkins, bis vor kurzem
Commissioner der amerikani-
schen Börsenaufsichtsbehörde
SEC, forderte eine intelligentere
Überwachung des Finanzsystems.
Zudem müssten die Regulierer
ihren Aufgaben besser nachkom-
men. Allerdings solle beispiels-
weise das Risk Management auch
weiterhin eine Sache der Unter-
nehmen bleiben, denn „sonst ver-
lassen sie sich auf die Regulierer“,
soAtkins’Befürchtung.

Dr. Christine Bortenlänger, Ge-
schäftsführerin der Börse Mün-
chen und Sprecherin der Finanz-
platz München Initiative, plädierte
dafür, die unterschiedlichen Ge-
schäftsmodelle und Zielgruppen
der Banken zu berücksichtigen.
„Wir benötigen keine Überregu-
lierung, sondern eine bessere Re-
gulierung“, lautete ihrAppell.

Wirtschaftsminister Martin Zeil
wies darauf hin, dass der Staat die
Wirtschaft mit neuen Regeln nicht
strangulieren dürfe, jedoch sicher-
stellen müsse, dass der Finanzsek-
tor künftig nur verantwortbare Ri-
siken eingeht. Angesichts des
Ausmaßes der Finanzkrise sei das
deutsche Finanzmarktstabilisie-
rungsgesetz alternativlos gewe-
sen. Folgen müssten nun langfri-
stige Reformen mitAugenmaß.

Dass die Auswirkungen der Fi-
nanzmarktkrise nicht drastischer
ausgefallen seien, sei auch dem

bewährten Dreisäulensystem zu
verdanken, so der Minister. Gera-
de in Zeiten turbulenter Kapital-
märkte habe es sich als stabilisie-
rend und mittelstandsfreundlich
erwiesen. Der intensive Wettbe-
werb zwischen Sparkassen, Ge-
nossenschafts- und Geschäfts-
banken garantiere auch in der Re-
gion einen verlässlichen Service.

Eine Lehre aus der Finanzkri-
se ist laut Zeil, „dass wir in Zu-
kunft vor allem mehr Nachhal-
tigkeit auf den Finanzmärkten
brauchen“. Nachhaltigkeit be-
deute zunächst: verantwortbare
Risiken, mehr Transparenz und
Anreizsysteme, die sich an
langfristigen Erfolgen orientie-
ren. Nachhaltigkeit bedeute für
den Finanzsektor aber auch,
wieder stärker auf Tuchfühlung
mit der Realwirtschaft zu ge-
hen. Und schließlich bedeute
Nachhaltigkeit gerade aus deut-
scher Sicht, auf Bankensysteme
zu setzen, die auf mehreren fest-
en Säulen ruhen und daher in
sich stabiler sind.

In der einsetzenden Reformde-
batte spielten die Finanzunterneh-
men selbst natürlich eine große
Rolle, meinte Zeil abschließend.
Sie hätten massiv Vertrauen verlo-
ren und es liege an ihnen selbst,
dieses zurück zu gewinnen –
„auch durch eine vernünftige Ko-
operation mit dem Staat“. DK
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Die neue AKDB ...
... wird auch 2009 so bleiben, wie sie ist: konsequent innovativ!

Aber wir wissen: Die inzwischen 37-jährige Erfolgsgeschichte ist nur

mit Ihnen möglich – unseren Kunden und Partnern. Wir nehmen unser

Motto wörtlich: „Software, die dem Menschen dient!“ Die Systeme und

Lösungen der OK.Produktfamilie entlasten Verwaltungen und kommen

damit allen Bürgern zugute.

AKDB – ein Garant für Ihre moderne und effiziente Verwaltung.

Größtes IT-Fortbildungsangebot
für die Kommunalverwaltung
AKDB-Seminarkatalog für das 1. Halbjahr 2009

Die organisatorischen Anforderungen in den Kommunalver-
waltungen nehmen weiter zu, nicht zuletzt wegen neuer Vor-
gaben durch den Gesetzgeber. Die Abläufe sollen bürgernah,
aber auch kostensparend gestaltet sein. Die integrierten und
innovativen Softwarelösungen der AKDB mit ihrer umfas-
senden OK.Produktfamilie sind wesentliche Faktoren, um
diese Ziele zu erreichen. Sie machen die Kommunalverwal-
tung fit für die Zukunft.

Aufgrund wachsender Anforderungen ist beim Einsatz dieser
Softwarelösungen eine laufende Kompetenzerweiterung durch
Fortbildungen erforderlich. Mit dem Seminarprogramm für das 1.
Halbjahr 2009 bietet die AKDB als führender IT-Komplettanbie-
ter im Kommunalbereich maßgeschneiderte Lösungen für eine
effiziente und kostengünstige IT-Fortbildung an. Realisiert wird
dieses Angebot in praxisnahen, kompakten Lerneinheiten in mo-
dernen Schulungsstätten nahe beim Kunden. Mehr als 60% der
Seminare sind eintägig. Die Lerninhalte aller Seminare wurden
überprüft und aktualisiert, nahezu 20% der Seminare sind neu im
Angebot - und dies alles bei unveränderten Seminarpreisen.

Die systematische fachliche und didaktische Fortbildung der
Trainer und die jahrzehntelange Erfahrung aus der Arbeit mit
jährlich weit über 5.000 Schulungsteilnehmern garantieren einen
optimalen Lernerfolg.

Alle Seminare können auch als Inhouse-Schulungen in der
Verwaltung gebucht werden.

Wie die gesamte Informationstechnik, so ist auch dieses Schu-
lungsangebot ständig im Fluss. Das Schulungsangebot wird lau-
fend ergänzt und steht tagesaktuell unter www.akdb.de im Be-
reich Fortbildung für Online-Buchungen zur Verfügung. Zur
Offline-Nutzung kann der Halbjahreskatalog dort auch herunter-
geladen werden.

Genossenschaftsverband Bayern:

Keine Panik wegen Datenklau
bei Kontonummern

Es bestehe kein Grund zur Panik wegen des Datenklaus
bei Kontonummern. Gleichwohl sei Grund zur Vorsicht
gegeben. Das sagte der Präsident der bayerischen Volks-
banken und Raiffeisenbanken, Stephan Götzl, angesichts
der Berichterstattung der aktuellen „Wirtschaftswoche“,
nach der 21 Millionen Bankdaten in die Hände von Betrü-
gern geraten seien.

Verantwortlich dafür seien, so die Wirtschaftswoche, unseriös
arbeitende Call-Center. Grundsätzlich, so Götzl, könne Konto-
inhabern nur geraten werden, möglichst die Bankverbindungs-
daten nicht ohne Weiteres an Dritte und schon gar nicht an un-
bekannte Anrufer weiterzugeben. So könne jeder selbst zum
Schutz seiner Kontendaten erheblich beitragen. Zudem sei es
wichtig, die Kontoauszüge regelmäßig zu kontrollieren.

Wer ungerechtfertigte oder betrügerische Abbuchungen auf
dem Konto feststellt, solle, so der Rat Götzls, das möglichst
schnell der Hausbank melden. Diese könne dann das Geld
zurückbuchen.

30 Jahre AKDB-Geschäftsstelle sowie Hausmesse Regensburg:

Zwei Großereignisse
in der Oberpfalz

Anlässlich des 30-jährigen Jubiläums gratulierte Martin Zeil,
frischgebackener bayerischer Wirtschaftsminister, in einer sei-
ner ersten Amtshandlungen der AKDB-Geschäftsstelle Re-
gensburg zu ihrer langjährigen erfolgreichen Arbeit. Die
AKDB stehe für Qualität, Effizienz, Professionalität und Kom-
petenz, so Zeil in seiner Festrede.

Sie trage entscheidend zur
Attraktivität des Wirtschafts-
standorts Regensburg bei. Zeil
nahm die Gelegenheit wahr,
sich zu diesem erfreulichen
Anlass in der Oberpfalz vorzu-
stellen.

Start am Hauptbahnhof

Zahlreiche Landräte und Bür-
germeister aus allen Teilen der
Oberpfalz waren der Einladung
der AKDB gefolgt und in den
Barbinger Rathaussaal gekom-
men, wo sie von Bürgermeister
Albert Höchstetter begrüßt wur-

den. Sie nutzen das Treffen für
wertvolle Gespräche und per-
sönliche Kontakte.

Ende 1978 hatte die AKDB
- damals noch als Kommunale
Datenzentrale KDZ - mit fünf
Mitarbeitern in angemieteten
Räumen der Bundesbahn am
Regensburger Hauptbahnhof
ihre Arbeit begonnen. Damit
begann eine richtige Erfolgs-
geschichte. Inzwischen arbei-
ten über 70 Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter in Regens-
burg, vor allem in den Ver-
fahrensbereichen Verkehrswe-
sen und Sozialwesen, beides

zentrale Säulen der AKDB.

Ganzheitliche
Produktbetreuung

In den zwei Bereichen wird
von Regensburg aus bundesweit
eine ganzheitliche Produktbe-
treuung gewährleistet. Von der
Planung, über die Entwicklung,
die Vor-Ort-Installation bis hin
zu Schulung und Beratung – al-
les kommt aus einer Hand. Die-
se Rundum-Sorglos-Betreuung
wissen die Oberpfälzer Kunden
zu schätzen. Die Kommunalen
Verwaltungen sind schließlich
für ihre Bürger da und nicht in
erster Linie dazu, EDV-Systeme
zu betreiben. Die Kfz-Zulas-
sungssoftware ist z.B. bundes-
weit Marktführer, sie entlastet
die Verwaltungen und bringt di-
rekten Nutzen für die Bürger.

Dank an die Mitarbeiter

Der Vorsitzende der AKDB-
Hauptversammlung, der Isma-
ninger Bürgermeister Michael
Sedlmair, betonte als weiterer
Festredner die Bedeutung der
AKDB für die Oberpfalz: Es
gebe im gesamten Regierungs-
bezirk praktisch keine Verwal-

tungseinheit, die nicht irgendein
Verfahren der AKDB einsetze.
Die AKDB überzeuge als mo-
dernes, leistungsfähiges Unter-
nehmen, das ständig den hohen
Nutzen unter Beweis stellt, den
ihre Produkte und Dienstleis-
tungen für die Kommunen so-
wie für ihre Bürgerinnen und
Bürger haben. Sedlmair dankte
allen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern, die täglich zum
großen Erfolg der Geschäfts-
stelle beitragen, und ganz be-
sonders dem Geschäftsstellen-
leiter Eduard Ackermann für
sein erfolgreiches Wirken. Er
wünschte weiterhin eine glück-
liche Hand beim Erhalt der be-
stehenden kommunalen Verbin-
dungen sowie bei der Gewin-
nung neuer Kunden.

AKDB-Hausmesse

Zwei Tage später fand eben-
falls im Barbinger Rathaussaal
die diesjährige Hausmesse der
AKDB-Geschäftsstelle Ober-
pfalz statt. Vorstand Alexander
Schroth durfte dabei knapp 100
Besucher begrüßen.

Auf der Hausmesse war das
Kundenangebot breit gefächert.
Zahlreiche Präsentationsplätze
und Infopoints waren den gan-
zen Tag rege besucht. Messe-
schwerpunkte waren Produkt-
neuheiten wie zum Beispiel
der vorausgefüllte Meldeschein
(VAMS). Erfolgreich waren auch
das Finanzwesen mit dem Date-
nexport-Tool, die Präsentatio-
nen der AKDB-Verfahren für
das Kindeswohl (OK.KIWO)
sowie die neue Dienstleistung
Landesfamilienkasse. Die Kun-
den aus dem kommunalen Be-
reich hatten wieder die Gele-
genheit genutzt, um sich bei den
Fachvorträgen über die Pro-
duktpalette der AKDB zu infor-

mieren. Am Rande der Veran-
staltung kam es zu zahlreichen
Gesprächen zwischen den Ver-
tretern der Verwaltungen.

Hochkarätiges Programm

Der hervorragende Anklang
bei so vielen Entscheidern und
Verwaltungsangestellten aus
allen Teilen der Oberpfalz ist
eine Bestätigung für eine dau-
erhaft gute Zusammenarbeit.

Fazit der gelungenen Veran-
staltung: Das hochkarätige
Messeprogramm bot den Be-
suchern aus der Oberpfalz
Know-how über aktuelle Ent-
wicklungen und war gleichzei-
tig eine ideale Plattform fürs
Networking. Schnell, unkompli-
ziert und effizient knüpften die
Kunden persönliche Kontakte
zu IT-Experten und fanden da-
bei ihre maßgeschneiderte
Software-Lösung.

BSI-Abteilungspräsident Bernd Kowalski (l.) überreicht dem
AKDB-Vorstandsvorsitzenden Alexander Schroth das Zertifikat
des Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnik.

Konformitätsprüfung
erfolgreich bestanden

AKDB-Verfahren OK.EWO erhält Zertifikat des
Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnik

Das von der AKDB angebotene Einwohnerfachverfahren
OK.EWO hat die Konformitätsprüfung zur Bearbeitung von
Passanträgen nach den Technischen Richtlinien des BSI (BSI-
TR 03104) erfolgreich absolviert. Aus diesem Anlass hat das
Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI)
der AKDB das entsprechende Zertifikat erteilt. Das BSI trägt
mit der Zertifizierung nach den international anerkannten
Common Criteria zur Sicherheit von IT-Produkten bei.

Die AKDB hatte ihren Kun-
den das neue Datenaustauschfor-
mat XPass in ihrem Einwohner-
meldeverfahren termingerecht
zum 1. November 2008 zur Ver-
fügung gestellt. Anlässlich der
diesjährigen Fachmesse Moder-
ner Staat in Berlin überreichte
Bernd Kowalski, BSI-Abtei-
lungspräsident, der AKDB das
Zertifikat nach ISO 27001 auf
der Basis von IT-Grundschutz.

Der AKDB-Vorstandsvorsit-
zende Alexander Schroth nahm

das Zertifikat entgegen und zeig-
te sich dabei hoch zufrieden:
„Die dokumentierte Erfüllung
eines international anerkannten
Standards durch eine neutrale In-
stanz schafft bei Kunden und
Partnern ein hohes Maß an
Transparenz und Vertrauen.“
Das Zertifikat macht einmal
mehr deutlich: Bei der Vorgangs-
bearbeitung mit den Anwen-
dungsverfahren der AKDB
nimmt die Sicherheit der Verfah-
ren einen hohen Stellenwert ein.

AKDB-Forum
„Personalwirt-

schaft“
Über 50 Vertreter der größten

Kunden ihrer Personalprodukte,
überwiegend aus dem öffentli-
chen Bereich, waren bei der
AKDB in München zu Gast um
sich über die AKDB-Verfahren
für die Lohn- und Gehaltsabrech-
nung, das Personalwirtschaftssy-
stem OK.PWS sowie Serviceleis-
tungen mit maßgeschneiderten
Lösungen für die gesamte Perso-
nalarbeit zu informieren.Auch im
Personalbereich kümmert sich
die AKDB um optimale Unter-
stützung, indem sie innovative
und zuverlässige Software-Lö-
sungen anbietet. So können sich
Unternehmen und Verwaltungen
ganz auf ihre Kerntätigkeiten
konzentrieren.

Die Besucher hatten Gelegen-
heit, sich mit Referenten, Fach-
kollegen und AKDB-Mitarbei-
tern auszutauschen. Auf der Ta-
gesordnung standen aktuelle Ent-
wicklungen und Herausforderun-
gen im Bereich Personalwirt-
schaft, besonders das schwierige
Thema Personalgewinnung im
öffentlichen Bereich.

AKDB-Vorstandsvorsitzender
Alexander Schroth ging in seiner
Eröffnungsrede auf die zuneh-
mende Bedeutung des Perso-
nalmanagements vor dem Hin-
tergrund des demografischen
Wandels ein. Die AKDB nehme
die Probleme von Unternehmen
und öffentlichen Verwaltungen
ganz besonders ernst, nicht zu-
letzt, weil sie selbst als großer
zukunftssicherer Arbeitgeber für
über 700 Mitarbeiter in ganz
Bayern verantwortlich ist.

Neben vielen Vorträgen und
dem attraktiven Fachforum be-
richteten Anwender aus ihrer
Praxis. Besondere Beachtung
fand der Vortrag von Hartmut
Buck, Manager am Fraunhofer-
Insitut IAO, über zentrale Her-
ausforderungen für das Perso-
nalmanagement. Neben höheren
Investitionen in die Ausbildung
junger Menschen könne die Ein-
bindung älterer hervorragend
ausgebildeter und motivierter
Mitarbeiter dem Nachwuchs-
und Fachkräftemangel entgegen-
wirken.
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Typisch E-Plus GruPPE:
schon wieder ganz vorn.

Dem Markt voraus zu sein hat bei uns Tradition. Weil wir nicht nur uns, sondern auch den Mobilfunk immer wieder neu erfinden.
Zum Beispiel mit der ersten Flatrate. Oder den ersten Tarifen speziell für Geschäftskunden. Das macht uns nicht nur stolz,
sondern verweist die Konkurrenz auch im Unternehmenswachstum auf die hinteren Plätze.

XKirchen-Nachricht
Datenübermittlung an die Kirche

für adKOMM-Anwender jetzt per OSCI

Die Speicherung personenbezogener Daten über alle im
Bereich einer Meldebehörde registrierten Einwohner erfolgt
in den kommunalen Melderegistern. Das Melderechtsrah-
mengesetz (MRRG) bestimmt, dass durch die Meldebehör-
de personenbezogene Daten an öffentlich-rechtliche Religi-
onsgesellschaften zu übermitteln sind. Bislang erfolgte die
Datenübermittlung der Meldebehörden an die römisch-ka-
tholische Kirche auf einem Datenträger.

Die monatlich zu erstellende Übermittlungsdatei wird per
Knopfdruck in der adKOMM Einwohnersoftware erzeugt und
aufgrund einer neuen Übermittlungsform per OSCI als sog.
„XKirchen-Nachricht“ generiert. Der Versand dieser Nachricht
erfolgt über das Kommunale Serviceportal adKOMM KSP.

Bei adKOMM KSP handelt es sich um eine Kommunikati-
onsplattform, die von der adKOMM Software GmbH auf Basis
der Governikus-Technologie der Firma Bremen Online Services
(bos) entwickelt und im Jahr 2007 als Governikus-kompatibles
Produkt ausgezeichnet wurde.

Im Oktober 2007 fiel der Startschuss für das Projekt. Der
Testbetrieb konnte im April 2008 erfolgreich beginnen. Nach-
dem einen Monat später die ersten Nachrichten bei den Pilotge-
meinden abgeholt wurden, stand dem Echtbetrieb ab Juni 2008
nichts mehr im Wege.

Seit einigen Monaten können somit die regelmäßigen Da-
tenübermittlungen an die römisch-katholische Kirche in Bayern
papierlos erfolgen.
Weitere Informationen: www.adkomm.de.

Gesetzesreform spart Kosten,
Wege und Papier

Ab 1. Januar 2009 in Standesämtern mehr Transparenz und Service für die Bürger

Eine große Reform steht zu Jahresbeginn für die deutschen
Standesämter an. Am 1. Januar 2009 tritt das „Gesetz zur Re-
form des Personenstandsrechts“ in Kraft. Darauf verweist der
Bundesverband der Deutschen Standesbeamtinnen und Stan-
desbeamten e.V. (BDS) in einer Pressemitteilung. Die digitale
Datenverarbeitung, so heißt es, spare Millionen Seiten Papier

Das Personenstandsrecht wird
den heutigen Erfordernissen ei-
ner modernen Verwaltung ange-
passt: die registrierten Daten
werden im Standesamt digital
verarbeitet und gespeichert, Ar-
beitsabläufe gestrafft und Vor-
schriften bürgernaher gestaltet.
Langfristig sollen auch Kosten
verringert werden.

Verkürzte Verwaltungswege

Kernpunkt der Reform ist die
ausschließliche elektronische
Speicherung der Beurkundung
von Geburten, Eheschließungen,
Lebenspartnerschaften und Ster-
befällen und der damit verbun-
dene Verzicht auf gedruckte Re-
gister. Auch bei den Mitteilun-
gen zwischen den Standesäm-
tern, weiteren Behörden und Ge-
richten sollen die Daten künftig
elektronisch laufen. Dies erspart
langfristig Millionen Papiersei-
ten pro Jahr. Durch entsprechen-
de, abgesicherte Vernetzung sol-
len Urkunden zwischen den
Standesämtern elektronisch an-
gefordert und versandt werden

können.

Mehr Zuständigkeit vor Ort

Etliche Zuständigkeiten wurden
ortsnah verlagert. So können Per-
sonenstandsfälle von Deutschen
im Ausland künftig vom Wohn-
sitzstandesamt beurkundet wer-
den. Bisher war dafür das Stan-
desamt I in Berlin zentral für das
ganze Bundesgebiet zuständig.

Kliniken und Heime müssen,
Bestattungsfirmen können ab 1.
Januar 2009 die Geburten bzw.
Sterbefälle schriftlich anzeigen.
Bisher war dies öffentlichen Ein-
richtungen vorbehalten, was in
vielen Fällen die persönliche
Vorsprache von Eltern, An-
gehörigen oder Bestattern in den
Standesämtern notwendig mach-
te. Auch die elektronische Über-
sendung von Mitteilungen wird
ermöglicht.

Familienbuch überflüssig

Künftig gibt es bei den Stan-
desämtern nur noch Geburten-,
Ehe-, Lebenspartnerschafts- und

Sterberegister. Das seit 1958
mitgeführte Familienbuch fällt
ersatzlos weg. Sterberegister
verbleiben nur noch 30 Jahre,
Ehe- und Lebenspartnerschafts-
register 80 Jahre und Geburten-
register 110 Jahre zur Fort-
führung bei den Standesämtern.
Das private „Stammbuch der Fa-
milie“ bleibt erhalten.

Ältere Personenstandsbücher
und die dazu gehörenden Sam-
melakten sind ab 2009 den kom-
munalen und staatlichen Archi-
ven anzubieten. Dies soll zum ei-
nen die Standesämter entlasten
und andererseits die Forschung
für Wissenschaftler und Genea-
logen erleichtern.

Mehr Entscheidungsfreiheit

Auf Daten, die nicht entschei-
dend sind für die standesamtli-
chen Beurkundungen, wird
künftig verzichtet, so auf die
Eintragung von Berufen.

Wesentlich mehr Entschei-
dungskompetenz gibt es künftig
für die Standesbeamtinnen und
Standesbeamten bei der Berich-
tigung von fehlerhaften Einträ-
gen in den Personenstandsregis-
tern. Bisher waren hier die meis-
ten Fälle ausschließlich dem
Richter am Personenstandsge-
richt vorbehalten.

„Die Übertragung von weite-
rer Verantwortung und Zustän-
digkeit ‚nach unten‘ zu den Stan-
desämtern zeigt eindrucksvoll
die hohe Wertschätzung, die un-
sere Kolleginnen und Kollegen
beim Gesetzgeber genießen“,
stellt BDS-Präsident Jürgen Büs-
sow zufrieden fest.

Vor allem freut ihn, dass im
Reformgesetz ein zentraler Punkt
unverrückbar geblieben ist: die
unabhängige Stellung der Stan-
desbeamtinnen und Standesbe-
amten als Urkundsbeamte. Sie
bleiben bei der Erfüllung ihrer
urkundlichen Aufgaben weiter-
hin weisungsfrei. Ihnen sind wie
bisher nur durch die Anord-
nungsbefugnisse der Gerichte
Grenzen gesetzt.

Unabhängige Stellung

Jürgen Büssow sagt dazu:
„Die unabhängige Stellung der
Standesbeamtinnen und Stan-
desbeamten sichert die Qualität
der Arbeit und trägt auch künftig
entscheidend zum eigenverant-
wortlichen und verantwortungs-
vollen Handeln bei.“

In diesen Wochen bereiten
sich die Standesbeamtinnen und
Standesbeamten zusammen mit
den weiteren Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern der Standesäm-
ter intensiv auf die Verwirkli-
chung des Reformgesetzes zum
Jahresende 2008 vor. In kurzer
Zeit muss für reibungslose Ab-
läufe gesorgt werden.

Enormer Zeitdruck

Zwar ist das erneuerte Perso-
nenstandsgesetz (PStG) bereits
vor über 21 Monaten, am 23. Fe-
bruar 2007, veröffentlicht wor-
den. DieAusführungsverordnung
mit weiteren fachlichen und vor
allem technischen Regelungen
passierte aber erst am 7. Novem-
ber 2008 den Bundesrat.

Inzwischen bereiten ehren-
amtliche Fachberater und die
Verbandsakademie ihre Kolle-
ginnen und Kollegen auf die
neue Rechtsmaterie vor.

Reformvorschläge von
Bundesverband
und Landesverbänden

Als Einrichtung der Praxis für
die Praxis haben sich der Bun-
desverband und die Landesfach-
verbände auch bei der Erarbei-
tung des Reformvorhabens ein-
gebracht. „Etliche unserer Vor-
schläge zu Personenstandsgesetz
und -verordnung wurden positiv
berücksichtigt, berichtet Ver-
bandspräsident Jürgen Büssow.

In den meisten Bundesländern
wurde die Tätigkeit der Standes-
beamtinnen und Standesbeamten
grundsätzlich dem gehobenen
Verwaltungsdienst zugeordnet.
Umso mehr bedauert er, dass in
Baden-Württemberg und Nord-
rhein-Westfalen diese Kernfor-
derung des Bundesverbandes

nicht berücksichtigt worden ist.

Religiöse Gemeinschaften
nicht mehr berücksichtigt

Hinsichtlich des Reformgeset-
zes sei es, so Büsow, aus Sicht
der Praktiker unverständlich,
dass künftig in die Register nur
noch Religionsgemeinschaften
eingetragen werden dürfen, die
Körperschaften des öffentlichen
Rechts sind. Religiöse Gemein-
schaften, die diesen Status nicht
besitzen, wie zum Beispiel aus
dem Islam, können dadurch in
Zukunft nicht mehr in den Perso-
nenstandsregistern und den ent-
sprechenden Urkunden berück-
sichtigt werden. Dies werde bei
den betroffenen Bürgern wohl
kaum auf Verständnis stoßen.

Bei den Lebenspartnerschaf-
ten können die Bundesländer
aufgrund der Föderalismusre-
form zwar weiterhin selbststän-
dig über die Organisationsform
in ihrem Bereich entscheiden.
Bis auf Baden-Württemberg und
Thüringen sowie bislang noch
Bayern ist diese Aufgabe nun
überall den Standesbeamtinnen
und Standesbeamten übertragen
worden.

Bayern schließt sich Bund an

In Bayern hat das Ergebnis der
Landtagswahl ein Umdenken
gebracht. Der Koalitionsvertrag
zwischen CSU und FDP sieht
vor, dass hier in Zukunft die Le-
benspartnerschaften auch bei
den Standesämtern geschlossen
werden können, was bisher nur
bei den Notaren möglich ist. Die
landesrechtlichen Regelungen

sollen in Bayern an das Bundes-
recht angepasst werden.

Start etappenweise

Die Föderalismusreform hat
dazu geführt, dass das Kernstück
der Gesetzesreform, die aus-
schließlich elektronische Spei-
cherung der Registerbeurkun-
dungen, nicht flächendeckend
zum 1. Januar 2009 im Bundes-
gebiet verwirklicht werden kann.

Durch eine sogenannte Öff-
nungsklausel im neuen PStG ha-
ben die Länder die Möglichkeit,
zentrale Personenstandsregister
auf Landesebene einzurichten.
Die komplexen Entscheidungs-
prozesse und vielfältige organi-
satorische, technische und finan-
zielle Auswirkungen, sind dazu
in fast allen Bundesländern noch
nicht abgeschlossen.

Nur in Hessen und im Saar-
land, wo kommunale Gebietsre-
chenzentren die Initiative ergrif-
fen haben, wird das Reformvor-
haben teilweise umgesetzt und in
etlichen Städten und Gemeinden
ab 1. Januar 2009 nur noch elek-
tronisch beurkundet.

Übergänge fließend

Eines steht jedenfalls fest: Am
31. Dezember 2013 ist die vom
Bundesgesetzgeber eingeräumte
Übergangsfrist zu Ende. Bis da-
hin müssen die Maßnahmen
getroffen sein, um Geburten,
Eheschließungen, Lebenspart-
nerschaften und Sterbefälle aus-
schließlich elektronisch zu beur-
kunden und auch die weiteren
Reformziele des Personen-
standsrechts zu erfüllen.

Deutscher Landkreistag:

Internet-Plattform zu
Dienstleistungsrichtlinie

Der Deutsche Landkreistag (DLT) hat eine Internet-Plattform
zur Europäischen Dienstleistungsrichtlinie und zum Einheitli-
chen Ansprechpartner freigeschaltet. Unter www.einheitlicher-
ansprechpartner.info sind Grundlagendokumente, Positionspa-
piere, Arbeitshilfen sowie kommunale Praxisbeispiele abrufbar.
DLT-Präsident Landrat Hans Jörg Duppré (Südwestpfalz) sag-
te: „Wir möchten mit dieser Internetpräsenz nochmals das kom-
munale Engagement in Fragen des Einheitlichen Ansprechpart-
ners bekräftigen und deutlich machen, dass die Landkreise be-
reit sind, diese Funktion zu übernehmen.“

Es sei die logische, wirt-
schaftsfreundlichste und kosten-
günstigste Variante, die Kommu-
nen mit dieser Aufgabe zu be-
trauen. Bereits jetzt sei die kom-
munale Ebene in etlichen Berei-
chen Einheitlicher Ansprechpart-
ner im Sinne der Richtlinie. Bei
den Kommunen liege ohnehin
die Mehrzahl der Genehmi-
gungszuständigkeiten gebündelt
vor. Nur so könne verhindert
werden, dass zusätzliche Büro-
kratie aufgebaut werden müsse.
„Die Landkreise spielen auf-
grund ihrer Bündelungsfunktion
für unterschiedliche Verwal-
tungsdienste bereits jetzt diese

Rolle für die in- und ausländi-
sche Wirtschaft“, so Duppré.

Dies würde auch bereits durch
kommunale Praxisbeispiele für
eine mögliche Umsetzung des
Einheitlichen Ansprechpartners
belegt werden. „Zu nennen ist
hier etwa das Verwaltungsnetz-
werk ‚Widufix’ im Kreis Herford
- ein mehrfach preisgekröntes
Netzwerk mit 41 Kooperations-
partnern, das über eine zentrale
Kontaktstelle und mobile Bera-
tungsservices die Ansiedlung
von Unternehmen erleichtert.“

Der Verbandspräsident begrüß-
te denAnsatz der Dienstleistungs-
richtlinie, der darauf abzielt, die

europaweite Erbringung von
Dienstleistungen zu vereinfa-
chen. „Es ist ein richtiger Schritt,
Unternehmen die Arbeitsaufnah-
me zu vereinfachen. Derzeit be-
stehen zum Teil hohe bürokrati-
sche Hürden für Dienstleister, die
flexible unternehmerische Ent-
scheidungen behindern.“

Zum Hintergrund:

Die Europäische Dienstlei-
stungsrichtlinie schreibt vor, alle
zur Unternehmensgründung re-
levanten Verfahren und Geneh-
migungen über eine Anlaufstelle
abzuwickeln. Die Verortung die-
ses sog. Einheitlichen Ansprech-
partners ist nach wie vor in der
Mehrzahl der Bundesländer
nicht entschieden. Nach derzeiti-
gem Kenntnisstand streben die
Länder Bayern, Rheinland-
Pfalz, Bremen sowie Nieder-
sachsen eine kommunale Anbin-
dung des Einheitlichen An-
sprechpartners an.



18. 12. 2008 IT-AUSSTATTUNG FÜR KOMMUNENGZ 13

Auskunft bei erfahrenen
Kollegen einholen

Gemeinde Seevetal und CC e-gov GmbH
schließen Kooperationsvertrag

Eine erfolgreiche Zusammenarbeit hat Früchte getragen:
Die Gemeinde Seevetal ist nicht nur ein langjähriger Anwen-
der von ALLRIS, sondern sie hat insbesondere im Rahmen
des Projekts „Kommunalpolitik mobil“ zahlreiche Anregun-
gen zur Weiterentwicklung des Verfahrens eingebracht.

Seit November 2006 beziehen die Mitglieder des Rates ihre
Sitzungsunterlagen ausschließlich aus dem Internet. Einladun-
gen, Vorlagen und Niederschriften für die Kommunalpolitiker
der Gemeinde werden jetzt nicht mehr als Papierunterlage ge-
fertigt. Das bisherige Drucksacheverfahren wurde damit abge-
schafft. Ein Postversand erfolgt nicht mehr. Alle Mandatsträ-
ger sind mit Notebooks und Internetzugang ausgestattet wor-
den, um ein papierloses Arbeiten zu ermöglichen.

Alle Beteiligten sind zufrieden. Mit der Umstellung konnte
die Qualität der Zuarbeit für die Gremien maßgeblich verbes-
sert werden, zudem wurden im Sitzungsdienst Einsparungen
in Höhe von 30% realisiert.

Davon profitieren nun auch zunehmend Kommunen außer-
halb des Landkreises Harburg. Nun haben auch Verwaltungen
aus Süddeutschland intensives Interesse an diesem beispielge-
benden Projekt bekundet. Auf der Basis des vor Kurzem ge-
schlossenen Kooperationsvertrages stehen die bei der Ge-
meinde Seevetal gewonnenen Erkenntnisse und Erfahrungen
anderen Kommunen zur Verfügung: neben der Vorstellung des
Projektes bei kommunalen Fachmessen stehen Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter der Gemeinde gerne auch anderen ALL-
RIS-Anwendern beratend zur Seite.

Die CC e-gov GmbH ist Hersteller des Ratsinformationssy-
stems ALLRIS®, das als eines der leistungsfähigsten Systeme
seiner Art bundesweit bei rund 300 Kommunalverwaltungen
im Einsatz ist. Mit CC DMS® bietet die CC e-gov GmbH zu-
dem ein modernes Dokumentenmanagementsystem mit be-
sonderer Ausprägung für die öffentliche Verwaltung an.
Weitere Informationen zum Projekt „Kommunalpolitik
mobil“: http://egovernment.seevetal.de.

Landratsamt Bamberg:

Jahresabschluss mit Doppik
Der Landkreis Bamberg hat einen weiteren wichtigen Schritt bei
der Einführung der Doppik erfolgreich vollzogen: Im August
2008 wurde für das abgelaufene Haushaltsjahr 2007 der erste
doppische Jahresabschluss erstellt und damit das Drei-Kompo-
nenten-System der Doppik mit Ergebnisrechnung, Finanzrech-
nung und Vermögensrechnung (Bilanz) komplettiert. DieserAb-
schluss wurde nun im November 2008 bereits durch den Bayer.
Kommunalen Prüfungsverband überörtlich geprüft und akzep-
tiert. „Auch diese Herausforderung haben wir ohne externe Be-
ratung zügig gemeistert. Ich bin wirklich stolz auf meine Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter in der Kämmerei, aber auch sehr
dankbar für die tatkräftige Unterstützung durch die AKDB“,
lobt Landrat Dr. Günther Denzler.

Der erste doppische Jahresab-
schluss 2007, der auf der Websi-
te des Landkreises (www.land-
kreis-bamberg.de) veröffentlicht
ist, hebt sich schon durch sein
Äußeres stark von der bisherigen
kameralen Jahresrechnung ab.
Er birgt nicht nur die reinen Zah-
len, sondern erläutert im Anhang

ein wichtiges Hilfsmittel für die
künftigen politischen Entschei-
dungen dar.

Vergleich der Eröffnungs-
mit der Schlussbilanz

Ein Blick auf den Vergleich
der Eröffnungs-/Schlussbilanz

munalen Körperschaften auf die
doppische Buchführung umge-
stellt. Im bevorstehenden dritten
Jahr seit Einführung der Doppik
im Rechnungswesen des Land-
kreises werden sich die Umstel-
lungseffekte weitgehend einge-
spielt haben, so dass Themen
wie Kennzahlen und Ziele, so-
wie die Kosten- und Leitungs-
rechnung vertieft behandelt wer-
den können.

Harter Umstieg

Ein kurzer Rückblick: Im De-
zember des Jahres 2004 hat der
Kreistag des Landkreises einen
einstimmigen Beschluss zur Ein-
führung des Ressourcenver-
brauchskonzeptes und weiterer
betriebswirtschaftlicher Elemen-
te gefasst. 2005 wurden sämtli-
che Vermögensgegenstände er-
fasst und bewertet. Beginnend
ab dem Jahr 2006 wurde der
beim Landratsamt mitverwaltete
Zweckverband Tierkörperbesei-
tigung Nordbayern auf das dop-
pische Rechnungswesen umge-
stellt. Dies diente dem Landkreis
als Lernprojekt. Nachdem im
selben Jahr die Vorbereitungen
wie Organisationsumstellung,

Haushaltsstruktur und Software-
beschaffung erledigt wurden, er-
folgte ein „harter“ Umstieg auf
die Doppik zum 1. Januar 2007
für den Landkreis. Im März
2007 hat der Kreistag den ersten
doppischen Haushalt verab-
schiedet. Die Eröffnungsbilanz
zum 1. Januar 2007 wurde im
November 2007 vom Bayer.
Kommunalen Prüfungsverband
überörtlich überprüft. Der Kreis-
tag hat sie am 17. Dezember
2007 festgestellt. „Und nun ist
auch noch der Jahresabschluss in
trockenen Tüchern“, freut sich
Denzler. „All das in dieser Ge-
schwindigkeit hat meines Wis-
sens noch keine Kommune in
Bayern geschafft.“

Höhere Anforderungen

Und wie lautet die Bilanz des
Landrates zum Thema Doppik?
„Das Erstellen eines doppi-
schen Jahresabschlusses stellt
höhere Anforderungen an die
Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter und ist zeitaufwändiger als
die bisherigen kameralen Jah-
resrechnungen; der Zugewinn
an Transparenz wiegt dies je-
doch mehr als auf. Als politi-
scher Entscheidungsträger füh-
le ich mich besser informiert als
vorher. Die Doppik erleichtert
es uns, die Zukunft nachhaltig
zu gestalten“.

Landrat Dr. Günther Denzler ließ sich von Kreiskämmerer
Klaus Motschenbacher den ersten doppischen Jahresabschluss
erläutern. Mit auf dem Bild (v. l.): stellv. Kämmerer Armin
Schmittner und Haushaltssachbearbeiter Bernhard Schmitt
vom Doppik-Team der Kämmerei.

die einzelnen Posten des Ab-
schlusses und die Planabwei-
chungen. Insoweit brachte die
Vorlage des Jahresabschlusses
mehr Information und Transpa-
renz, wozu in erster Linie die in
der Kameralistik überhaupt nicht
vorhandene Bilanz wesentlich
beitrug. Positiv ist zu vermerken,
dass nun nicht nur die Verschul-
dung dargestellt wird, sondern
insgesamt das Vermögen und
wie es finanziert ist. Eine mittel-
fristige Betrachtung der Bilan-
zen und ihrer Kennzahlen stellt

2007 zeigt die Veränderungen
während des Jahres, bedingt
durch das wirtschaftliche Ergeb-
nis des Jahres 2007 und Berich-
tigungen der Eröffnungsbilanz.
So beträgt die Bilanzsumme
zum 31. Dezember 2007 rund
125 Mio. € und damit 7,5 Mio.
€ mehr als zu Jahresbeginn.

Seit 1. Januar 2008 sind über-
dies mit dem Zweckverband Be-
rufsschulen und dem Regionalen
Planungsverband Oberfranken-
West nunmehr alle vom Landrats-
amt Bamberg verwalteten kom-

Kritische Infrastrukturen
sind kaum geschützt

Umfrage zu Cybersecurity unter Brancheninsidern
ergibt ernüchternde Bilanz

Kritische Infrastrukturen sind zu wenig gegen Cyberattacken
geschützt, so das Ergebnis einer Umfrage, die Secure Compu-
ting zwischen August und September 2008 in den USA, Kanada
und Europa durchgeführt hat. Für die Studie wurden Sicher-
heitsexperten und Brancheninsider von Versorgungsbetrieben,
Öl- und Gasunternehmen, Finanzdienstleistern, der öffentlichen
Verwaltung sowie Telekommunikations- und Transportunter-
nehmen befragt. Die Ergebnisse der Umfrage wurden von IDC
Energy Insights im Auftrag von Secure Computing ausgewertet.

Über die Hälfte der Experten
geht davon aus, dass die meisten
kritischen Infrastrukturen trotz
gesetzlicher Vorschriften und
Regulierungen für Angriffe aus
dem Internet anfällig sind. Rick
Nicholson, VP of Research bei
IDC Energy Insights erklärt:
„Die meisten Versorgungsunter-
nehmen glauben, sie seien mit
relevanten Standards konform.
Tatsächlich aber ist es für sie
noch ein langer Weg, bis sie für
alle Cyberattacken ausreichend
gerüstet sind.“

Auf Angriffe nicht
genügend vorbereitet

Über die Hälfte der Studien-
teilnehmer geht außerdem davon
aus, dass Versorgungsbetriebe,
Öl- und Gasunternehmen, Tele-
kommunikations- und Chemie-
unternehmen, Notdienste, das
Postwesen und der Versandhan-
del nicht auf Angriffe aus dem
Internet vorbereitet sind.

Drei von vier Experten glau-
ben, dass die meisten IT-Infra-
strukturen im Postwesen, dem
Versandhandel und bei Trans-
portunternehmen nicht ausrei-
chend gegen Internetattacken ge-
schützt sind. Finanzdienstleister
gelten zwar als vorbereitet,
knapp 40 Prozent der Befragten
bezweifeln aber, dass sie sich
wirklich gegen Cyberangriffe
verteidigen können. Der Ener-
giesektor gilt als am meisten ge-
fährdet: 33 Prozent der Befrag-
ten halten ihn für die bevorzugte
Zielscheibe; 30 Prozent gaben
an, die Branche sei am anfällig-
sten für Cyberattacken; 42 Pro-
zent sind überzeugt, dass hier die
größten Schäden angerichtet
werden können.

Opfer der Sparmaßnahmen

Häufig fällt die IT-Sicherheit
Sparmaßnahmen zum Opfer –
das glauben 29 Prozent der Ex-

perten - gefolgt von Gleichgül-
tigkeit, Bürokratie und internen
Problemen. Während die Cyber-
piraten immer raffiniertere Me-
thoden anwenden, nimmt der
Schutz der kritischen Infrastruk-
turen kontinuierlich ab. IDC
Energy Insights hat drei Trends
identifiziert:

Drei Trends

Zusammenschaltung von Netz-
werken: 62 Prozent der befrag-
ten Nordamerikaner gaben an,
ihre Kontrollsysteme seien be-
reits direkt mit einem IP-basier-
ten Netzwerk oder dem Internet
verbunden.

Verbreitung intelligenter Grids:
Der Einsatz von intelligenten
Messgeräten, Sensoren und hoch-
modernen Kommunikations-
netzwerken gefährdet die IT-
Infrastruktur, wenn IT-Security
nicht integraler Bestandteil der
Projekte ist.

Zwang zur Kostensenkung:
Es werden zunehmend kosten-
günstige IT-Plattformen von der
Stange eingeführt. Diese sind je-
doch anfälliger für Attacken.

Empfehlungen

IDC Energy Insights empfiehlt
den Unternehmen ein 4-Punkte-
Programm:

Laufende Überprüfung auf
Schwachstellen

Genaues Monitoring von
Netzwerkautomatisierungs- und
-kontrollsystemen

Ein Unternehmensansatz, der
IT- und Betriebsumgebung um-
fasst

Über regulatorische Compli-
ance hinausdenken

Ein Whitepaper von IDC
Energy Insights kann abgerufen
werden unter www.securecom-
puting.com/cybersecurity.
Weitere Informationen: www.
securecomputing.com/pdf/ID-
CEnergyCybersecurity.pdf.
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Fünf Schritte zum
energieeffizienten Büro
Behörden können die Stromkosten für IT deutlich senken

Für viele Behörden und Unternehmen ist die Senkung der Ener-
giekosten ein wichtiges Thema. Mit energieeffizienten IT-Gerä-
ten können sie hier schnell Erfolge erzielen. Die Initiative Ener-
gie-Effizienz der Deutschen Energie-Agentur GmbH (dena)
zeigt in fünf Schritten, wie Unternehmen und öffentliche Ein-
richtungen bis zu 75 Prozent ihrer Stromkosten für Informati-
onstechnik (IT) einsparen können, wenn sie veraltete Geräte
durch energieeffiziente ersetzen und diese intelligent nutzen.

1. Nicht überdimensionieren:
Vor der Beschaffung neuer

Bürogeräte ist genau zu überle-
gen, welche Ausstattung und
Leistung tatsächlich benötigt
wird: Geräte, die für den Arbeit-
salltag überdimensioniert sind,
verursachen unnötige Stromko-
sten. So ist beispielsweise für
gängige Office-Anwendungen
kein stromintensiver High-End-
PC nötig.

2. Mehrfach sparen mit Mul-
tifunktionsgeräten: Prüfen

Sie, ob sich die Funktionen ein-
zelner Geräte wie Kopierer,
Drucker, Scanner oder Fax in
einem Multifunktionsgerät zu-
sammenfassen lassen, um den
Stand-by-Stromverbrauch meh-
rerer Einzelgeräte zu vermei-
den. Denn gerade diese Geräte
verursachen die höchsten Strom-
kosten während der Betriebsbe-
reitschaft.

3. Energieeffizienz als Be-
schaffungskriterium: Mit

jedem neuen Gerät werden die
Betriebskosten für die nächsten
Jahre festgelegt. Bei gleicher
Ausstattung weisen Bürogeräte
oftmals erhebliche Unterschiede
im Stromverbrauch auf. Er kann
sich zum Beispiel bei PCs mit
vergleichbarer Ausstattung und
Leistung um 50 Prozent und
mehr unterscheiden. Es lohnt
sich also, den Stromverbrauch
als Kriterium bei der Beschaf-
fung zu berücksichtigen.

4. Geräte energieeffizient
nutzen: Auch die Nutzung

der Geräte im Büroalltag ist aus-
schlaggebend für die Betriebsko-

sten. Die Energiespareinstellun-
gen sollten bedarfsgerecht konfi-
guriert sein. Die einfachste Spar-
maßnahme: Bildschirmschoner
deaktivieren und stattdessen den
Energiesparmodus des Monitors
verwenden.

5. Richtig abschalten: Auch
scheinbar ausgeschaltete

Geräte sind häufig nicht voll-
ständig vom Stromnetz getrennt
und verbrauchen noch Strom.
Mit einer abschaltbaren Steck-
dosenleiste lassen sich diese
unnötigen Energiekosten ver-
meiden.

Die Initiative EnergieEffizienz
stellt Unternehmen und öffentli-
chen Einrichtungen für jeden
Schritt die passenden Informa-
tionen bereit: Aus der Datenbank
„Office-TopTen“ lassen sich
schnell die wirtschaftlichsten
Bürogeräte nach eigenen Such-
kriterien herausfiltern. Ein de-
taillierter Leitfaden zeigt Schritt
für Schritt, wie Energieeffizienz-
kriterien in Ausschreibungen
eingebunden werden und ein
Ratgeber gibt Tipps zur energie-
effizienten Nutzung der Geräte.

Die Angebote sind Bestand-
teil der bundesweiten Initiative
EnergieEffizienz, die von der
dena und den Unternehmen
E.ON Energie AG, EnBW AG,
RWE Energy AG sowie Vatten-
fall Europe AG getragen und
durch das Bundesministerium
für Wirtschaft und Technologie
gefördert wird.
Alle Angebote stehen im Inter-
net unter:
www.office-topten.de.

Erster Förderbescheid für
den Breitbandausbau

Bayerns Wirtschaftsstaatssekretärin Hessel
gratulierte der Gemeinde Kalchreuth

Den ersten Zuwendungsbescheid für die Erschließung des
Gemeindegebiets mit schnellem Internet erhielt die Ge-
meinde Kalchreuth von der Regierung von Mittelfranken.
„Das ist eine gute Nachricht für die Versorgung ländlicher
Gebiete mit Breitbandinternet. Ich gratuliere der Gemein-
de Kalchreuth zum ersten Förderbescheid für den Ausbau
von Breitbandinternet“, erklärte dazu Wirtschaftsstaatsse-
kretärin Katja Hessel.

Die Europäische Kommission hat die notwendige Genehmi-
gung des bayerischen Breitbandförderprogramms erst vor Kur-
zem erteilt. Die Fördermittel werden vom Bayerischen Wirt-
schaftministerium zur Verfügung gestellt. „Für die Unterneh-
men ist der Austausch hoher Datenmengen über das Internet zur
unverzichtbaren Standortvoraussetzung geworden. Wir unter-
stützen vor allem mittelständische Betriebe im harten Wettbe-
werb, indem wir moderne Breitbandinfrastrukturen gerade in
ländlichen Regionen fördern“, so Hessel.

In Kalchreuth werden neben Privathaushalten auch Gewerbe-
betriebe von der schnellen Internetanbindung profitieren. „Das
zeigt, dass wir in Bayern mit unserem Schwerpunkt auf der För-
derung von Gewerbegebieten richtig liegen“, so Hessel. „Die
Staatsregierung liefert mit ihrem Förderprogramm einen wich-
tigen Beitrag zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der bayeri-
schen Unternehmen.“

Mit der Förderung unterstützt der Freistaat Kommunen, die
bisher von schnellen Internetzugängen abgeschnitten waren. Ins-
gesamt stehen hierfür 19 Millionen Euro zur Verfügung. Anträge
können bei den Bezirksregierungen gestellt werden. Weitere In-
formationen zur Förderung und zum Thema Breitband in Bayern
können unter www.breitband.bayern.de abgerufen werden.

Jubiläum anderer Art:

25 Jahre Computervirus
Fast 4 Millionen Deutsche wurden Opfer von Computer- und Internet-Kriminalität

Vor 25 Jahren, am 10. November 1983, stellte der US-Forscher
Fred Cohen an der University of Southern California den ersten
Computervirus vor. Auf dieses Jubiläum anderer Art weist der
Hightech-Verband BITKOM hin. „Das kriminelle Potenzial, das
Cohens Entdeckung entfalten würde, war damals nicht abseh-
bar. Die Nachfolger des ersten Virus haben zu einer Massenepi-
demie geführt“, sagt BITKOM-Präsidiumsmitglied Prof. Dieter
Kempf. Nach einer repräsentativen Umfrage im Auftrag des
BITKOM sind fast 4 Millionen Deutsche bereits Opfer von
Computer-Kriminalität geworden. Sieben Prozent aller Compu-
ternutzer ab 14 Jahre haben einen finanziellen Schaden durch
Viren, bei Online-Auktionen oder Online-Banking erlitten.

Ein Virus ist ein Programm,
das in einem anderen Programm
- dem so genannten Wirtspro-
gramm - einen Code auf dem PC
ablegt. Kommt das Wirtspro-
gramm zur Ausführung, kann
der Virus aktiv werden. Er löscht
oder ändert Daten, stört Arbeits-
abläufe, lässt den PC abstürzen
oder verbreitet sich. Viren kön-
nen etwa durch eMails oder
durch Datenträger wie Speicher-
karten und USB-Sticks auf ande-
re Rechner übertragen werden.

Würmer, Trojaner, Spyware

Mit dem Internet haben sich
Anzahl und Vielfalt der Viren in
den vergangenen Jahren spürbar
erhöht. Heute werden PC-Benut-
zer auch mit anderer schädlicher
Software wie Würmern, Troja-
nern oder Spyware konfrontiert.
Im Jahr 2000 infizierte der
„I love you“-Wurm innerhalb
kürzester Zeit Millionen Rech-
ner. „Das Motiv hinter den In-
ternet-Angriffen hat sich verän-
dert: Ging es anfangs darum,
Aufsehen zu erregen, so wollen
heute Kriminelle persönliche Da-
ten ausspähen, um sich finan-

ziell zu bereichern“, sagt Kempf.
Dennoch gehören Sicherheits-

programme für viele noch nicht
zum Standard. Fast jeder fünfte
Computernutzer hat kein Viren-
schutzprogramm installiert. Le-
diglich 67 Prozent nutzen eine
Firewall. „Die Zahlen sind alar-
mierend. Wer ohne Sicherheits-
programme im Internet surft,
bringt sich und andere in Ge-
fahr“, so Kempf.

Sicherheitsmaßnahmen

BITKOM nennt in Zusam-
menarbeit mit „Deutschland si-
cher im Netz e.V.“ die wichtig-
sten Sicherheitsmaßnahmen für
Computer-Nutzer:

Firewall und Anti-Virus-
programm installieren

Eine gute Sicherheitsausstat-
tung ist entscheidend. Ein Anti-
Viren-Programm und eine Fir-
ewall, die den PC vor schädli-
chen Dateien aus dem Netz
schützen, müssen vor der ersten
Web-Sitzung installiert werden.

Regelmäßig Updates von
Betriebssystem und Anwen-
dungen durchführen

Jeder Computernutzer sollte

regelmäßig Updates installieren.
Schon beim ersten Surfen mit ei-
nem neuen Computer sollten die
aktuellsten Software-Versionen
heruntergeladen werden. Meist
kann bei der Konfiguration von
Betriebssystemen und Anwen-
dungen ein regelmäßiges, auto-
matisches Suchen und Installieren
von Updates eingestellt werden.

Niemals Zugangsdaten her-
ausgeben oder unverschlüs-
selt auf dem PC speichern

Mitarbeiter von Banken, Onli-
ne-Händlern etc. fragen nie per
eMail oder Telefon nach Zu-
gangsdaten wie PINs oder TANs.
Auch auf Verlangen sollten kei-
ne Kennwörter herausgegeben
werden. Außerdem sollten keine
Zugangsdaten wie Passwörter in
Klartext auf dem PC gespeichert
werden. Besser nutzt man spezi-
elle Passwortmanager, die die
Zugangsdaten verschlüsseln.

Bei der Übertragung von
persönlichen Daten auf ver-
schlüsselte Netzwerkverbin-
dungen achten

Persönliche Informationen wie
Kreditkarten-Nummern, PINs
und TANs sollten nur eingege-

ben werden, wenn eine ver-
schlüsselte Verbindung zu einer
authentifizierten Webseite vor-
liegt. Bei einer verschlüsselten
Verbindung steht in der Adres-
sleiste im Browser nicht „http://“
sondern „https://“ vor der eigent-
lichen Adresse. Weiterhin ist ein
Schlosssymbol erkennbar. Echte
Websites können heute zudem
verstärkt durch so genannte Ex-
tended Validation Zertifikate er-
kannt werden. Diese sind eine
Art digitales Prüfsiegel für Web-
site-Betreiber. Greifen Surfer mit
aktuellen Webbrowsern auf die
Seiten zertifizierter Organisatio-
nen zu, wird die Browserzeile
grün hinterlegt.

Mit persönlichen Daten
bewusst umgehen

Die meisten Menschen haben
heute zahlreiche digitale Iden-
titäten: als Kunde beim Online-
Banking oder bei Online-Shops,
als Nutzer von Internet-Markt-
plätzen oder als Teilnehmer von
Communitys und Foren. In all
diesen Fällen ist ein überlegter
Umgang mit persönlichen Daten
gefragt, insbesondere wenn die-
se für Dritte frei einsehbar sind.
Auch sollte die private E-Mail-
Adresse nicht allzu freizügig
herausgegeben werden.

Weitere Tipps für den
Schutz des Computers unter:
www.sicher-im-netz.de.

Tagung zu Elektronischem Personalausweis und Internet-Sicherheit:

Aktuelle Entwicklungen bei
intelligenten Chipkarten

Welche neuen Sicherheitsfunktionen bringt der elektronische
Personalausweis? Wie lassen sich Identitäten mittels Smart-
Cards im Internet sicher überprüfen? Welche Rolle spielen di-
gitale Identitäten in Zukunft beim Handy? Diese und weitere
Fragen zu elektronischen Ausweisen diskutieren Experten aus
Forschung, Wirtschaft und Behörden beim SmartCard-
Workshop des Fraunhofer SIT, der am dritten und vierten Fe-
bruar 2009 in Darmstadt stattfindet. Neben aktuellen Ergeb-
nissen aus Forschung und Entwicklung beschäftigt sich die
Veranstaltung auch mit möglichen Angriffen auf SmartCard-
Chips und der internationalen Standardisierung von Sicher-
heitsprotokollen für die zukünftigen Anwendungen.

„In Zukunft werden wir ein
und denselben Ausweis ganz
unterschiedlich nutzen können
– bei der Ausweiskontrolle am
Flughafen ebenso wie beim

für den Internet-Einkauf und
andere personenbezogene Dien-
ste nutzen können. Deshalb be-
sitzt der ePA neuartige Sicher-
heitsfunktionen, die Online-Be-

mation Officer der österreichi-
schen Bundesregierung. Über
den aktuellen Stand und die Stra-
tegien zur elektronischen Ge-
sundheitskarte berichtet Cord
Bartels, der neue technische Ge-
schäftsführer der gematik. Über

ungewöhnliche Angriffsmöglich-
keiten informieren Prof. Dr. Wer-
ner Schindler vom Bundesamt für
Sicherheit in der Informations-
technik und Michael Kasper vom
Fraunhofer SIT in ihrem Vortrag
„Seitenkanalanalysen von hard-
ware- und softwarebasierten Si-
cherheitsmodulen“.

Weitere Informationen und
das vollständige Programm so-
wie die Anmelde-Unterlagen
gibt es im Internet unter www.
smartcard-workshop.de, die Teil-
nahme kostet 580 Euro.

Einkaufen im Internet oder bei
der Online-Abgabe der Steue-
rerklärung“, sagt Workshop-Or-
ganisator Ulrich Waldmann
vom Fraunhofer SIT. „Für Un-
ternehmen, Behörden und jeden
einzelnen Bürger ergeben sich
daraus große Vorteile, denn die
staatliche Kartenausgabe er-
möglicht Sicherheit auf höch-
stem Niveau einschließlich des
gegenseitigen Nachweises ein-
deutiger Identitäten.“ Höhe-
punkt der Veranstaltung ist die
Verleihung des Fraunhofer SIT-
SmartCard-Preises, der am drit-
ten Februar im Rahmen einer
Feierstunde vergeben wird. Der
SIT-SmartCard Workshop ist
die größte Entwicklerkonferenz
für SmartCards in Deutschland.

ePA für Internet-Einkauf

Ab November 2010 soll der
elektronische Personalausweis
(ePA) den bisherigen Personal-
ausweis ablösen. Die Bürger
sollen den neuen Ausweis auch

trug verhindern und den Daten-
schutz im Internet erhöhen. Wie
diese Mechanismen funktionie-
ren und welche Anwendungs-
möglichkeiten sich daraus für
Bürger, Behörden und Unter-
nehmen ergeben, schildert
Michael Herfert vom Fraunho-
fer SIT in seinem Vortrag „Neue
Anwendungskonzepte für eID“.
Wie der elektronische Reisepass
soll auch der kommende Perso-
nalausweis per Funk ausgelesen
werden. Wie trotz der drahtlo-
sen Verbindung die Sicherheit
gewahrt bleibt und sich sogar
Signatur-PINs sicher übertragen
lassen, erklärt Dr. Kim Nguyen
von der Bundesdruckerei in
Berlin.

eCard-Strategien

Weiterer Schwerpunkt des
SmartCard-Workshops sind die
eCard-Strategien in Deutsch-
land, Österreich und Europa.
Darüber referiert u.a. Prof. Dr.
Reinhard Posch, der Chief Info-

Gute Nachrichten für Bayreuths Autofahrer:

Beim Umzug kein
neues Kfz-Kennzeichen
Stadt und Landkreis Bayreuth bieten im Rahmen eines

Pilotprojektes einen neuen Service, der Geld spart
Wer seinen Wohnsitz von der Stadt in den Landkreis verlegt
oder umgekehrt, der benötigt ab sofort kein neues Autokennzei-
chen mehr - ein neuer Service, der nicht nur Zeit, sondern auch
bares Geld spart. Die AKDB liefert die nötige Software dafür.

Wie Oberbürgermeister Dr.
Michael Hohl und Landrat Her-
mann Hübner mitteilen, beteili-
gen sich Stadt und Landkreis
Bayreuth an einem Pilotprojekt,
das auf der Basis einer Ausnah-
megenehmigung des Bayerischen
Wirtschaftsministeriums diesen
neuen Service ermöglicht. Für
Fahrzeuge mit dem Ortskennzei-
chen BT kann so bei einem Um-
zug des Fahrzeughalters auf die
sonst notwendige Umkennzeich-
nung verzichtet werden. Das be-
reits vorhandene BT-Kennzei-
chen darf stattdessen auch nach
dem Wechsel des Wohnsitzes
weiterverwendet werden.

Verwaltungsvereinfachung

Landrat Hübner und OB Dr.
Hohl sehen in dem neuen Zulas-
sungsverfahren ein echtes Stück
Verwaltungsvereinfachung:
„Stadt und Landkreis haben hier
an einem Strang gezogen. Für
die Bürgerinnen und Bürger be-
deutet das neue Verfahren Zeit-
und Geldersparnis“. Denn bisher
mussten Autobesitzer bei einem
Umzug zwischen Stadt und
Landkreis jeweils neue Kennzei-
chen anschaffen. Dass sie sich
die Kosten hierfür und das Um-
montieren der Schilder künftig
sparen können, wurde durch ent-
sprechende Softwarelösungen
der AKDB ermöglicht. Die
AKDB ist führender kommuna-
ler Softwareanbieter und betreibt
in Bayreuth eine erfolgreiche
Geschäftsstelle.

Die neue Regelung gilt
zunächst nur für zugelassene
Fahrzeuge. Selbstverständlich
können sich Fahrzeughalter auch
weiterhin bei einem Wohnort-
wechsel auf Wunsch ein neues
Kennzeichen ihres Zulassungs-
bereichs zuteilen lassen.

Bei einem Umzug von Stadt
oder Landkreis Bayreuth in ei-
nen anderen Zulassungsbezirk -
zum Beispiel Kulmbach - muss
auch weiterhin eine Umkenn-
zeichnung des Fahrzeugs erfol-
gen. Die Zulassungsbehörden
von Stadt und Landkreis bitten
zudem zu beachten, dass trotz
der neuen Regelung Fahrzeug-
halter ihr Gefährt bei einem Um-
zug nach wie vor in der Zulas-
sungsstelle ummelden müssen:
Fahrzeugpapiere, gültige Abgas-
(AU) sowie Hauptuntersu-
chungsbescheinigungen (HU)
und eine neue Versicherungsbe-
stätigung (früher Doppelkarte)
müssen vorgelegt werden.

Über die AKDB

Mit über 35 Jahren Erfahrung
in Erstellung und Produktion
kommunaler Branchensoftware
steht die AKDB für Kompetenz
und Qualität. Als marktführen-
des Softwarehaus gehören zu
den primären Aufgaben der
AKDB die Entwicklung, Pflege
und der Vertrieb hochqualifizier-
ter und effizienter Softwarelö-
sungen für nahezu alle Fachbe-
reiche der Städte, Kreise und Ge-
meinden.
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Ländliche Entwicklung Oberfranken:

Vorbildliche Sanierung
und Renovierung

Eigentümer zwölf oberfränkischer Anwesen ausgezeichnet
Vorbilder für Dorfentwicklung

Im prachtvollen Konventbau der Schule der Dorf- und Flurent-
wicklung in Klosterlangheim wurden vom Amt für Ländliche
Entwicklung Oberfranken Eigentümer der zwölf Anwesen des
Bezirkes geehrt, die sich - ganz im Dienste der Dorferneuerung -
besonders durch die vorbildliche Sanierung, Renovierung und
liebevolle Neugestaltung ihrer privaten Anwesen verdient ge-
macht haben.

Helmut Vorndran und Elke
Röder von der „Oberen Mühle“
in Rattelsdorf (Landkreis Bam-
berg) sowie Ralf und Angela Pi-
stor in Hegnabrunn (Landkreis
Kulmbach) wurden geehrt für
die Umnutzung von ehemals
landwirtschaftlich genutzten Ge-
bäuden. Die Familien Kohlmann
und Penßel/Zöberlein (beide aus
Pretzfeld, Landkreis Forchheim)
wurden jeweils für eine hervor-
ragende Generalsanierung von
Holzlegen prämiert.

Das Ehepaar Dr. Reichel aus
Schönfeld bei Hollfeld (Land-
kreis Wunsiedel), die Eheleute
Wolfrum aus Tiefengrün (Land-
kreis Hof) sowie das Ehepaar
Eismann aus Melkendorf (Land-
kreis Bamberg) waren besonders
engagiert bei der Sanierung von
Wohngebäuden. Eine dorfge-
rechte Hofgestaltung führten
Jutta und Kurt Wunderlich in
Selb/Spielberg (Landkreis
Wunsiedel) durch.

Die Hakenhofanlage mit einem
Wohnstallhaus und Scheunenge-
bäude befindet sich amAnger des
Dorfes. Der schmale Hofraum
wurde mit vorhandenem Pflaster-
material neu gestaltet. Entlang
des Grundstückzaunes wurde
Platz für einen Grünstreifen ge-
lassen. Im Zufahrtsbereich zur
Scheune ist das Pflaster mit brei-
ten Fugen verlegt worden. Im
hinteren Hofbereich ließ sich
auch ein Sitzplatz mit guter Auf-
enthaltsqualität integrieren. Auf
der ehemaligen Mistgrube ist ein
schöner Steingarten angelegt.
Trockenmauern umgrenzen die
Anlage. Beim eigentlichen Haus-
zugang wurden große alte Granit-
steinplatten wieder verlegt. Mit
der gelungenen Außenbereichs-
gestaltung hat das im Bundes-
wettbewerb „Unser Dorf soll
schöner werden - unser Dorf hat
Zukunft“ preisgekrönte Dorf ei-
nen weiteren Glanzpunkt gesetzt.

Gleich vier Preisträger gab es

in der Kategorie „Sanierung von
denkmalgeschützten Gebäuden“:
Neben Rosa und Dr. Alfred
Schelter aus Tschirn (Landkreis
Kronach), Sonja und Manuel Ja-
kob aus Osseck am Wald (Land-
kreis Hof) sowie Karin und
Horst Reichel aus Reicholdsgrün
(Landkreis Wunsiedel) nahmen

ihre Verdienste ein Geschenk so-
wie eine von der Porzellanfach-
schule Selb gestaltete Porzellan-
plakette.

Wie der Leiter des Amtes für
Ländliche Entwicklung Ober-
franken, Anton Hepple, hervor-
hob, sei diese Auszeichnung pri-
vater Restaurierungsmaßnah-
men, die seit 2000 zum fünften
Mal im zweijährigen Turnus
stattfinde, eine Wertschätzung
und ein Dank für das gute Bei-
spiel, mit dem die geehrten Per-
sonen vorangingen. Solche Vor-
bilder seien im Hinblick auf eine

erneuerung könne nur dann zum
Erfolg führen, wenn solche lo-
benswerten privaten Restaurie-
rungsmaßnahmen ausgeführt
werden, so Hepple. Abgesehen
von der finanziellen Förderung
hätten die Geehrten über viele
Jahre Engagement, Geld, kreative
Ideen und vor allem eine Menge
Eigenleistung bei der Sanierung
ihrerAnwesen eingebracht.

Die Lichtenfelser Bürgermei-
sterin Dr. Bianca Fischer zitierte
den früheren englischen Staats-
mann Thomas Morus: „Aus der
Tradition wird das Feuer mitge-
nommen, nicht die Asche.“ Eine
derart liebevolle Sanierung von
Bauwerken sei „gelebte Verfas-
sung“ im Sinne der grundgesetz-
lich verankerten Verantwortung
für das Eigentum.

Der Stellvertretende Vorsitzen-
de des oberfränkischen Bezirks-
verbandes des Bayerischen Ge-
meindetages, Albert Rubel, erin-
nerte seinerseits an die Bausün-
den der 70er Jahre, als so man-
ches Haus dem modernen Zeit-
geist geopfert wurde. Auch Bri-
gitte Sesselmann von der Bayeri-
schen Architektenkammer be-
mängelte, dass neue Häuser nur
allzu oft ein trauriges Bild abgä-
ben und kaum noch Bezug zur
dörflichen Baukultur hätten. Die
heutige Bauweise sei nicht gene-
rell zu verteufeln, jedoch appel-
lierte sie an den gesunden Men-
schenverstand der Bauherren. Die
Preisträger, so Sesselmann, hätten
eines gemeinsam: „Sie geben den
Nachkommen ein Stück Vergan-
genheit weiter.“ DK

Modularer Systembau: Die neue Schulkantine der Gutenberg-
schule in Wiesbaden.

GRAEFF Container & Hallenbau GmbH:

Neue Wege bei der
Fassadenverkleidung

Die Mannheimer GRAEFF Container & Hallenbau GmbH hat
für die Stadt Wiesbaden eine Schulkantine errichtet, die der
Versorgung eines Teils der etwa 1.350 Schüler der Gutenberg-
schule dient. Das Gebäude ist im modularen Systembau, auf
der Basis des GRAEFF-Containerpavillons 3001 plus, errich-
tet. Die bauliche Besonderheit ist eine vorgehängte Klinkerfas-
sade, um den Annex äußerlich an das bestehende, denkmalge-
schützte Hauptgebäude anzugleichen.

GRAEFF kann auf eine ein-
drucksvolle Liste an Schulbau-
ten im gesamten Bundesgebiet
verweisen. Jetzt kam der Kanti-
nenanbau für die Gutenberg-
schule in Wiesbaden hinzu, ei-
nem Gymnasium mit derzeit et-
wa 1.350 Schülern. Der Kom-
plex ist für die Versorgung von
70 Schülern ausgelegt, die am
Nachmittag Unterricht haben
oder Hausaufgabenhilfe in An-
spruch nehmen wollen. Die In-
frastruktur des Komplexes, mit
einer Ausgabeküche, mit den er-
forderlichen Sicherheitseinbau-
ten und ausreichend dimensio-
niertem Schallschutz sowie si-
cheren Zugangs- und Sanitärbe-
reichen wurde von GRAEFF
auf der Vorgabe der ausschrei-
benden Behörde umgesetzt. Mit
einer vorgehängten Klinkerfas-
sade ist dafür gesorgt, dass der
Anbau mit dem Hauptgebäude
der Schule harmoniert, einem
denkmalgeschützten Jugendstil-
bau aus dem frühen 20. Jahr-
hundert. Die vorgehängte Fas-
sade dient jedoch nicht nur der
Optik, sie ist gleichzeitig ein be-
deutender Faktor der Wärme-

dämmung der Schulkantine.
„Dieses Gebäude ist ein wei-

terer Beleg dafür, dass modula-
res Bauen nicht gleichbedeu-
tend ist mit eintöniger Architek-
tur“, so Heinrich Graeff, der
Geschäftsführer des Mannhei-
mer Unternehmens. „Wir haben
die Erfahrung, auf unterschied-
liche Anforderungen unserer
Kunden zielgerichtet, wirt-
schaftlich und ästhetisch über-
zeugend einzugehen. Das ist der
Vorteil unseres modularen Sy-
stems.“

Das Unternehmen

Die Graeff Container- und
Hallenbau GmbH, Mannheim,
entwickelt und produziert seit
über 40 Jahren mobile Raum-
lösungen und hochwertige Fer-
tiggebäude. Das Unternehmen
setzt dabei auf modulare und
kostengünstige Raumsysteme.
Die umfangreiche Produktpalet-
te reicht vom schlichten Bau-
container, dem Gastro-Pavillon
und dem repräsentativen Aus-
stellungs-Glaspalast bis hin zu
Großraumlagerhallen.

hier auch die einzigen Prämier-
ten aus dem Landkreis Lichten-
fels die Ehrung entgegen: Ros-
witha und Bernhard Hofmann
aus Unterneuses.

Die große Ortsbild prägende
und unter Denkmalschutz ste-
hende Hofanlage liegt am Ein-
mündungsbereich der Pferdsfel-
der Straße, die im Rahmen der
Dorferneuerung ausgebaut wur-
de. Die Hofstelle ist etwa zwei-
hundert Jahre alt. Das Wohnge-
bäude, das in den 60er Jahren
mit Baustoffen wie einer Kunst-
stoffverkleidung und einflügli-
gen Fenstern modernisiert wor-
den war, ist das Elternhaus des
Eigentümers.

Eine kleine Naturkatastrophe
und die beginnende Dorferneue-
rung in Unterneuses waren der
Anlass, die 40 Jahre alten Verän-
derungen zu beseitigen und den
ursprünglichen Zustand der Hof-
anlage wieder herzustellen. Dies
ist in besonderer Weise gelungen
und so haben die Eigentümer ei-
nen wertvollen Beitrag zur dörf-
lichen Kultur und Lebensweise
für Unterneuses geleistet.

Nachdem Dr. Christiane Schil-
ling vom Amt für Ländliche Ent-
wicklung die einzelnen Leistun-
gen an der Großleinwand prä-
sentiert hatte, wurden die Preis-
träger aufgerufen und erhielten
als Zeichen der Anerkennung für

Entwicklung der Dörfer und der
Sicherung einer guten Zukunft
für den ländlichen Raum wichti-
ger und vor allem wesentlich
hilfreicher als ein erhobener Zei-
gefinger.

Öffentliche Maßnahmen wie
ein neu gestalteter Dorfplatz mö-
gen sinnvoll sein, doch eine Dorf-

Stadt Landshut:

Baugenehmigungsverfahren
schneller denn je

OB Hans Rampf: „Ein großer Schritt zu
mehr Bürgerfreundlichkeit“

Die durchschnittliche Verfahrensdauer bei Baugenehmigungen
in der Stadt Landshut ist seit Amtsantritt von Oberbürgermei-
ster Hans Rampf deutlich von 90 Tage auf unter 14 Tage ver-
ringert worden. „Mein Ziel, auch im Bereich der Baugenehmi-
gungen mehr Bürgerfreundlichkeit und eine umfassende, deut-
lich unbürokratischere und schnellere Bearbeitung zu ermög-
lichen, haben wir in punkto Bearbeitungszeit nun sogar noch
deutlich verbessern können.“, so Hans Rampf.

Dadurch könne das positive
Investitionsklima durch noch
mehr Transparenz und die Inve-
stitionssicherheit nachhaltig ge-
steigert werden. Die Stadt
Landshut hat in den vergangenen
Jahren immer wieder hervorra-
gende Beurteilungen von Fach-
zeitschriften erhalten, wenn es
um Wachstum, Infrastruktur und
Kaufkraft ging. Die Baugeneh-
migungsverfahren zu beschleu-
nigen, dient nun maßgeblich da-
zu, die erforderlichen Rahmen-
bedingungen für die Weiterent-
wicklung der Stadt zu festigen.

Optimierte Abläufe

Die Reduzierung der Verfah-
rensdauer wurde möglich, weil
die beteiligten Ämter im Zu-
ge der von Oberbürgermeister
Hans Rampf initiierten lau-
fenden Verwaltungserneuerung
umstrukturiert und die Arbeits-
abläufe optimiert wurden. Das
hat dabei keinerlei Einfluss auf
die gewohnte Qualität der Bear-
beitung, mehr Personal wur-

de dadurch auch nicht nötig.
Alle Verwaltungsabläufe in

diesem Bereich werden nun-
mehr im sogenannten Parallel-
verfahren im Amt für Bauauf-
sicht und Wohnungswesen
durchgeführt. So entfielen bei-
spielsweise die jeweiligen Zei-
ten des Wartens auf den Rück-
lauf eines Antrags. Durch die
parallele Bearbeitung kann so
auch auf unvollständige Bauan-
träge sofort reagiert werden, da
der jeweilige Sachbearbeiter
nun von Anfang an mit jedem
Fall betraut ist.

Des Weiteren wurden Sach-
kompetenzen gehoben und eine
wöchentlich stattfindende Bau-
antragsbesprechung im Amt für
Bauaufsicht und Wohnungswe-
sen eingeführt. Bürger, die einen
Antrag stellen wollen, können
nun durch formlose Anfragen
schon vor dem Einreichen ihres
Antrags aus einer Hand Informa-
tionen über die Zulässigkeit des
Vorhabens erhalten und notwen-
dige Änderungen in ihren Bau-
antrag einarbeiten.

Bayerische Ingenieurekammer-Bau:

Kritik an Preisdumping
bei Gutachten

Die Bayerische Ingenieurekammer-Bau hat das Drücken der
Ingenieurhonorare durch Gemeinden verurteilt: „Noch immer
vergeben Bauverwaltungen Aufträge für Gutachten zu Nied-
rigstpreisen, die ein sorgfältiges Arbeiten kaum ermöglichen“,
kritisierte Kammerpräsident Dr.-Ing. Heinrich Schroeter in
München. Damit nähmen die Verantwortlichen in den Rat-
häusern die Risiken eines Billig-Gutachtens bewusst in Kauf.

Ihm seien Aufträge von Bau-
verwaltungen bekannt, bei denen
Bauingenieure auf einen Stun-
denlohn von etwa fünf Euro kä-
men, sagte Schroeter: „Da stellt
sich schon die Frage, welche Lei-
stung man für dieses Geld erwar-
ten kann und welche Verantwor-
tung im Falle eines Unglücks der
Auftraggeber trägt.“

Schroeter forderte alle Ge-
meinden und Eigentümer von
Gebäuden auf, Gutachten aus-
schließlich von qualifizierten
Prüfern erstellen zu lassen. Li-
sten mit Ansprechpartnern gibt
es unter anderem bei der Bayeri-
schen Ingenieurekammer-Bau in
München.

Nach dem Einsturz der Eislauf-
halle in Bad Reichenhall hatte das
bayerische Innenministerium zu-
sammen mit einer Expertengrup-
pe im September 2006 ein
Schriftstück mit Empfehlungen

für die Überprüfung der Standsi-
cherheit von Gebäuden erarbeitet.
„Das Papier richtet sich an Ei-
gentümer und Verfügungsberech-
tigte von Immobilien“, so Schroe-
ter. Zu dieser Expertengruppe
zählte auch die Bayerische Inge-
nieurekammer-Bau, die daraufhin
Listen mit qualifizierten Trag-
werksplanern, wie die Prüfer ge-
nannt werden, erstellte. Fachkun-
dige Personen sind z. B. Bauinge-
nieure, die mindestens fünf Jahre
Erfahrung mit derAufstellung von
Standsicherheitsnachweisen, mit
technischer Bauleitung und ver-
gleichbaren Tätigkeiten haben.

Nach der Bayerischen Bau-
ordnung sind bauliche Anlagen
u. a. so instand zu halten, dass
die öffentliche Sicherheit und
Ordnung, insbesondere Leben,
Gesundheit und natürliche Le-
bensgrundlagen, nicht gefährdet
werden.

Leighton Areal in Würzburg:

Startschuss für internationalen
Ideenwettbewerb

Die Stadt Würzburg lobt einen offenen, internationalen 2-stu-
figen städtebaulich-landschaftsplanerischen Ideenwettbewerb
für die zukünftige Entwicklung des „Leighton Areals“ aus. Der
Konversionsausschuss der Stadt Würzburg hat am 10.12.2008
mit Beschluss der Auslobung den Startschuss dazu gegeben.
Damit kann das Verfahren nun mit der EU-weiten Veröffentli-
chung beginnen.

Die Entwicklung des 134,5 ha
großen Geländes stellt für die
Stadt Würzburg eine große Her-
ausforderung für die zukünftige
städtebauliche Entwicklung dar.
Es soll ein attraktives neues
Stadtquartier mit vielfältigen
Wohnformen, hochwertigen Ar-
beitsplatzangeboten, umfangrei-
chen Grünflächen, zentralen
Einrichtungen und sozialer In-
frastruktur entstehen, das die Be-
deutung der Stadt Würzburg als
Wohnstandort stärkt und zum
Image als Wissens- und Arbeits-
standort beiträgt.

Ein wesentlicher Impuls liegt
in der Erweiterungsplanung der
Universität auf das Gelände,
welche ein wichtiger Baustein
der zukünftigen Nutzungen dar-
stellt. Der Wettbewerb findet
daher in enger Abstimmung mit
dem Freistaat Bayern, vertreten

durch das staatliche Bauamt
Würzburg statt.

Ziel des Wettbewerbs ist es,
ein robustes, langfristig trag-
fähiges und in Abschnitten um-
setzbares städtebauliches Kon-
zept für das Areal zu finden. Es
werden dafür zukunftsweisen-
de und gestalterisch hochwerti-
ge Antworten erwartet.

Nun ist der Weg frei für Ar-
beitsgemeinschaften aus Archi-
tekten/Stadtplanern und Land-
schaftsarchitekten, Ideen und
Perspektiven zu entwickeln. Die
Stadt hat 13 renommierte Büros
aufgefordert, an dem Verfahren
teilzunehmen.

Es sind nun auch explizit al-
le lokalen und regionalen Ent-
wurfsteams gefragt, sich an
dem Wettbewerb zu beteiligen
und ihre Kompetenz einzubrin-
gen.
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Mittelstands-Union München:

Für schnelle Entlastung
der Mittelschicht

Mittelstands-Union München für schnelle Entlastung der Mit-
telschicht In Deutschland wird zurzeit diskutiert, mit welchen
Maßnahmen die Bundesregierung angesichts des Konjunktur-
abschwungs im Jahre 2009 reagieren sollte. Die Mittelstands-
Union der CSU München (MU) hat dazu eine klare Position.
.Die Reduzierung der Steuerbelastung muss Vorzug vor staat-
lichen Ausgabenprogrammen haben, denn diese kann schnell
umgesetzt und unmittelbar wirksam werden“, erklärt Thomas
Schmatz, Bezirksvorsitzender MU München.

Nach Einschätzung der MU-
München blicken die Münchner
Bürger und Unternehmer ange-
sichts der Finanzmarktkrise und
ihrer realwirtschaftlichen Folgen
überwiegend pessimistisch in das
Jahr 2009. Insgesamt wird sich
der konjunkturelle Abschwung
im Jahre 2009 verschärfen und
auch den MünchnerArbeitsmarkt
erfassen. Die SPD im Bund lehnt
schnelle Steuersenkungen grund-
sätzlich ab.

Die Union ist in dieser Frage
gespalten. Teile der Union wol-
len das Ziel der Haushaltskonso-
lidierung nicht aufgeben bzw. ei-
ne Steuerentlastung erst ab 2010
anstreben. Nach Ansicht der MU
München steht jedoch eine
schnelle Steuerentlastung nicht
im Widerspruch zum Ziel der
Haushaltskonsolidierung. .Eine
Senkung der Steuerbelastung be-
reits ab Januar 2009 steigert das
Wachstum, womit sie sich zu-
mindest teilweise selbst finan-
ziert. Darüber hinaus würden die
Mehrbelastungen, die aufgrund
der sogenannten kalten Progres-
sion entstanden sind, an die Bür-
ger zurückgegeben., betont Tho-
mas Schmatz.

Auch kritische Befürchtungen,
eine Steuerentlastung hätte nur
eine erhöhte Ersparnisbildung
der Bürger zur Folge, seien zu
oberflächlich. .Wenn dies so ein-
tritt, würden zusätzliche Erspar-
nisse dem Kapitalmarkt zur Ver-

fügung stehen und damit das
Kreditangebot erhöhen. Dies
wirkt sich wiederum positiv auf
Investitionen und Konsum aus,
so Schmatz. Zudem betont die
MU München, dass eine Steuer-
senkung im Gegensatz zu punk-
tuellen Ausgabenprogrammen
langfristig wirkt und das Wachs-
tum der deutschen Wirtschaft so-
mit über die derzeitige Rezessi-
on hinaus steigern würde.

Wachstum fördern!

Die MU München fordert da-
her die für München zuständi-
gen Bundestagsabgeordneten
der Union auf, sich vom Wider-
stand der SPD nicht beirren zu
lassen. .Jetzt sei der richtige
Moment, um Konjunktur und
Wachstum zu fördern. Daher
müssten die Mittelschicht durch
die Senkung der Einkommen-
steuer sowie die unteren Ein-
kommensgruppen durch die
Senkung der Sozialversiche-
rungsbeiträge entlastet werden.
Zudem sollte über eine Senkung
der Mehrwertsteuer nachge-
dacht werden. Andere Europäi-
sche Länder hätten es vorge-
macht und werden zeitnah mit
Steuerentlastungen sogar noch
vor Weihnachten reagieren.

„Deutschland kann es sich
nicht leisten, beim Thema Steue-
rentlastung Schlusslicht in Euro-
pa zu sein“, so Schmatz.

ARGE Ländlicher Raum:

Für eine aktive Zivilgesellschaft
Dokumentation des Zukunftsforums Ländliche Entwicklung in Berlin

„Der Ländliche Raum braucht eine aktive Zivilgesellschaft –
zu Rolle und Aufgabe der ARGE Ländlicher Raum“ lautet der
Titel einer von der Arbeitsgemeinschaft herausgegebenen Do-
kumentation über eine Veranstaltung im Rahmen des Zu-
kunftsforums Ländliche Entwicklung in Berlin. Einleitend
stellt der Sprecher der ARGE Ländlicher Raum, Dr. Ing. Hol-
ger Magel, darin fest, dass ein „neu ausbalanciertes Zusam-
menspiel zwischen Staat, Wirtschaft und Bürgern“ angestrebt
werde. Man treffe sich auf geistiger Augenhöhe mit maßgebli-
chen Proponenten der Bürgergesellschaft aus Bundes-, Lan-
des- und Kommunalpolitik und betreibe letztlich Realpolitik.

Das Tagungsthema aus Sicht
der Landkreise beleuchtete der
Landrat des Werra-Meißner-
Kreises, Hessen, Stefan G. Reuß.
Die Situation der schrumpfen-
den und wachsenden Regionen
in Deutschland stelle die ländli-
chen Räume vor besondere Her-
ausforderungen.

Daher habe auch die öffentli-
che Hand einen erheblichen
Handlungsauftrag. Zuvor gelte es
natürlich, die öffentliche Infra-
struktur aufrecht zu erhalten und
dies bei rückgängigen Einwohn-
erzahlen auch finanzierbar zu
gestalten. Stadt- und insbesonde-
re Dorfentwicklung seien dabei
als wesentliche Zukunftsaufga-
ben zu betrachten.

Erforderlich sei in diesem Zu-
sammenhang ein klares und
strukturiertes Flächenmanage-
ment - damit verbunden auch
die Gestaltung des Rückbaus
von Leerständen sowie die Er-
fassung und Prognostizierung
der sich abzeichnenden Situation
in den Dörfern und Städten. Im
Werra-Meißner-Kreis habe man
bereits ein sog. Leerstandskata-
ster entwickelt.

Um die Attraktivität und Le-
bensqualität als Wohnstandort zu
sichern, sei der Ausbau der so-
zialen Infrastruktur notwendig,
betonte Reuß. Es werde erfor-

derlich sein, öffentliche Liegen-
schaften mehrdimensional zu
nutzen. Mehrgenerationenhäuser
oder Schulen könnten als Begeg-
nungsstätten dienen.

ÖPNV und Finanzausgleich

„In den kommenden Jahren
wird es darauf ankommen, Schul-
entwicklungsplanung und Bil-
dungsplanung so zu verzahnen,
dass sie auch mit den weiteren
Aspekten der Sozialplanung ein-
hergehen“, meinte der Landrat.
Darum müsse auch der öffentli-
che Personennahverkehr im länd-
lichen Raum gestärkt werden.
Ebenso sei die Finanzausgleichs-
problematik ein zu diskutierendes
Thema: „Statt der Verschärfung
der Situation durch das jetzt vor-
handene System des kommuna-
len Finanzausgleiches, mit dem
durch Schlüsselzuweisungen pro
Kopf entsprechende finanzielle
Zuwendungen in die ländlichen
Räume fließen, muss eine deutli-
chere Unterstützung des ländli-
chen Raumes vorgenommen wer-
den“, forderte Reuß.

Der Einbau eines demografi-
schen Indikators in den kommu-
nalen Finanzausgleich sei daher
unabdingbar, um auch dem ver-
fassungsrechtlichen Anspruch
der Schaffung gleicher Lebens-

verhältnisse gerecht zu werden.
„Aus meiner Sicht ist die de-

mografische Entwicklung im
ländlichen Raum nicht nur ge-
prägt von Pessimismus, sondern
hat zahlreiche optimistische An-
sätze“, resümierte der Politiker.
Es böten sich Chancen und Per-
spektiven, auch bei rückläufiger
Bevölkerungszahl den ländli-
chen Raum zu stärken und ihn zu
einem attraktiven Wohnstandort
zu gestalten. Dabei seien nahezu
alle Lebensbereiche betroffen
und sollten entsprechend be-
leuchtet werden.

zulassen,
sich einlassen, vertrauen

Aus Sicht der Gemeinden
wies Michael Pelzer, 1. Bürger-
meister von Weyarn, darauf hin,
dass das Problem auf dem Weg
zur Zivilgesellschaft häufig dar-
in bestehe, „dass die Politiker,
aber auch viele Behörden nicht
bereit sind, folgende drei Worte
zu bedenken: zulassen, sich ein-
lassen und vertrauen“.

„Wenn es uns nicht gelingt, als
Kommunalpolitiker genauso wie
in den anderen Bereichen der

Politik, das Bild des Politikers zu
verändern, werden wir den Weg
in die Zivilgesellschaft nicht
schaffen“, prognostizierte das
Gemeindeoberhaupt. Man müs-
se wegkommen „vom Bild des
Machers, der alles im Griff hat“.
Vielmehr müssten Gemeinde,
Landkreis und Land sich zu ei-
ner professionellen Entwick-
lungsagentur formen. Rahmen-
bedingungen, innerhalb derer
sich Menschen frei entwickeln
könnten, sollten gemeinschaft-
lich vereinbart werden, forderte
Pelzer. Dann seien die Menschen
auch in der Lage, tatsächlich ih-
re eigenen Dinge zu regeln.

Voraussetzung für
lebendige Demokratie

Zivilgesellschaft sei nicht nur
nötig für den ländlichen Raum,
„sondern weil sie Voraussetzung
ist für lebendige Demokratie, für
die Rückgewinnung des Vertrau-
ens der Menschen in Demokra-
tie“, fuhr Pelzer fort. Hier gehe
es wieder um das Zutrauen der
Politiker, „dass die Menschen in
der Lage sind, ihre Dinge, da, wo
sie zu Hause sind, selber zu re-
geln“. „Wenn wir diese Erkennt-
nis in der Politik und in den
Behörden durchsetzen, sind wir
einen ganzen Schritt weiter auf
dem Weg zur Zivilgesellschaft“,
zeigte sich der Bürgermeister
überzeugt. DK

Bodenpreise in Bayern:

Leichter Rückgang
Die Preise für Acker- und Grünland sind nicht nur für die
Landwirtschaft, sondern auch für die Gemeinden interessant
und wichtig, etwa wenn sie Gewerbegebiete, Sportflächen, Ver-
kehrswege oder auch neue Siedlungsgebiete ausweisen wollen.
Das Bayerische Landwirtschaftliche Wochenblatt hat jetzt die
Preisentwicklung in Bayern auf Grundlage der Kaufpreis-
sammlung des Landesamtes für Statistik erfasst und festge-
stellt, dass nach einem kräftigen Preisschub im Jahr 2006 die
Kaufpreise für landwirtschaftliche Flächen im Jahr 2007 wie-
der leicht zurückgegangen sind.

Die Käufer von Acker- und
Grünland mussten 3,55 Prozent
weniger bezahlen als im Vorjahr.
Beim Verkauf von Acker- und
Grünland wurde in Bayern im
Jahr 2007 ein Durchschnittspreis
von 23 431 Euro je Hektar (ha)
erzielt, das sind 863 Euro weni-
ger als ein Jahr zuvor. Bezogen
auf die Ertragsmesszahl (EMZ,
dient der Bewertung der Boden-
güte), betrug der Preis 504 Euro
je 100 EMZ.

Für die Entspannung bei den
Bodenpreisen dürfte vor allem
ein größeres Angebot an Flächen
gesorgt haben. Denn der Um-
fang der verkauften Fläche ist
deutlich gestiegen. Während im
Jahr 2006 nur 5569 ha den Ei-
gentümer wechselten, nahmen
die Verkäufe im Jahr 2007 um 13
Prozent auf 6307 ha zu. Pro Ver-
kaufsfall wurden im Schnitt 1,52
ha übertragen.

Regionale Unterschiede

Bei der Entwicklung der Bo-
denpreise zeigen sich jedoch
ausgeprägte regionale Unter-
schiede. Völlig überraschend
hatte Oberbayern vor zwei Jah-
ren seine langjährige Rolle als
Hochpreisgebiet an Niederbay-
ern verloren. Der Preisvorsprung
Niederbayerns hat sich 2007 je-
doch wieder etwas verringert, da
der Hektarpreis auf 31 537 Euro
zurückgegangen ist. Am niedrig-
sten sind die Bodenpreise in
Oberfranken, dort werden nur 14
187 Euro je ha bezahlt.

Einen wesentlichen Einfluss
auf den Preis hat die Bodengüte.
Als Maßstab hierfür wird die so
genannte „Ertragsmesszahl“ aus
der Einheitsbewertung herange-

zogen. Gliedert man alle Ver-
kaufsfälle in Bayern nach der Er-
tragsmesszahl l(in 100 je ha
Fläche), ergibt sich für das Jahr
2007 folgende Verteilung: unter
30 EMZ: 15 398 Euro je ha; von
30 bis unter 40: 17 394 Euro je
ha; von 40 bis unter 50: 20 996
Euro je ha; von 50 bis unter 60:
29 004 Euro je ha; ab 60 und
mehr: 33 705 Euro je ha.

Neben der Bodengüte spielt
auch die Größe der jeweils ver-
äußerten Fläche eine wichtige
Rolle. Für das Jahr 2007 ist ein
eindeutiger Trend erkennbar: Für
größere Flächen werden auch
höhere Hektarpreise bezahlt. Die
Käufer sind offenbar bereit, für
große Flächen, die sich mit mo-
dernen Maschinen effektiv be-
wirtschaften lassen, einen Auf-
preis zu bezahlen. dhg.

Gemeindetagspräsident Dr. Uwe Brandl:

Ausschreibungsregeln lockern!
„Die Finanzmarktkrise und die zu erwartende Rezession wir-

ken sich nicht nur auf die bayerische Wirtschaft, sondern auch
auf die Gemeinden, Märkte und Städte aus. Die Kommunen als
größte öffentliche Auftraggeber sollten deshalb in die Lage ver-
setzt werden, geplante Investitionen schneller verwirklichen zu
können. Dazu sollten das Vergaberecht kurzfristig vereinfacht
und die Wertgrenzen deutlich angehoben werden, damit die
Kommunen schnell und mittelstandsfreundlich Leistungen ver-
geben können“, schrieb Gemeindetagspräsident Dr. Uwe Brandl
in einem Brief an Wirtschaftsminister Martin Zeil. „Angesichts
der Regelungsdichte im Vergaberecht wäre es ein Schritt in die
richtige Richtung, dem öffentlichen Auftragswesen durch die
Beschränkung auf Mindeststandards mehr Flexibilität bei Inve-
stitionen zu ermöglichen.“

Im einzelnen schlägt Brandl vor,
eine beschränkte Ausschreibung ohne vorherige öffentliche

Bekanntmachung bis zu einem Auftragswert von 1 Million Eu-
ro im Baubereich nach kurzfristiger Aufforderung einer be-
schränkten Zahl von (regionalen) Unternehmen und einem
schnell vorzunehmenden Wirtschaftlichkeitsvergleich zu er-
möglichen sowie

freihändige Vergaben ohne förmliche Verfahren bis zu einem
Auftragswert von 100.000 Euro im Baubereich ohne weitere
Einzelbegründung zuzulassen.

Gegebenenfalls könnten diese Lockerungen des Vergabe-
rechts zeitlich befristet werden. Brandl: „Kein Unternehmer
muss Wettbewerbsverzerrungen befürchten. Aus dem unmittel-
bar geltenden europarechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatz,
dem Diskriminierungsverbot und dem Wettbewerbsprinzip so-
wie aufgrund der allgemeinen Haushaltsgrundsätze ergeben sich
ohnehin für die Kommunen Verpflichtungen zu einem fairen
Verfahren. Wir gehen vielmehr davon aus, dass mit einer sol-
chen Flexibilisierung der Vergabevorschriften die Städte, Märk-
te und Gemeinden in die Lage versetzt werden, schneller und
unbürokratischer in ihre Infrastruktur zu investieren und damit
zur Konjunkturbelebung beizutragen.“

Gründächer senken
Feinstaub um ein Fünftel

Pflanzenblätter und poröses Substrat
filtern Staub aus der Luft

Wien - Mit den ersten kalten Tagen, an denen die Heizungen in
Betrieb gehen, beginnt auch die jährliche Feinstaub-Saison. „Im
Kampf gegen diesen Staub spielen Gründächer eine wichtige
Rolle“, sagt Gerold Steinbauer vom Verband für Bauwerksbe-
grünung http://www.gruendach.at, im Gespräch mit pressetext.

Die Pflanzen wie auch ihr
poröser Substratuntergrund filtern
den für den Menschen schädli-
chen Staub und binden ihn, lang-
fristig könnte dadurch eine Re-
duktion um 20 Prozent erreicht
werden.

Dass Pflanzen Abgase filtern,
ist lange bekannt. Studien des
deutschen Bundesministeriums
für Verkehr, Bau- und Wohnungs-
wesen zeigen, dass über inner-
städtischen Parks oder Allee-
straßen weniger Staub auftritt.
Das gleiche Filterprinzip ge-

schieht auch bei Gründächern.
Der Feinstaub setzt sich auf Grä-
sern, Büschen und Grün ab und
wird vom Regen in den Boden
gewaschen, wo er den Pflanzen
als Dünger wertvolle Dienste lei-
stet. Auch das auf Gründächern
eingesetzte Substrat - in der Regel
eine Mischung aus Ziegelsplitt,
Sande und Komposten - kann
durch seine kleinen Poren Fein-
staub aufnehmen und verarbeitet
diesen. „Bei glatten Dächern wird
der Staub hingegen mit dem
nächsten Wind wieder hochge-

wirbelt“, so Steinbauer.
Das Potential für Gründächer

ist hoch, genutzt wird es noch we-
nig. „Täglich wird eine riesige
nutzlose Fläche von unbegrünten
Dächern gebaut“, kritisiert Stein-
bauer. Dabei liegen für ihn die
Vorteile eines Gründachs auf der
Hand: „Auf lange Sicht rentiert
sich ein begrüntes Dach auch öko-
nomisch, denn es kann die Le-
bensdauer einer Dachabdichtung
sogar verdoppeln.“ Daneben sei
ein Gründach durch seine Funkti-
on als Wasserspeicher und durch
den zeitverzögerten Wasserab-
fluss auch ein wirksames Mittel
gegen Überschwemmungen.

Feinstaub-Experte Manfred
Neuberger vom Institut für Um-
welthygiene der Medizinischen
Universität Wien bestätigt die
staubbindendende Wirkung von
Gründächern. Sie sei im Sommer
am stärksten, da hier die meisten
Pflanzen Blätter tragen. Zur Sen-
kung der Feinstaubkonzentration
sei die Verhinderung seiner Ent-
stehung vorrangig, es bedürfe je-
doch auch Maßnahmen zur Bin-
dung des bereits existierenden
Staubs.

Feinstaub entsteht bei allen
Verbrennungsprozessen in Indu-
strie, Haushalt und Straßenver-
kehr. Gefährlich ist er deshalb, da
seine Partikel ungefiltert in die
Lunge gelangen und unter ande-
rem Allergien, Asthma, Atem-
wegsbeschwerden und Lungen-
krebs begünstigen. EU-weit gilt
ein jährlicher Feinstaub-Grenz-
wert von 40 Mikrogramm pro
Kubikmeter, den die Politik in
Bedarfsfall durch Maßnahmen
zur Reduktion des Straßenver-
kehrs oder durch Tempolimits
zu erreichen versucht.



Seine Größe: Kleine Gassen.
Der neue Mercedes-Benz Unimog U 20.

Kompakt, wendig und günstig in Anschaffung und Unterhalt: Gerade, wenn’s eng
wird, zeigt er seine wahre Größe. Mit bis zu 9,3 t zulässiges Gesamtgewicht, einem
Radstand von nur 2,70 m und einem Wendekreis von nur 12,60 m macht der Unimog
U20 jeden Weg frei. Eine Räumbreite von 2,50 m und Feuchtsalztechnik mit 1,4 m3

Streuervolumen ermöglichen große Räumschleifen. Jetzt bei Ihrem Unimog Partner
oder unter: www.mercedes-benz.com/neuer-U20
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OB Gabriele Bauer (Mitte) beim Besichtigungstermin. Innenentwicklung vor Außenentwicklung heißt das Motto für
(von links): Peter Neubert (Bergrheinfeld), Peter Seifert (Nieder-
werrn), Edeltraud Baumgartl (Werneck), Ministerialrätin Chri-
stina von Seckendorff (Umweltministerium), Claus Hensold (Lan-
desamt für Umwelt), Arthur Arnold (Euerbach), (zweite Reihe)
Ruth Hanna Gube (Geldersheim), Allianzmanagerin Eva Brak-
siek, (dritte Reihe) Siegfried Erhard (Oerlenbach), Peter Pfister
(Waigolshausen), (vierte Reihe) Reinhold Stahl (Poppenhausen)
und Günther Jakob (Wasserlosen). Text und Bild: Silvia Eidel

Landesgartenschau Rosenheim:

Gewinn für Mensch
und Umwelt

Mit den bayerischen Gartenschauen gelingt es, die Natur in die
Stadt zu holen. Ihre Förderung lohnt sich gleich mehrfach. Mit
diesen Worten übergab Umweltminister Dr. Markus Söder den
Förderbescheid für die Landesgartenschau 2010 unter dem
Motto ‘Inn-Spirationen’ an die Stadt Rosenheim.

Vom Umweltministerium gibt
es bis zu 3,6 Millionen Euro,
zusätzlich bis zu 900.000 Euro
von der EU. Söder: „Garten-
schauen können in kurzer Zeit
viel bewegen: Stadtsanierung,
Flächenrecycling und neue Grün-
und Erholungsflächen verbes-
sern dauerhaft die innerstädti-
sche Lebensqualität. Zugleich
sorgen sie für einen wirtschaftli-
chen Schub in der Region.“ Die
Landesgartenschau in Rosen-
heim bietet laut Söder die Gele-
genheit, Angenehmes mit Nütz-
lichem zu verbinden und so den
Auswirkungen des Klimawan-
dels zu begegnen: Im Bereich
des Ausstellungsgeländes wer-
den die Hochwasserschutz-Dei-
che an der Mangfall für 2,6 Mil-
lionen Euro saniert bzw. neu ge-
baut. Künftig lädt der Deich Gar-
tenschaubesucher zum Flanieren
ein, die Rückhalteflächen vor
dem Deich bieten Heimat für Tie-
re und Pflanzen.

Die Gartenschau bietet nach
Söders Worten die Chance, den
Bezug derAltstadt zu den Flüssen
Mangfall und Inn zu verbessern.
Rosenheim erhält dadurch ein
neues Profil als ‘Stadt am Fluss’.

„Natur in der Stadt“

Seit 1980 hat die Staatsregie-
rung für Gartenschauen über 50
Millionen Euro bereit gestellt.
Durch die 21 Landesgarten-
schauen und Regionalschauen
„Natur in der Stadt“ wurden zu-
sammen 3.760.000 Quadratme-
ter Grün- und Erholungsflächen
geschaffen. Mit rund 24 Millio-
nen Besuchern gehören die Gar-
tenschauen in Bayern zu den er-

folgreichsten Veranstaltungen.
„Ein Riesengewinn für Mensch
und Umwelt“, so der Minister.

Mittlerweile wurde die erste
Mangfallbrücke für die Landes-
gartenschau fertig gestellt. So-
mit steht die erste von acht
Brücken und Stegen. Oberbür-
germeisterin Gabriele Bauer be-
suchte die Baustelle und war
begeistert: „Die erste Brücke für
die Landesgartenschau 2010 -
das ist wirklich ein großes Er-
eignis und ein großer Meilen-
stein bei den Bauarbeiten. Da
wird deutlich, es geht voran in
Riesenschritten!“, betonte sie.
Außerdem zeigte sich die Rat-
hauschefin höchst interessiert
an den technischen Ausführun-
gen der Brückenkonstruktion.

Die erste Brücke steht

Auf 80 Metern spannt sich die
Brücke nun zwischen dem Au-
wald und dem Innspitz über die
Mangfall. Um die teils über 20
Meter langen Brückenteile si-
cher an ihre Position zu bringen,
wurden zwei Schwerlastkräne
benötigt. Für die Montage der
letzten drei Teile war ein 500
Tonnen Autokran nötig, denn die
Mittelstücke über der Mangfall
wogen bis zu 28 Tonnen.

Holz und Edelstahl

Besonders erfreut war die OB
über eine Gruppe von Rosenhei-
mer Holztechnik-Studenten, die
voller Interesse das Einsetzen
der Brücke verfolgten. Da Ro-
senheim stolz auf seinen Ruf als
„Holzstadt“ ist, wurde bereits in
der Planung sehr viel Wert darauf

Oberes Werntal:

Modellprojekt FLIZ
abgeschlossen

Niederwerrn. Der Abschluss des Modellprojektes FLIZ
(Flächenmanagement in interkommunaler Zusammenarbeit)
ist zugleich ein Aufbruch. Schließlich wurde erkannt, dass es in
den neun Gemeinden der Allianz Oberes Werntal (Lkr.
Schweinfurt) 250 Hektar innerörtliche Bauflächen gibt, und
das bei einem Baulandbedarf von nur 25 Hektar bis 2020. Jetzt
heißt die Aufgabe: Diese Baulücken und Leerstände weiterzu-
entwickeln, damit die Ortskerne nicht ausbluten.

Neubaugebiete und damit
Landverbrauch werden bei sol-
chen Zahlen überflüssig. Daher
war auch das bayerische Um-
weltministerium mit 40.000 Eu-
ro Hauptgeldgeber für das ein-
einhalb Jahre dauernde Modell-
projekt FLIZ, schließlich muss
das „Bündnis zum Flächenspa-
ren“ auch in interkommunaler
Zusammenarbeit vorangetrieben
werden. Denn pro Tag wurden
2007 in Bayern 16,1 Hektar Land
verbraucht, wusste Ministerial-
rätin Christina von Seckendorff
bei der FLIZ-Abschlussveranstal-
tung in Niederwerrn zu berichten.

DasAnliegen war, in der Wern-
tal-Allianz übertragbare Ergeb-
nisse, Methoden und Handlungs-
pläne im Hinblick auf die Sied-
lungspolitik zu entwickeln. Denn
ausgestorbene Dorfkerne gibt es
überall in Bayern, mit allen Fol-
gen für die Infrastruktur.

Die Werntalgemeinden unter-
suchten mit Hilfe des Ingenieur-
büros Baader Konzept GmbH
(Gunzenhausen) ihre innerörtli-
chen Baupotenziale, die in eine
zentrale Datenbank mündeten:
2500 Flächen wurden erfasst, ins-
gesamt 250 Hektar an Innenent-
wicklungsmöglichkeiten erkannt.
1432 klassische Baulücken gibt
es, was 125 Hektar bebaubaren
Grund darstellt. Zudem wurden
619 leere Hofstellen oder solche
mit Restnutzung gezählt sowie
102 leere Wohngebäude.

Dass sich wider alle Befürch-
tungen ein direktes Ansprechen
der Eigentümer lohnt, macht das
Ergebnis der von diesen ausge-
füllten Fragebögen (60 Prozent
Rücklauf) deutlich: So sind von
den 1432 innerörtlichen Bau-

platzbesitzern aktuell 236 ver-
kaufsbereit, von 127 leeren Hof-
stellen- sowie 102 leeren Wohn-
hauseigentümern wollen sofort
48 verkaufen. Schon allein damit
wäre der Bedarf für Bauwillige
gestillt, erläuterte Dr. Frank Mol-
der. Was in den Allianzgemein-
den bereits zur gemeinsamen
Leitlinie des prinzipiellen Vor-
rangs von Innen- vor Außenent-
wicklung führte.

Diese Potenzialerhebung sowie
die Eigentümerbefragung kann in
anderen bayerischen Kommunen
mit wenigen Mitteln nachvollzo-
gen werden, die Datenbank wird
vom Landesamt für Umwelt zur
Verfügung gestellt, erläuterte Pro-
jektleiter Claus Hensold vom
Landesamt für Umwelt. Weiterer
Nachklang des FLIZ-Projektes:
Elf der 42 Ortsteile derAllianzge-
meinden erhalten eine vom Amt
für Ländliche Entwicklung
(ALE) geförderte Rahmenpla-
nung für ihre Altorte.

Massiv klotzen,
nicht kleckern!

Genau diese ministerien- und
behördenübergreifende Arbeit
beim FLIZ-Projekt (Umwelt-, In-
nen-, Landwirtschafts- und Wirt-
schaftsministerium) soll den Blick
für die Möglichkeiten, aber auch
die vielfältigen Probleme der Inne-
nentwicklung schärfen. Nament-
lich nannte Landrat Harald Leithe-
rer als Hemmnis „die glorreiche
Bayerische Bauordnung mit ihren
höchst hinderlichen, ideenvernich-
tenden Vorschriften“. Vehement
forderte er vom bayerischen Fi-
nanzministerium für den ländli-
chen Raum: „Da gehört massiv
geklotzt, nicht gekleckert.“

Was den Landverbrauch anbe-
langt, so werde in Bayern mit
zweierlei Maß gemessen: zwi-
schen Oberzentren wie Würzburg,
wo sich ein Ikea-Möbelhaus nie-
derlassen könne, und dem flachen
Land, wo solche Bauten nicht
möglich seien. Auf diese Weise
gelange der ländliche Raum noch
mehr ins Hintertreffen.

CSU-Landtagsabgeordneter
Gerhard Eck, Besitzer eines Pla-
nungsbüros, hieb in die gleiche
Kerbe. Erschwernisse müssten
ausgeräumt, zudem sollte Raum

für individuelle Gestaltung blei-
ben. Dass das möglich ist, mach-
ten die Architekten Jörg Franke
und Michaela Messmer (Emskir-
chen) deutlich. Sie hatten für
zwölf verkaufswillige Gehöftei-
gentümer Umbau- und Umnut-
zungsvorschläge erarbeitet. Ent-
standen ist ein Ideenkatalog, bei
dem modernes Wohnen in den
Altorten möglich ist.

Solche Kreativität bei den
Einzelfalllösungen mahnte Al-
lianzsprecher Arthur Arnold
von allen Planern in Ortsker-
nen an. Weiter gepflegt werden
müsse die Datenbank, aus der
eine regionale Grundstücks-
und Immobilienbörse resultie-
ren soll. Zuzug in die Altorte
müsse auch auf Landkreisebe-
ne organisiert und zur Zu-
kunftsaufgabe werden.

Die Gemeinden solltenAnreize
zur Umnutzung von Gebäuden
schaffen, könnten erste Baubera-
tungen finanzieren und grundsätz-
lich mit gleicher Energie und fi-
nanziellem Einsatz in die Innen-
entwicklung gehen wie bei Neu-
baugebieten. Dazu brauche man
allerdings Finanzierungspartner,
etwa zum gemeindlichen Erwerb
von Gehöften, und die Unterstüt-
zung staatlicher Stellen.

Bamberg:

BDA-Preis für neue Tribüne
im Volksparkstadion

Bund Deutscher Architekten prämiert 2,8 Mio.-Projekt

Großartiger Erfolg für die neue Tribüne im Volksparkstadion.
Der Bund Deutscher Architekten hat den im September offiziell
eingeweihten Bau aus fast 70 eingereichten Projekten ausgewählt
und mit dem „BDA-Preis: Auslobung guter Bauten in Franken
2008“ prämiert. Die Preisverleihung fand in Würzburg statt.

Oberbürgermeister Andreas
Starke und Bürgermeister Wer-
ner Hipelius, Leiter der städti-

schen Projektgruppe „Volks-
park“, gratulierten Architekt
Christoph Gatz zu der Aus-
zeichnung. Dieser zeigte sich
ebenfalls hoch erfreut. „Dies
zeigt, dass auch unter schwieri-
gen Rahmenbedingungen gute
Architektur, in diesem Fall un-
ter besonderer Gewichtung des
Themas Alt und Neu, entstehen
kann“, sagte Gatz.

Moderne Sport-Architektur

„Es ist immer schön, wenn
man von Fachleuten Lob erhält,
insbesondere wenn es sich um
den renommiertesten deutschen
Architekten-Berufsverband
handelt“, fügte Bürgermeister
Hipelius hinzu. „Schon bei der
Einweihung konnte man sehen,
dass die neue Tribüne das histo-
rische Eingangsgebäude sehr
gelungen mit moderner Sport-
Architektur verbindet.“

1000 Sitzplätze

Die Kosten für das Gebäude
betrugen 2,8 Millionen Euro.
Der Eigenanteil der Stadt Bam-
berg belief sich auf 2,1 Millio-
nen Euro. Die neue Tribüne mit
1.000 Sitzplätzen ist auf mehre-
ren Ebenen mit zahlreichen
Funktionsräumen sowie moder-
nen Umkleiden, Duschen und
Toilettenanlagen ausgestattet.

gelegt, dass vor allem die Mang-
fallbrücken aus einer Kombinati-
on aus Holz und Edelstahl gebaut
werden. „Umso schöner, wenn
der Holztechnik-Nachwuchs an
unseren Brücken Interesse zeigt“,
fand Gabriele Bauer.

Zwei weitere Brücken über den
Hammerbach folgen im Januar.
Bis Ende Februar 2009 wird die
Mangfallbrücke, die über den
Innterrassen als Aussichtsplatt-
form endet, gebaut. Als letztes
wird die Brücke in Höhe des
Freibades eingesetzt.



AUS DEN BAYERISCHEN KOMMUNEN18 GZ18. 12. 2008

Euregio Inntal in Nussdorf am Inn:

Fokus auf EU-Förderprogramme
Grenzüberschreitende Regionen und Kooperationen stellen ein
wichtiges Instrument der Regionalentwicklung dar. Durch ei-
ne Zusammenarbeit über Grenzen hinweg entstehen in vielfäl-
tiger Art und Weise ein Mehrwert und neue positive Ansätze.
Einer dieser Vorteile ist die Chance, Fördermittel aus verschie-
denen EU-Töpfen zu erlangen. Bei einer Informationsveran-
staltung der Euregio Inntal in Nussdorf am Inn gaben die Ex-
perten Sigrid Hilger vom Land Tirol und David Lindemann
vom Europabüro des Deutschen Landkreistages detailliert
Auskunft.

Nach einer kurzen Begrüßung
des Nussdorfer Bürgermeisters
Josef Oberauer erinnerte der
Präsident der Euregio Inntal -
Chiemsee - Kaisergebirge - Mang-
falltal, Bruckmühls Bürgermei-
ster Franz Xaver Heinritzi, an
die vielen Freundschaften, die
durch die Euregio entstanden
seien. Auch die Regionalent-
wicklung habe einen hohen Stel-
lenwert erhalten. Europa biete
Chancen, so Heinritzi. Ange-
sichts der bevorstehenden Euro-
pawahl in einem halben Jahr for-
derte er die Anwesenden auf,
dies noch mehr in den Vorder-
grund zu stellen.

INTERREG-Programm

In ihrem Impulsreferat ging
Sigrid Hilger, Abteilung Raum-

ordnung und Statistik des Lan-
des Tirol, auf die EU-Regional-
und Strukturförderungen im
Rahmen des Programms IN-
TERREG ein, und hier ganz be-
sonders auf die Möglichkeiten
des Programms INTERREG
IVA Bayern-Österreich 2007 bis
2013, das den Grenzraum der
Euregio Inntal betrifft.

Anstoßfinanzierung

Um Geld von der EU zu be-
kommen, muss Hilger zufolge
ein Projekt bestimmte Vorausset-
zungen erfüllen. Wichtig sei zu-
dem, dass das Vorhaben einen
Mehrwert für alle Seiten bringe.
Die wirtschaftliche Unterstüt-
zung der EU sei als Anstoßfinan-
zierung gedacht. Nach Möglich-
keit solle sich ein Projekt

irgendwann selber tragen. Die
Projektlaufzeit betrage deshalb
lediglich drei Jahre. Der Grund-
fördersatz beläuft sich auf 50
Prozent, bei hochwertigen Pro-
jekten sind bis zu 70 Prozent
möglich.

Mit ihrer Regionalpolitik will
die Europäische Union den Zu-
sammenhalt der Gemeinschaft
sowie die Wettbewerbsfähigkeit
in einer globalen Welt fördern.
Ein Beispiel sind die Leader-
Programme, die bereits viele Ge-
meinden im Landkreis nutzen,
beispielsweise für die Entwick-
lung der Eggstätt-Hemhofer
Seenplatte.

Kompakte Information

David Lindemann vom Eu-
ropabüro des Deutschen Land-
kreistages in Brüssel schilderte
seinerseits die umfangreichen
Aufgaben des Büros in der belgi-
schen Hauptstadt, informierte
kompakt und übersichtlich über
kommunalrelevante Förderpro-
gramme der EU und gab allge-
meine Hinweise zur gelungenen
Antragstellung.

Insgesamt gibt es laut Linde-
mann über 200 Förderprogram-
me, davon wurde eine kommu-
nalrelevante Auswahl von knapp
30 Programmen getroffen. Die
Programme nennen kommunale
Gebietskörperschaften oder in
ihrem Zuständigkeitsbereich lie-
gende Einrichtungen als An-
tragsberechtigte.

Europa für Bürger

Lindemann forderte die An-
wesenden auf, bei jedem Vorha-
ben zu schauen, ob es Förderpro-
gramme gibt. Die EU biete un-
abhängig von der grenznahen
Zusammenarbeit noch zahlrei-
che weitere Unterstützungsmög-
lichkeiten an. Um das Zusam-
menwachsen Europas zu unter-
stützen, sei das Programm „Eu-
ropa für Bürgerinnen und Bür-
ger“ das wichtigste für die kom-
munale Ebene. Dazu gehörten
Gemeinde-, Städte- und Land-
kreispartnerschaften, die in Bay-
ern sehr rege wahrgenommen
würden.

Das von 2007 bis 2013 laufen-

de Programm „Europa für Bür-
gerinnen und Bürger“ mit einem
Volumen von 215 Mio. Euro ha-
be zum Ziel, dem Bürger die
Möglichkeit zur Interaktion und
zur Partizipation am Aufbau ei-
nes stärker zusammenwachsen-
den Europas zu geben und so eu-
ropäische Identität zu stiften.
Der Fokus richte sich darüber
hinaus auf die Förderung des
gegenseitigen Verstehens eu-
ropäischer Bürger. Dabei gelte
es, ihre kulturelle Diversität zu
achten und zu würdigen sowie
zum interkulturellen Dialog bei-
zutragen.

LIFE-Projekt

Fördermittel gibt es Linde-
mann zufolge außerdem für Ju-
gendmaßnahmen, kulturelle Pro-
jekte grenzüberschreitender Kul-
turvereine, den europaweiten
Austausch von Auszubildenden
und Ausbildern, Aktionspro-
gramme für Gesundheit oder den
Natur- und Umweltschutz. Ein
Beispiel ist hier das LIFE-Pro-
jekt, das unter anderem die Re-
naturierungsmaßnahmen im Ro-
senheimer Stammbeckenmoor
unterstützt. Besonders aufmerk-
sam machte Lindemann auf den
Kleinprojektefonds der Euregi-
os. Aus ihm können Vorhaben
mit bis zu 25.000 Euro unter-
stützt werden.

Suche nach Projektpartner

Die Europäische Union för-
dert nicht nur Kommunen, auch
Verbände wie beispielsweise
aus dem Bereich Sport oder ein
Kreisjugendring können Anträ-
ge stellen. Ein in der ansch-
ließenden Diskussion angespro-
chenes Problem ist die Partner-
suche. Da nur grenzüberschrei-
tende Projekte unterstützt wer-
den, bot das Büro der Euregio in
Kufstein Hilfe bei der Suche
nach einem Projektpartner im
europäischen Ausland an. Un-
terstützung gibt es in diesen Fäl-
len auch beim Sachgebiet Wirt-
schaftsförderung am Landrat-
samt Rosenheim.

Im Anschluss nutzten die
zahlreichen Teilnehmer die Ge-
legenheit zum intensiven Wis-
sensaustausch mit den Referen-
ten. Dabei wurden neben allge-
meinen Anfragen zu den För-
derprogrammen auch konkrete
Projekte besprochen und disku-
tiert. DK

VR-Bank unterstützt
Klassensätze der Stadtbücherei

Freude in der Stadtbücherei! Eine großzügige Spende der VR-
Bank Würzburg ermöglichte der Stadtbücherei den Ausbau
ihres Klassensatzangebotes für Schulen. „Klassensatzkisten“
enthalten einen Buchtitel in Klassenstärke, darüber hinaus
Unterrichtsmaterial, ergänzende Kindersachbücher und -
wenn möglich - auch Audio-CDs und DVDs. Für die Grund-
schulen gibt es jetzt neu: „Der Buchstabenfresser“ von Paul
Maar, „Hexe Lilli feiert Geburtstag“ von Knister, „Fernsehge-
schichten vom Franz“ von Christine Nöstlinger, „Das Monster
im Klassenzimmer“ von Manfred Mai und „Die Zeitdetektive -
Geheimnis um Tutanchamun“ von Fabian Lenk. Ältere Schü-
lerinnen und Schüler können in „Die Wolke“ von Gudrun Pau-
sewang und „Die Welle“ von Morton Rhue schmökern. Spezi-
ell für leseschwache Jugendliche eignet sich der Titel „Merkt
doch keiner, wenn ich schwänze“ von Annette Weber. Ausführ-
liche Informationen zu Inhalt und Ausleihe der Klassensätze
im Internet: www.stadtbuecherei-wuerzburg.de
Auf dem Bild freuen sich mit Elmar Fischer von der VR-Bank
Würzburg, Dr. Hannelore Vogt und Angelika Riedel von der
Stadtbücherei mit Schülern der Klasse 7a/M der Hauptschule
Kleinrinderfeld über die neuen Klassensätze.

Hallertauer Landräte:

Blickpunkt Tourismus
Über die Entwicklung weiterer touristischer Angebote der Ar-
beitsgemeinschaft „Hopfenland Hallertau“ diskutierten kürz-
lich die Hallertauer Landräte in Pfaffenhofen. Zu der Bespre-
chung konnte Landkreischef Josef Schäch seine Kollegen Dr.
Hubert Faltermeier, Kelheim, Michael Schwaiger, Freising und
stellvertretenden Landrat Peter Dreier aus Landshut begrüßen.

Auf der Tagesordnung stan-
den neben einem Rückblick auf
die Aktivitäten des Jahres 2008
vor allem die Schwerpunkte der
Aktionen im nächsten Jahr. Dar-
über hinaus wurden intensive
überörtliche Marketingmaßnah-
men ins Auge gefasst. „Wir
wollen die erfolgreiche Zusam-
menarbeit der letzten Jahre fort-
setzen, intensivieren und aus-
weiten“, betonte Schäch.

Höherer Bekanntheitsgrad

Die Landräte dankten insbe-
sondere den Mitarbeitern der
ARGE Hopfenland Hallertau
für die kontinuierliche und er-
folgreiche Arbeit der vergange-
nen Jahre. Der Bekanntheits-
grad des Hopfenlandes Haller-
tau sei vor allem durch die in-
tensiv koordinierten Marketin-
gaktivitäten, Messeauftritte und
gemeinsamen Aktionen, wie et-
wa die Präsentationen auf der
Grünen Woche in Berlin oder
dem Zentralen Landwirtschafts-
fest in München, stark gestiegen
und fördere so auch den Wirt-
schaftsstandort der Region.

Zwischen den Hallertauer

Landkreisen gebe es eine „ver-
trauensvolle und gut abge-
stimmte Zusammenarbeit“. Ne-
ben den bewährten Angeboten,
die sich auf die „Kernkompe-
tenz Hopfen“ konzentrieren und
der traditionell guten Zusam-
menarbeit mit dem Bayerischen
Hotel- und Gaststättenverband
und vielen weiteren touristi-
schen Dienstleistern will man
im nächsten Jahr vor allem wei-
tere Entwicklungspotenziale
wie das Thema „Radfahren“
aufgreifen. Dazu wurde heuer
bereits die „Ilmtal-Tour“ im
Landkreis Pfaffenhofen gänz-
lich neu beschildert und opti-
miert. Geplant ist auch die Ver-
besserung weiterer Radwege.

Professionalisierung

Außerdem ist daran gedacht,
den Internetauftritt zu überar-
beiten sowie die Bereiche über-
regionale Kommunikation und
Marketing zu stärken. Hierzu
sei es ratsam, die Arbeit weiter
zu professionalisieren und sich
möglicherweise mit einer touri-
stischen Fachkraft personell zu
verstärken. DK

VHS und Historischer Verein Memmingen:

Allgäuer Dialekte
zwischen den Mundarten

Am Freitag, 23. Januar 2009 laden Volkshochschule und Hi-
storischer Verein Memmingen zu einer Vortragsveranstaltung
mit Dr. Manfred Renn ins Memminger Antonierhaus ein.

Der renommierte Mundart-
forscher der Universität Augs-
burg hat für den „Sprachatlas
von Bayerisch-Schwaben“ die
Befragungen im Allgäu durch-
geführt, Kartierungen und Inter-
pretationen vorgenommen und
ein „Allgäuer Dialektbuch“ ver-
fasst.

„Verbaierung“

In seinem Vortrag wird er
nicht nur in die Vielfalt der All-

gäuer Dialekte mit ihren schwä-
bischen und alemannischen Ele-
menten einführen, sondern auch
auf ihre zunehmende „Verbaie-
rung“ eingehen. Begleitend zu
den Ausführungen von Dr.
Renn werden ausgewählte Tex-
te aus der Feder von Memmin-
ger Mundartdichtern gelesen.

Die Veranstaltung im Mem-
minger Antoniersaal beginnt um
19.30 Uhr. Der Eintritt beträgt
5 € (für Mitglieder des Histori-
schen Vereins 3 €).

„Memminger Freiheitspreis
1525“ für Reiner Kunze

Seit dem Jahr 2005 wird der „Memminger Freiheitspreis
1525“ für Verdienste um Freiheit, Recht und Gerechtigkeit zu-
erkannt. Nach der ersten Preisvergabe an den ehemaligen un-
garische Außenminister Dr. Gyula Horn wird es im Jahr 2009
einen zweiten Preisträger geben. Die mit 15.000 Euro dotierte
Auszeichnung wird am 20. März 2009 von Oberbürgermeister
Dr. Ivo Holzinger an den Schriftsteller Dr. phil. h.c. Reiner
Kunze verliehen. Die Laudatio hält der Präsident der Bundes-
republik Deutschland, Horst Köhler. Mit der Erinnerung an
das Bauernkriegsjahr 1525 soll das Erbe der in Memmingen
von den aufständischen Bauern verfassten zwölf Bauernartikel
wachgehalten werden. Dieser Forderungskatalog gilt heute als
erste Formulierung von Grund- und Menschenrechten auf
deutschem Boden.

Ingolstädter
Krippenweg 2008

Binnen eines Jahrzehnts hat sich der Ingolstädter Krippenweg
zu einem der jährlichen Höhepunkte im Leben jedes bayeri-
schen Krippenfreundes entwickelt. Seine elfte Ausgabe wurde
Ende November in der Franziskanerkirche im Rahmen einer
Vesper durch den früheren Erzbischof von München und Frei-
sing Friedrich Kardinal Wetter eröffnet.

Beim ersten Krippenweg 1998
war noch nicht abzusehen gewe-
sen, dass aus dem zarten Pflänz-
chen eine respektable Veranstal-
tung würde, die auf Interesse und
Begeisterung bei vielen Einhei-
mischen und Gästen der Stadt
stößt. Tausende Besucher haben
in den vergangenen Jahren die al-
ten und neuen Krippen in den In-
golstädter Kirchen und die nun
traditionell dazugehörige große
Ausstellung von besonderen
Krippenkunstwerken in der Spi-
talkirche besucht. Sehr rasch hat
der Ingolstädter Krippenweg
Aufsehen erregt und wurde in
überregionalen Publikationen,
wie der führenden Schweizer
Krippenzeitschrift als vorbildhaft
herausgestellt.

Insgesamt 32 Kirchen, Klöster
oder Institutionen beteiligen sich
am heurigen Krippenweg. Darun-
ter das Münster Zur Schönen Un-
serer Lieben Frau, das seit dem
18. Jahrhundert die größte Weih-
nachtskrippe der Stadt besitzt.

Eine andere herausragende
Krippe ist die barocke Jahres-
krippe des Klosters St. Johann
im Gnadenthal, die über 160
reich gekleidete Figuren verfügt.
Gleich gegenüber auf der ande-
ren Straßenseite, in der Franzis-
kanerbasilika, steht in der Lore-
tokapelle die 150 Figuren umfas-
sende Krippe mit Figuren aus
der ersten Hälfte des 20. Jahr-

hunderts. Die evangelische St.
Matthäuskirche zeigt eine Krippe
mit 40 Figuren aus der zweiten
Hälfte des 19. Jahrhunderts.

Ein Kernstück des Ingolstädter
Krippenwegs ist immer die Aus-
stellung in der Spitalkirche am
Rathausplatz, weil dort – im Ge-
gensatz zu den Krippen in den
Kirchen, die immer gleich blei-
ben – eine alljährlich veränderte
Ausstellung von besonderen
Krippenschätzen gezeigt wird.
Sie steht heuer unter dem
Schwerpunktthema „Tiere in der
Krippe“.

Zu sehen sind Tierplastiken
berühmter Krippenkünstler aus
drei Jahrhunderten aus der Samm-
lung eines Ingolstädter Privat-
mannes. Ebenfalls ihren Platz in
der Spitalkirche haben kostbare
Exponate aus dem Ingolstädter
Kloster St. Johann im Gnadenthal
und der Benediktinerabtei Schey-
ern. Daneben sind auch Krippen
aus weiteren Ingolstädter Privat-
sammlungen zu sehen, darunter
eine Krippe aus Sandtonfiguren
aus der französischen Partnerstadt
Grasse. Ein besonderes Glanzlicht
setzt heuer die rund 200 Jahre alte
neapolitanische Krippe aus Vöh-
ringen bei Ulm, die über Vermitt-
lung der Abtei Scheyern für den
diesjährigen Krippenweg nach In-
golstadt geholt werden konnte.

Zum Krippenweg werden an
allen Samstagen vor Weihnachten

Rat der Europäischen Metropolregion Nürnberg:

Neue Freizeit- und
Tourismus-Karte geplant

Der Rat der Europäischen Metropolregion Nürnberg hat die
Einführung einer Freizeit- und Tourismus-Metropolcard be-
schlossen. Bereits in zahlreichen anderen Region existieren
diese Karten und erfreuen sich großer Beliebtheit bei einhei-
mischen und fremden Gästen. In Kombination mit den öffent-
lichen Verkehrsmitteln soll ab Ende 2009 ein attraktives Ange-
bot zur Erkundung von Freizeit- und touristischen Zielen in
der Metropolregion vorliegen.

Das Projekt wird durch erfahrene Touristikexperten und
dem Forum Tourismus der Metropolregion begleitet. Die Fe-
derführung des Lenkungsausschusses liegt bei Landrat Mat-
thias Dießl. „Ich freue mich ganz besonders, dass der Land-
kreis hier die Möglichkeit hat, sich in das Projekt der Metro-
polregion unmittelbar mit einbringen zu können“, so der Land-
kreischef.

Führungen angeboten.Ansonsten
bleibt er ein Rundweg, der Eige-
ninitiative und Erlebnislust her-
ausfordert. Es war vonAnfang an
so gedacht, dass Familien, Besu-
cher der Stadt und alle Interessier-
ten anhand eines jährlich erschei-
nenden Programmheftes mit Er-
klärungen zu den einzelnen
Krippen von Kirche zu Kirche
ziehen und die dort ausgestell-
ten Kleinkunstwerke im Rah-
men eines Spaziergangs durch
die Krippenstadt Ingolstadt
selbst entdecken. Die meisten
Krippen sind bis Heilig Drei
König zu sehen.

Aus Anlass des Jubiläums
„Ingolstädter Krippenweg – 10
Jahre“ erscheint auch das Buch
„Ein Kind geborn“, das den
Reichtum der Krippenstadt In-
golstadt erstmals in einem Bild-
band abdruckt und Ingolstädter
Krippen aus drei Jahrhunderten
beschreibt. Es wird herausgege-
ben vom Katholischen Stadtde-
kanat, unterstützt von der Stadt
Ingolstadt. Zu seinen Autoren
gehört neben anderen auch der
Redakteur des Bayerischen
Rundfunks Gerald Huber, der
als Krippenspezialist seines
Senders gilt.



„Au Mann, war das ein
Achterbahn-Jahr! Von den
höchsten Höhen wurde die
Weltwirtschaft in tiefste Tiefen
gestürzt. Und heute haben wir
vollkommen andere Rahmen-
bedingungen als noch am Jah-
resanfang.“ Mein Chef, der
Bürgermeister, brütet über sei-
ner diesjährigen Neujahrsbot-
schaft für die Heimatzeitung
und macht sich so seine Ge-
danken zur Jahres-Bilanz.

Natürlich sind die globalen Probleme auf den
Finanz- und neuerdings Gütermärkten minde-
stens eine Nummer zu groß für einen kleinen
Bürgermeister aus der Provinz. Aber kalt lassen
einen die Umwälzungen des Herbstes nicht. Ob
dieser September 2008 wohl mal als „Schwar-
zer September“ in die Finanzgeschichte einge-
hen wird? Einfache Leute wie ich brauchen ein-
prägsame Daten, Wendepunkte. Und für mich
ist seit dem Zusammenbruch von Lehman Bro-

thers am 15. September einfach alles anders als
zu Jahresbeginn erwartet.

Was waren wir in der ersten Jahreshälfte alle
optimistisch: Die Wirtschaft florierte, die Börse
haussierte und die Steuertöpfe scheinen schier
überzuquellen. Klamme Kämmerer waren nur
noch Gegenstand von Erzählungen, die mit
„weißt du noch damals ...“ eingeleitet wurden.
Der Bundesfinanzminister warf mit dem Geld
nur so um sich, jede erdenkliche soziale Wohltat
wurde durchgewinkt und trotzdem schon der
schuldenfreie Bundeshaushalt errechnet. Die
Arbeitslosenquote sollte so niedrig wie nie seit
der Wiedervereinigung sein. Und jetzt? So man-
cher Herr der Kommunalfinanzen bestellt wie-
der Rotstifte en gros mit Blick auf die Gewerbe-
steuererwartungen, der Bundesfinanzminister
wirft zwar immer noch mit Geld um sich, der
schuldenfreie Haushalt ist aber außer Sichtwei-
te gerückt und die Arbeitslosenzahlen werden
schneller alte Höhen erklimmen, als sie in den
letzten Jahren abgeschmolzen werden konnten.
Finanzkrise ist das Wort des Jahres!

Und dennoch: Ich kann mich des Eindrucks
nicht erwehren, dass wir allesamt nur – wenn-
gleich etwas unsanft – auf den Boden der Nor-
malität zurückgeholt werden. Was haben wir
uns Mitte des Jahres über hohe Benzinpreise
aufgeregt und wie verzweifelt waren Ölhei-

zungsbesitzer, die vor lauter
Preis-Höchstständen nicht
wussten, ob sie diesen Winter
durchheizen können. Aktuell
hat sich der Heizölpreis glatt
halbiert und auch die Tanke
kann man wieder ansteuern,
ohne sein persönliches Ar-
mutsrisiko zu steigern. In be-
ster Erinnerung sind noch die
erbitterten Kämpfe zwischen
Kommunen und privaten Ent-
sorgern um das Altpapier. Man

zerrte sich vor Gericht, doch ehe die endgülti-
gen Urteile gefällt sind, rasen die Papierpreise
so in den Keller, dass jeder froh ist, wenn den
Mist ein anderer holt. Da sind halt Spekula-
tionsblasen geplatzt, die nichts mit dem realen
Wert der Dinge zu tun haben.

A propos realer Wert: Ich als Arbeitnehmerin
und konservative Sparkassen-Sparerin merke
eigentlich nichts von der Finanzkrise. OK, auf
meinem Konto hat sich vor September nicht je-
de Menge Luftgeld angesammelt, das jetzt
futsch ist. Dafür fühle ich mich nicht ärmer als
zuvor. Und so scheint es vielen zu gehen, wenn
man dieser Tage in die Innenstädte oder auf die
Weihnachtsmärkte schaut. Konsum ist ange-
sagt. Auch woanders: Die Londoner Oxford
Street – Mekka der Geldigen – verzeichnet Um-
satzzunahmen von 20 Prozent. Ob das nur am
aktuell ausgesprochenen Verbot von Weih-
nachtsmusik oder der Umsatzsteuersenkung in
Großbritannien liegt?

Mein Chef, der Bürgermeister, ist vor allem
von den Prognosen verwirrt. Vor drei Monaten
sollte die Wirtschaft 2009 noch um zwei Prozent
wachsen, aktuell um zwei Prozent schrumpfen.
Abwarten und Tee trinken heißt die Devise, vor
allem aber: Sich den Optimismus nicht nehmen
lassen. Schließlich wusste schon der Schweizer
Schriftsteller Max Frisch auf dem heutigen Ka-
lenderblatt: „Eine Krise ist ein produktiver Zu-
stand. Man muss ihr nur den Beigeschmack der
Katastrophe nehmen.“

Verehrte Leserin, geehrter Leser – lassen Sie
sich von schlechten Vorhersagen nicht die Freu-
de an den Festtagen und die Vorfreude auf das
Neue Jahr verderben. Das, was wir nicht beein-
flussen können, kommt sowieso und aus dem
Rest kann man mit Optimismus und Tatkraft das
Beste machen!

Frohe Feiertage und ein erfolgreiches 2009
wünscht Ihnen

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Gedanken zur
Jahres-Bilanz
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Landkreis Fürth:

Impulse für ein
neues Miteinander

Familienkonferenz in Obermichelbach – Guter Platz im „Engagementatlas 2009“

Bei der 2. Familienkonferenz des Landkreises Fürth in Ober-
michelbach beschäftigten sich die Teilnehmer unter anderem
mit dem sehr starken ehrenamtlichen Engagement der Land-
kreisbürger. Ziel der Konferenz, die den Titel „Jung sein, alt
sein, zusammen sein“ trug, war es, Impulse für ein neues Mit-
einander zu setzen.

Zu dem wichtigen Bereich eh-
renamtlichen Engagements zählt
ein Projekt, das die soziale Be-
treuung pflegebedürftiger Men-
schen durch Schüler zum Thema
hat. Landrat Matthias Dießl un-
terstützt als Vorsitzender des
Präventionsvereins 1-2-3 e.V.
dieses Unterfangen ausdrück-
lich. Der Verein, selbstständig
und ehrenamtlich organisiert,
will Maßnahmen im Bereich der
Prävention im Landkreis Fürth
anregen, unterstützen und mitge-
stalten. Der Gedanke der Präven-
tion soll in die Lebensbereiche
von Kindern, Jugendlichen und
Familien, sowie in die in diesem
Bereich tätigen Institutionen hin-
eingetragen werden.

Präventionsgedanke

Langfristiges Ziel ist es, Le-
bensweisen und Lebensbedingun-
gen zu stärken, die einer gesunden
Entwicklung förderlich sind und
damit krankmachenden Lösungs-
versuchen vorzubeugen. Der Ver-
ein wurde im September 1998 ge-
gründet. Mitwirkende sind u. a.
die großen Wohlfahrtsverbände,
Landkreiskommunen, Polizei, Ju-
gendverbände und Schulen.

Dass das bürgerschaftliche En-
gagement der Bevölkerung im
Landkreis Fürth überdurchschnitt-
lich hoch ist, beweist eine aktuelle
Studie des Meinungsforschungs-
instituts Prognos AG: Im „Enga-
gementatlas 2009“ rangiert der
Landkreis Fürth in der zweithöch-
sten von fünf Kategorien.

In der Umfrage wurden 44.000
Menschen ab 16 Jahren in 439
Landkreisen und kreisfreien
Städten detailliert befragt, in
welchem Umfang sie sich ehren-
amtlich und unentgeltlich enga-
gieren oder sich eine unentgeltli-
che Tätigkeit vorstellen können.
Dabei stellte sich heraus, dass
die Bereitschaft der Einwohne-
rinnen und Einwohner im Land-
kreis Fürth über dem bundes-
deutschen Durchschnitt liegt.
Zusammen mit 139 anderen Re-
gionen verfügt der mittelfränki-

sche Landkreis über einen hohen
Anteil engagierter Bürger und
besitzt zugleich ein überdurch-
schnittliches Potenzial für
zukünftiges Engagement.

Freiwilliges Engagement

Wie die Untersuchung zudem
aufzeigte, sind bundesweit 34 %
aller Personen über 16 Jahre bür-
gerschaftlich engagiert – über-
durchschnittlich dabei die Grup-
pe der 30- bis 55-Jährigen. Das
freiwillige Engagement findet
besonders häufig in den Berei-
chen Sport, Freizeit und Gesel-
ligkeit, Kinder und Jugendarbeit
sowie Kirche und Religion statt.
Im Bereich Politik und Interes-
senvertretung, Engagement für
ältere Bürger sowie Umwelt-
und Tierschutz sind dagegen je-
weils nur unter 5 % der Bevölke-
rung engagiert. 17% der aktiven
Bürger halten es für möglich, ih-
re Aktivitäten auszuweiten – 10
% wollen sie reduzieren. Auch
unter den derzeit nicht Engagier-
ten können 9 % es sich be-
stimmt, 28 % vielleicht vorstel-
len, sich in Zukunft freiwillig
einzubringen. Im Fürther Land-
kreis liegt das Potenzial für ein
zukünftiges Engagement bei 31
Prozent. Ein hoher Prozentsatz -
laut Prognos-Studie zwischen 40
und 50 Prozent der Landkreis-
bürger - üben bereits eine ehren-
amtliche Tätigkeit aus.

Stadt-Land-Gefälle

Bürgerschaftlich tätige Men-
schen wenden im Bundesdurch-
schnitt monatlich 16,2 Stunden
für ihre freiwillig geleistete „Ar-
beit“ auf. Die gesamten, jährlich
in Deutschland geleisteten Ar-
beitsstunden belaufen sich dem-
zufolge auf über 4,6 Mrd. Stunden
pro Jahr. Im Vergleich zu den be-
zahlten Erwerbstätigenstunden
leisten Bürgerschaftlich Engagier-
te damit 7,5% der Gesamtarbeits-
stunden in Deutschland.

Der Anteil engagierter Perso-
nen in der Bevölkerung schwankt

regional stark. Die südlichen
Länder sind aktiver als die nörd-
lichen. Besonders auffällig ist
das West-Ost- sowie Stadt-Land-
Gefälle. Regional reichen die
Engagementquoten von unter 20
% (z. B. Berlin, Uckermark-Bar-
nim) bis zu über 50 % (Osthes-
sen, Lüneburg, Franken). In
ländlichen Landkreisen ist das
Engagement zumeist höher als in
Agglomerationsräumen und
Kernstädten. Fast linear sinkt die
Engagementquote mit zuneh-
mender Ortsgröße ab.

Ost-West-Gegensatz

Wie die Untersuchung weiter
belegt, beeinflussen eine große
Anzahl an Familien mit Kindern,
wenig Single-Haushalte sowie
eine hohe Geburtenrate das bür-
gerschaftliche Engagement übe-
raus positiv. Eine lückenhafte
Betreuungssituation von Kin-
dern und Jugendlichen vermehrt
die Bereitschaft zum Engage-
ment. Zudem fördert eine hohe
Kirchenbindung der Bürger ei-
ner Region das Klima bürger-
schaftlichen Engagements. Hier
wird der Ost-West-Gegensatz
besonders deutlich.

Anerkennungskultur
schaffen

Fazit: Für Kommunen und
Länder sowie alle gesellschaftli-
chen Institutionen kommt es
künftig darauf an, das bürger-
schaftliche Engagement zu stär-
ken. Wichtig ist dabei zunächst,
eine Anerkennungskultur für En-
gagement zu schaffen, die heute
vielfach noch wenig ausgeprägt
ist. Mehr denn je sind öffentli-
che und private Institutionen so-
wie Unternehmen gefordert, die
notwendige Infrastruktur des
bürgerschaftlichen Engagements
aktiv zu unterstützen.

Im Landkreis Fürth engagie-
ren sich Landrat Dießl zufolge
viele Bürger in Vereinen. Man-
che nutzen auch die Möglichkeit
des projektbezogenen Engage-
ments für einen bestimmten und
abgegrenzten Zeitraum. „Ob
projektbezogen oder dauerhaft –
wir wollen das hohe Potenzial
der Landkreisbürger nutzen“, so
der Landkreischef. DK

Landkreis Amberg-Sulzbach:

Jahrestagung der Heimatpfleger
Bei der Jahrestagung der Heimatpfleger des Landkreises Am-
berg-Sulzbach in Rieden gab Kreisheimatpfleger Dieter Dörner
einen Rückblick auf die Aktivitäten im abgelaufenen Jahr. Be-
sonders hob er dabei den Tag des offenen Denkmals unter dem
Motto „Vergangenheit aufgedeckt – Archäologie und Baufor-
schung“ mit rund 3.000 Besuchern bei etwa 20 Objekten hervor.

2009 wird Dörner zufolge die-
ser Tag unter dem Motto „Histo-
rische Orte des Genusses“ ste-
hen. Hierzu gehören nicht nur hi-
storische Gasthäuser - auch Kur-
anlagen, Parks, Bäder, Theater
usw. bieten Genuss. Auch die
Bevölkerung sei aufgefordert,
Ideen einzubringen. Ansprech-
partner ist der Heimatpfleger
oder die Gemeinde.

Dörner verwies auf den recht-
zeitig zum Weihnachtsfest er-
schienen Band 31 der Sammlung
heimatkundlicher Beiträge des
Heimatkundlichen Kreises Am-
berg-Sulzbach. Dieser beinhalte
wieder eine breite Palette zur
Heimatgeschichte.

Weniger erfreulich sei hinge-
gen, dass dem zu Beginn des
Jahres gemeinsam mit der Volks-
hochschule initiierten Kultur-
netzwerk der erhoffte Erfolg ver-
sagt blieb. Nach Meinung poten-
zieller Teilnehmer ist die Hand-
habung zu kompliziert. Das Sy-
stem wird vereinfacht und An-
fang 2009 ein neuer Anlauf ver-
sucht.

Obschon der Landkreis Am-
berg-Sulzbach mit vielen se-
henswerten Kirchen aufzuwar-
ten hat, mangelt es dem Besu-
cher meist an Informationen zur
Bau- und Kunstgeschichte der

jeweiligen Kirche, so der Tenor.
Diskutiert wurde deshalb über
eine einheitliche Bestückung
der Kirchen mit entsprechenden
Informationstafeln oder Flyern
bzw. über die Herausgabe eines
landkreisweiten Kirchenfüh-
rers.

„Heimatkundliche
Bewusstseinsbildung“

Auf unzähligen Dachböden la-
gern Fotos, Tagebücher, unveröf-
fentlichte Chroniken usw., die bei
einem Umzug oder nach dem
Tod des Besitzers oft den Weg al-
les Irdischen nehmen oder beim
Trödler landen. Hier wurde wie-
derum angeregt, in Zusammen-
arbeit mit dem Landesamt für
Denkmalpflege eine Broschü-
re zur „heimatkundlichen Be-
wusstseinsbildung“ herauszu-
geben. Die Bevölkerung soll auf
diesem Wege motiviert werden,
die geschichtlich wertvollen
Utensilien denArchiven und Mu-
seen zur Verfügung zu stellen.

Teil 2 der Jahrestagung war
dem Denkmalschutz gewidmet.
Eingeleitet mit einer Diskussi-
onsrunde „Ist Denkmalschutz
kalkulierbar?“ diskutierten Bar-
bara Rubenbauer als Vertreterin
des Landratsamtes, Isabel Lau-

tenschlager und das Ehepaar
Frank-Merl als Eigentümer
denkmalgeschützter Objekte so-
wie Kreisheimatpfleger Dörner
mit den Teilnehmern über Vorge-
hensweise und Finanzierungs-
töpfe bei der Restaurierung
denkmalgeschützter Gebäude.

Dabei äußerten sich die Be-
troffenen durchweg positiv
über die Zusammenarbeit mit
dem Landesamt für Denkmal-
pflege und der von dort gewähr-
ten Unterstützung. Barbara Ru-
benbauer machte als Vertreterin
der Unteren Denkmalschutz-
behörde am Landratsamt deut-
lich, dass Eigentümer erhaltens-
werter Gebäude oft die Auflagen
der Denkmalschutzbehörde als
Argument mangelnder Bereit-
schaft zur Restaurierung vor-
schieben.

Im Anschluss an die Diskussi-
on führte Frau Merl durch das
von ihr und ihrem Ehemann vor-
bildlich restaurierte Hammerher-
renschloss Vilswörth, erläuterte
die Zusammenarbeit mit den
Handwerkern und die Restaurie-
rungstechniken und sprach zu-
dem über mancherlei aufgetrete-
ne Überraschungen. Nochmals
vor der Entscheidung stehend,
würde die Familie in Zusam-
menarbeit mit dem Architekten
und dem Amt für Denkmalpfle-
ge den bereits gegangenen Weg
wieder einschlagen. Gleiches gilt
auch für Familie Lautenschlager,
Eigentümer des Klosterrichter-
hauses in Ensdorf. DK

Innenminister Joachim Herrmann:

Verdiente Markterhebung
für Ruhstorf a. d. Rott

„Die Verleihung des Prädikats Markt ist eine Art ´Verdienst-
medaille´. Sie ist die sichtbare Anerkennung für alle Leistun-
gen, die die Bürgerinnen und Bürger und die Verwaltung mit
Gemeinderat und Bürgermeister für ihre Gemeinde erbracht
haben. Ich freue mich sagen zu können: Die Gemeinde Ruh-
storf a. d. Rott hat die Markterhebung in jeder Hinsicht ver-
dient. Sie ist eine starke Gemeinde im ländlichen Raum mit at-
traktiven Lebens-, Wohn- und Arbeitsverhältnissen“, sagte In-
nenminister Joachim Herrmann anlässlich der Überreichung
der Markterhebungsurkunde an Bürgermeister Erich Hallhu-
ber. Damit wird Ruhstorf a. d. Rott im Landkreis Passau
Bayerns 386. Markt.

Bislang dürfen sich von den
2056 bayerischen Gemeinden
315 Stadt und 385 Markt nen-
nen. Zuletzt wurde der Gemein-
de Kaufering im Landkreis
Landsberg am Lech in Oberbay-
ern am 11. September das Prädi-
kat „Markt“ verliehen.

Die Gemeinde Ruhstorf a.d.
Rott ist eine Wachstumsgemeinde
und übertrifft das Leistungsange-
bot einer „normalen“ Gemeinde
deutlich. Die Gemeinde verfügt
nicht nur über alle nötigen Ein-
richtungen der Daseinsvorsorge,

über ein gut ausgebautes Straßen-
netz, eine zeitgemäße Wasserver-
sorgung und Abwasserbeseiti-
gung sowie über drei Kindergär-
ten und ein offenes Jugendzen-
trum. Sie leistet auch attraktive
Angebote, die über die Gemein-
degrenzen hinauswirken.

Attraktive Angebote

Überörtliche Bedeutung kommt
insbesondere der Niederbayern-
halle mit einer Kapazität von
bis zu 3.000 Besuchern zu. Die

Gemeinde veranstaltet hier u.a.
regional bedeutsame Messen.
Das Frei- und Hallenbad mit
Sauna und angeschlossenen
Sporteinrichtungen übersteigt
ebenfalls den für eine Gemeinde
in der Größe Ruhstorfs üblichen
Standard. Das Freibad wird von
bis zu 3.500 Besuchern am Tag,
auch aus Passau genutzt.

Ruhstorf hat zudem neben zwei
Grundschulen die erste Grund-
und Musikhauptschule Bayerns
mit rund 400 Schülern eingerich-
tet, deren Einzugsbereich weit
über die Gemeinde hinaus geht.
Ruhstorf a.d.Rott ist schließlich
auch bedeutsamer Wirtschafts-
standort für Niederbayern, insbe-
sondere im Bereich Elektrotech-
nik und Maschinenbau. Insge-
samt bietet die Gemeinde fast
3.200Arbeitsplätze. Das Pendler-
saldo ist mit plus 812 außerge-
wöhnlich positiv und zeigt die
herausragende Stellung Ruhstorfs
für das Umland.
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Vorschau auf GZ 1/2
In unserer Ausgabe Nr. 1/2, die am 15. Januar erscheint,
behandeln wir folgende Fachthemen:

Energieversorgung . Energiesparmaßnahmen
Umweltschutz
Abfallwirtschaft und Recycling
Kommunales Verkehrswesen . ÖPNV
Fremdenverkehr in Bayern
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Von links: Bezirksheimatpfleger Dr. Peter Fassl, Landrat Leo
Schrell, der Leiter der VHS-Fotogruppe Dillingen, Wolfgang
Elster, Oberbürgermeister Frank Kunz, Schriftsteller Erich
Pawlu. Text und Bild: -jdt-

Eine besondere Liebeserklärung:

„Landschaften im Licht“
Landrat Leo Schrell und Oberbürgermeister Frank Kunz

würdigten Initiative der Fotogruppe der VHS Dillingen

Dillingen (jdt).Als eine „einmalige Dokumentation unserer Hei-
mat und rundum gelungenes Werk“ feierten Landrat Leo
Schrell und der Dillinger Oberbürgermeister Frank Kunz in ih-
rer gemeinsamen Einladung die Vorstellung des Bildbandes
„Landschaften im Licht - Der Landkreis Dillingen“. Herausge-
geben wurde die mit über 270 hervorragenden Fotos ausgestat-
tete ungewöhnliche „Liebeserklärung an die Heimat“ im Eigen-
verlag des Landkreises Dillingen.

Große Anerkennung galt der
Fotogruppe der Volkshochschule
Dillingen mit ihrem Vorsitzenden
Wolfgang Elster. In zweijähriger
Vorbereitung hatten 15 Fotogra-
fen rund 2500 Aufnahmen in al-
len vier Jahreszeiten gefertigt, das
Rohmaterial für die dann bild-
bandreife Auswahl. Verbunden
war die Vorstellung der „Land-
schaften im Licht“ mit der Eröff-
nung einer Ausstellung von über
80 großformatigen Bildern im
Stadtsaal Dillingen und dem Start
der „Dillinger Fototage“.

Künstlerische Qualität

Landrat Schrell betonte vor
zahlreichen Ehrengästen, die
brillianten Fotos verdeutlichten
„den geographischen Reichtum
unserer Region, weil Land-
schaftsvielfalt von Donautal,
Donauried, Schwäbischer Alp
im Norden und tertiärem Hügel-
land im Süden faszinierend ins
Bild gerückt wird“. Die hohe
fototechnische und künstlerische
Qualität der in den Band aufge-
nommenen Aufnahmen beruhe

auf einer strengen Auswahl.
Dankesworte widmete Schrell

auch den rund 40 Sponsoren, dar-
unter Kommunen und Firmen,
die die Idee von einer fotografi-
schen Laudatio auf die heimische
Region unterstützt hätten.

Ebenso wie Landrat Schrell
lobte Oberbürgermeister Kunz
den Leiter der Fotogruppe, Wolf-
gang Elster, und seine Mitstreiter
für die Aufnahmen von höchster
fotografischer Qualität. Die Stadt
Dillingen werde, so Kunz, den
schönen Bildband in Zukunft Gä-
sten und Freunden der Stadt als
besonderes Geschenk übergeben.
Gewürdigt wurde von den Red-
nern das Engagement des Ideen-
gebers Ludwig Reisner.

„Traum verwirklicht“

Der Schriftsteller Erich Pawlu
hob in seiner Laudatio auf den
Bildband die bleibende Aussage-
kraft der Fotos hervor. Sie seien
ein Ansporn, sich auf die Ent-
deckungsreise durch die Heimat
zu machen. Wolfgang Elster ver-
deutlichte, der Bildband sei ein

Höhepunkt der Vereinsgeschichte
und die Verwirklichung eines
„Traumes“.

Das Loblied der Heimat stimm-
ten in den Begleittexten Werner
Bosch, Bezirksheimatpfleger Dr.
Peter Fassl, Kurt L. Hoff, Martin

Königsdorfer, Peter von Neubeck,
Erich Pawlu, Kreisheimatpfleger
Alois Sailer und Petra Stoll an.

Angeboten wird der Bildband
im örtlichen Buchhandel und im
Landratsamt Dillingen zum Preis
von 29,50 Euro.

Gemeinsame Erklärung von
Schaidinger und Weber

Oberbürgermeister Hans Schaidinger und Bürgermeister Ger-
hard Weber wollen nicht in den derzeit amtierenden CSU-Kreis-
vorstand kooptiert werden. Es mache keinen Sinn, kurz vor Ab-
lauf der Amtszeit des gegenwärtigen Kreisvorstandes diesem für
das letzte Vierteljahr noch als beratende Mitglieder ohne Stimm-
recht anzugehören, betonen die beiden Bürgermeister. Der CSU-
Kreisvorstand Regensburg-Stadt müsse sich in der gegenwärtigen
personellen Zusammensetzung seiner Verantwortung für die seit
Jahrzehnten schlechtesten Wahlergebnisse der CSU bei der Kom-
munalwahl und der Landtags- und Bezirkswahl 2008 stellen.
Schaidinger und Weber seien nicht bereit, als Feigenblatt für das
Versagen anderer zu dienen. Für eine spätere Mitarbeit in diesem
Gremium verlangen beide weiter, dass sich der CSU-Kreisvor-
stand eindeutig von destruktiven Elementen distanziert und dass
er - wie Presseberichten zu entnehmen ist - erneute Manipulati-
onsversuche bei Mitgliederbewegungen im Vorfeld der anstehen-
den parteiinternen Wahlen unterbindet.

Sofern der CSU-Kreisvorsitzende, Dr. Franz Rieger ernsthaft
die Gräben in der Regensburger CSU überwinden und parteiin-
tern Frieden schaffen wolle, dann könne er sich der Unterstützung
von Schaidinger und Weber sicher sein, erklären die beiden Poli-
tiker. Sobald Rieger die Voraussetzungen dafür geschaffen habe,
würden sie eine Rückkehr in den CSU-Kreisvorstand bei den re-
gulären Neuwahlen im März 2009 nicht ausschließen.

E.ON Bayern-Mitarbeiter:

Mit viel „Weihnachts-Energie“
zum Chartstürmer

Regensburg (obx) - Im Dienst geben sie jeden Tag alles dafür,
dass die Stromversorgung in Bayern sicher funktioniert – und
jetzt zu Weihnachten in mehreren Millionen bayerischen Haus-
halten Lichterketten und Schwibbögen leuchten: die Mitarbeiter
von Bayerns größtem regionalen Stromversorger E.ON Bayern.
Für Weihnachten standen einige Beschäftigte jetzt wochenlang
zusätzlich „unter Strom“.

Gemeinsam mit den ganz
Großen der Musikbranche haben
E.ON-Mitarbeiter eine eigene
Winter- und Weihnachts-CD auf-
genommen, die es im internen
Verkauf bereits zum absoluten
Chartstürmer gebracht hat. Auch
im Radio machen die Sanges-
künstler des Energieversorgers
derzeit Karriere: Viele bayerische
Rundfunkstationen spielen die
Lieder bereits rauf und runter.

Auf der Suche nach Musikern
mit Talent und Herzblut fanden
sich 22 Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter des bayerischen Energie-
riesen. Mehrere Monate übten sie
im Tonstudio und unter Profi-Be-
dingungen für den großen Tag:
die Aufnahme von zehn Liedern
gemeinsam mit den Stars.

Begleitet und unterstützt wur-
den die E.ON Bayern-Musiker
von der Sängerin Elli Erl mit ei-
ner neuen Version von White
Christmas, dem Sänger Volkan
Baydar (Orange Blue) und dem
italienischen Streichensemble So-
lis String Quartet, die sich auch
durch die enge Zusammenarbeit
mit dem WelttenorAndrea Bocel-
li einen Namen gemacht haben.

Das Ergebnis kann sich hören
lassen: Zehn Lieder umfasst die
CD, die den Titel „10 Stars for
Christmas“ trägt. Das musikali-
sche Spektrum ist groß. „Sänger,
Instrumentalisten und Komponi-
sten haben die CD zu einem un-
verwechselbaren und persönli-
chen Meisterwerk geformt“, so
E.ON-Sprecher Josef Schönham-
mer. Die Eigenkompositionen
„Christmas in Hawaii“ von Tilo

Preißer und „Ich bin so froh“ von
Christine Fürnrohr sind die weih-
nachtlichen Geheimtipps auf der
Schreibe.Absoluter Favorit vieler
Käufer ist der Song „Do they
know it’s Christmas“, in dem sich
alle an dem Projekt beteiligten
Musiker wiederfinden. Gemixt
und abgemischt wurde das Weih-
nachts-Werk der E.ON-Mitarbei-
ter in New York: von dem be-
kannten, auch international er-
folgreichen Musikproduzenten
Maya Shing und Christian Lohr.

Für soziale Zwecke

In den Mitarbeitershops ist die
Scheibe innerhalb weniger Tage
zum Verkaufsschlager avanciert:
Mehrere hundert Exemplare ge-
hen jeden Tag über die Ladenthe-
ke. Käufer tun gleichzeitig noch
etwas Gutes: Von jeder verkauften
CD spendet E.ON Bayern fünf
Euro für einen sozialen Zweck.
Was auch zum großen Erfolg der
CD beiträgt: Musiksender dürfen
die Lieder ohne Lizenzgebühren
ins Programm aufnehmen.

Aufgrund des großen Erfolgs
im Unternehmen hat E.ON Bay-
ern sich jetzt sogar entschlossen,
die Weihnachts-CD auch an
Nicht-Mitarbeiter des Unterneh-
mens zu verkaufen. Unter www.
eon-bayern.com kann die CD
dann für einen Gesamtpreis von
rund 15 Euro (inkl. Versand) er-
worben werden. „Auch hiervon
spendet E.ON Bayern fünf
Euro für einen sozialen Zweck“,
betont Unternehmenssprecher
Schönhammer.


